














































































































































































































































































































































































































































































































































































































286 W. I. Lenin

sich systematisch und beharrlich gerade auf dieses Ziel „zubewegen". Der
Imperialismus, der die Aufteilung der Welt und die Ausbeutung nicht
allein Chinas bedeutet, der monopolistisch hohe Profite für eine Handvoll
der reichsten Länder bedeutet, schafft die ökonomische Möglichkeit zur
Bestechung der Oberschichten des Proletariats und nährt, formt und
festigt dadurch den Opportunismus. Nur darf man die dem Imperialis-
mus im allgemeinen und dem Opportunismus im besonderen entgegen-
wirkenden Kräfte nicht vergessen, die der Sozialliberale Hobson natür-
lich nicht sieht.

Der deutsche Opportunist Gerhard Hildebrand, der seinerzeit wegen
seiner Verteidigung des Imperialismus aus der Partei ausgeschlossen
wurde, heute aber wohl ein Führer der sogenannten „sozialdemokra-
tischen" Partei Deutschlands sein könnte, ergänzt Hobson ausgezeichnet,
indem er die „Vereinigten Staaten von Westeuropa" (ohne Rußland)
propagiert, und zwar zum „Zusammenwirken" gegen... die Neger Afri-
kas, gegen eine „islamitische Bewegung großen Stils", zur „Bildung einer
Heeres- und Flottenmacht allerersten Ranges", gegen eine „chinesisch-
japanische Koalition" u. a: m.*

Die Schilderung, die uns Schulze-Gaevernitz vom „britischen Impe-
rialismus" gibt, deckt dieselben Merkmale des Parasitismus auf. Wäh-
rend sich in den Jahren 1865 bis 1898 das britische Volkseinkommen
etwa verdoppelt hat, hat sich das Einkommen „vom Auslande" in dieser
Zeitspanne verneunfacht. Wenn zu den „Verdiensten" des Imperialismus
„die Erziehung der Farbigen zur Arbeit" gerechnet wird (ohne Zwang
gehe es dabei nicht...), so besteht die „Gefahr" des Imperialismus darin,
daß Europa „die Arbeit überhaupt - zunächst die landwirtschaftliche
und montane, sodann auch die gröbere industrielle Arbeit - auf die far-
bige Menschheit abschiebt und sich selbst in die Rentnerrolle zurückzieht,
womit es vielleicht die wirtschaftliche und ihr folgend die politische
Emanzipation der farbigen Rassen vorbereitet".

Immer mehr Land wird in England der Landwirtschaft entzogen und
für Sport und Amüsement der Reichen verwendet. Von Schottland, die-
sem aristokratischsten Jagd- und Sportplatz der Welt, wird gesagt, daß
es „von seiner Vergangenheit und Herrn Carnegie" (dem amerikanischen

* Gerhard Hildebrand, „Die Erschütterung der Industrieherrschaft und des
Industriesozialismus", 1910, S. 229 ff.
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Milliardär) „lebt". Allein für Pferderennen und Fuchsjagden gibt Eng-
land jährlich 14 Millionen Pfund Sterling (etwa 130Mill. Rubel) aus. Die
Zahl der Rentner beläuft sich in England auf rund eine Million. Der Pro-
zentsatz der produzierenden Bevölkerung geht zurück:

1851
1901

Bevölkerun
von Englan

17,9
32,5

g Arbeiter in den
d Hauptindustrien
(Millionen)

4,1
4,9

In 7o der
Bevölkerung

2 3 %
1 5 %

Nun ist der bürgerliche Erforscher des „britischen Imperialismus zu
Beginn des 20. Jahrhunderts" gezwungen, wenn er von der englischen
Arbeiterklasse spricht, systematisch einen Unterschied zu machen zwi-
schen der „Oberschicht" der Arbeiter und der „eigentlich proletarischen
Unterschicht". Die Oberschicht liefert die Mitgliedermasse der Genossen-
schaften und Gewerkschaften, der Sportvereine und der zahllosen reli-
giösen Sekten. Ihrem Niveau ist auch das Wahlrecht angepaßt, das in
England „immer noch beschränkt genug ist, um die eigentlich proleta-
rische Unterschicht fernzuhalten"11 Um die Lage der englischen Arbei-
terklasse zu beschönigen, pflegt man nur von dieser Oberschicht zu spre-
chen, die die Minderheit des Proletariats ausmacht: bei der Arbeitslosig-
keit z. B. „handelt es sich überwiegend um eine Frage Londons und der
proletarischen Unterschicht, welche politisch wenig in das Gewicht
fällt".. .* Es hätte heißen müssen: welche für die bürgerlichen Politi-
kaster und die „sozialistischen" Opportunisten wenig ins Gewicht fällt.

Zu den mit dem geschilderten Erscheinungskomplex verknüpften Be-
sonderheiten des Imperialismus gehört die abnehmende Auswanderung
aus den imperialistischen Ländern und die zunehmende Einwanderung
(Zustrom von Arbeitern und Übersiedlung) in diese Länder aus rück-
ständigeren Ländern mit niedrigeren Arbeitslöhnen. Die Auswanderung
aus England sinkt, wie Hobson feststellt, seit 1884: Sie betrug in jenem
Jahr 242 000 und 169 000 im Jahre 1900. Die Auswanderung aus
Deutschland erreichte ihren Höhepunkt im Jahrzehnt 1881-1890, näm-
lich 1 453 000, und sank in den zwei folgenden Jahrzehnten auf 544 000

* Schulze-Gaevernitz, „Br. Imp.", S. 301.
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bzw. 341 000. Dafür stieg die Zahl der Arbeiter, die aus Österreich,
Italien, Rußland usw. nach Deutschland kamen. Nach der Volkszählung
vom Jahre 1907 gab es in Deutschland 1 342 294 Ausländer, davon
440 800 Industriearbeiter und 257 329 Landarbeiter.* In Frankreich
sind die Arbeiter im Bergbau „zum großen Teil" Ausländer: Polen,
Italiener und Spanier.** In den Vereinigten Staaten nehmen die Ein-
wanderer aus Ost- und Südeuropa die am schlechtesten bezahlten Stellen
ein, während die amerikanischen Arbeiter den größten Prozentsatz der
Aufseher und der bestbezahlten Arbeiter stellen.*** Der Imperialismus
hat die Tendenz, auch unter den Arbeitern privilegierte Kategorien auszu-
sondern und sie von der großen Masse des Proletariats abzuspalten.

Es muß bemerkt werden, daß in England die Tendenz des Imperialis-
mus, die Arbeiter zu spalten, den Opportunismus unter ihnen zu stärken
und eine zeitweilige Fäulnis der Arbeiferbewegung hervorzurufen, viel
früher zum Vorschein kam als Ende des 19. und Anfang des 20. Jahr-
hunderts. Denn zwei der wichtigsten Merkmale des Imperialismus - rie-
siger Kolonialbesitz und Monopolstellung auf dem Weltmarkt - traten
in England schon seit Mitte des 19. Jahrhunderts hervor. Marx und En-
gels verfolgten jahrzehntelang systematisch diesen Zusammenhang des
Opportunismus in der Arbeiterbewegung mit den imperialistischen Be-
sonderheiten des englischen Kapitalismus. Engels schrieb z. B. am 7. Ok-
tober 1858 an Marx, „ . . . daß das englische Proletariat faktisch mehr
und mehr verbürgert, so daß diese bürgerlichste aller Nationen es schließ-
lich dahin bringen zu wollen scheint, eine bürgerliche Aristokratie und
ein bürgerliches Proletariat neben der Bourgeoisie zu besitzen. Bei einer
Nation, die die ganze Welt exploitiert, ist das allerdings gewissermaßen
gerechtfertigt."84 Fast ein Vierteljahrhundert später, in seinem Brief vom
11. August 1881, spricht er von Gewerkschaften, „welche nur mit jenen
schlechtesten englischen vergleichbar sind, die es zulassen, sich von an
die Bourgeoisie verkauften oder zumindest von ihr bezahlten Leuten
führen zu lassen"85. Und in einem Brief an Kautsky vom 12. September
1882 schreibt Engels: „Sie fragen mich, was die englischen Arbeiter von

* „Statistik des Deutschen Reichs", Bd. 211.
** Henger, „Die Kapitalsanlage der Franzosen", Stuttg. 1913.

*** Hourwich, „Immigration and Labor" (Einwanderung und Arbeit. Die Red.).
N. Y. 1913.
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der Kolonialpolitik denken? Nun, genau dasselbe, was sie von der Politik
überhaupt denken... Es gibt hier ja keine Arbeiterpartei, es gibt nur
Konservative und Liberal-Radikale, und die Arbeiter zehren flott mit von
dem Weltmarkts-und Kolonialmonopol Englands."* (Dasselbe sagt Engels
auch im Vorwort zur zweiten Auflage der „Lage der arbeitenden Klasse
in England", 1892.)

Hier sind Ursachen und Wirkungen deutlich aufgezeigt. Ursachen:
1. Ausbeutung der ganzen Welt durch das betreffende Land; 2. seine
Monopolstellung auf dem Weltmarkt; 3. sein Kolonialmonopol. Wirkun-
gen : 1. Verbürgerung eines Teils des englischen Proletariats; 2. ein Teil
des Proletariats läßt sich von Leuten führen, die von der Bourgeoisie
gekauft sind oder zumindest von ihr bezahlt werden. Der Imperialismus
zu Beginn des 20. Jahrhunderts hat die Aufteilung der Welt unter einige
wenige Staaten zu Ende geführt, von denen jeder gegenwärtig einen nicht
viel kleineren Teil der „ganzen Welt" ausbeutet (im Sinne der Gewin-
nung von Extraprofit) als England im Jahre 1858; jeder nimmt eine Mo-
nopolstellung auf dem Weltmarkt ein dank den Trusts, den Kartellen,
dem Finanzkapital und dem Verhältnis des Gläubigers zum Schuldner;
jeder besitzt bis zu einem gewissen Grade ein Kolonialmonopol (wir
sahen, daß von den 75 Mill. Quadratkilometern aller Kolonien der Welt
65 Mill., d. h. 86%, in den Händen von sechs Mächten konzentriert sind;
61 Mill., d.h. 81%, sind in den Händen von 3Mächten konzentriert).

Das Merkmal der heutigen Lage besteht in ökonomischen und politi-
schen Bedingungen, die zwangsläufig die Unversöhnlichkeit des Oppor-
tunismus mit den allgemeinen und grundlegenden Interessen der Arbei-
terbewegung verstärken mußten: Der Imperialismus hat sich aus Ansätzen
zum herrschenden System entwickelt; die kapitalistischen Monopole ha-
ben in der Volkswirtschaft und in der Politik den ersten Platz eingenom-
men; die Aufteilung der Welt ist beendet; und anderseits sehen wir an
Stelle des ungeteilten englischen Monopols den Kampf einer kleinen
Anzahl imperialistischer Mächte um die Beteiligung am Monopol, der

»Briefwechsel von Marx und Engels, Bd. II, S. 290; IV, 433. (Karl Marx/
Friedrich Engels, Werke, Bd. 35, S. 357. Der Übers.) - K. Kautsky, „Sozialismus
und Kolonialpolitik", BrI. 1907, S. 79; diese Broschüre schrieb Kautsky in jenen
unendlich fernen Zeiten, als er noch Marxist war.

19 Lenin. Werke, Bd. 22
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den ganzen Beginn des 20. Jahrhunderts kennzeichnet. Der Opportunis-
mus kann jetzt nicht mehr in der Arbeiterbewegung irgendeines Landes
auf eine lange Reihe von Jahrzehnten hinaus völlig Sieger bleiben, so wie
er in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in England gesiegt hatte ;
in einer Reihe von Ländern ist der Opportunismus vielmehr reif, über-
reif geworden und in Fäulnis übergegangen, da er sich als Sozialchauvi-
nismus mit der bürgerlichen Politik restlos verschmolzen hat.*

IX. KRITIK DES IMPERIALISMUS

Die Kritik des Imperialismus fassen wir im weiten Sinne des Wortes
als die Stellung auf, die die verschiedenen Gesellschaftsklassen in Verbin-
dung mit ihrer allgemeinen Ideologie zur Politik des Imperialismus ein-
nehmen.

Einerseits die gigantischen Ausmaße des in wenigen Händen konzen-
trierten Finanzkapitals, das sich ein außergewöhnlich weitverzweigtes und
dichtes Netz von Beziehungen und Verbindungen schafft, durch das es
sich die Masse nicht nur der mittleren und kleinen, sondern selbst der
kleinsten Kapitalisten und Unternehmer unterwirft; anderseits der ver-
schärfte Kampf mit den anderen nationalstaatlichen Finanzgruppen um
die Aufteilung der Welt und um die Herrschaft über andere Länder -
all dies führt zum geschlossenen Übergang aller besitzenden Klassen auf
die Seite des Imperialismus. „Allgemeine" Begeisterung für seine Per-
spektiven, wütende Verteidigung des Imperialismus, seine Beschönigung
in jeder nur möglichen Weise - das ist das Zeichen der Zeit. Die impe-
rialistische Ideologie dringt auch in die Arbeiterklasse ein. Diese ist nicht
durch eine chinesische Mauer von den anderen Klassen getrennt. Wenn
die Führer der heutigen sogenannten „sozialdemokratischen" Partei
Deutschlands mit Recht „Sozialimperialisten" genannt werden, d. h. So-
zialisten in Worten, Imperialisten in der Tat, so hat Hobson bereits 1902

* Der russische Sozialchauvinismus der Herren Potressow, Tschchenkeli,
Maslow usw. sowohl in seiner offenen Gestalt wie in der verkappten (der
Herren Tschcheidse, Skobelew, Axelrod, Martow usw.) ist ebenfalls aus der
russischen Abart des Opportunismus, nämlich dem Liquidatorentum, hervor-
gegangen. .
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in England das Vorhandensein von „Fabier-Imperialisten" festgestellt,
die der opportunistischen „Gesellschaft der Fäbier" angehören.

Bürgerliche Gelehrte und Publizisten treten als Verteidiger des-Impe-
rialismus gewöhnlich in etwas verkappter Form auf, indem sie die völlige
Herrschaft des Imperialismus und seine tiefen Wurzeln vertuschen, dafür
aber Einzelheiten und nebensächliche Details in den Vordergrund zu
rücken versuchen, um durch ganz unernste „Reform"projekte von der Art
einer Polizeiaufsicht über die Trusts oder Banken u. a. die Aufmerksam-
keit vom Wesentlichen abzulenken. Seltener treten zynische", offene Im-
perialisten auf, die den Mut haben, auszusprechen, wie unsinnig es ist,
die Grundeigenschaften des Imperialismus reformieren zu wollen.

Wir wollen ein Beispiel anführen. Im „Weltwirtschaftlichen Archiv"
befleißigen sich die deutschen Imperialisten, die nationalen Befreiungs-
bewegungen in den Kolonien, besonders natürlich in den nichtdeutschen,
zu verfolgen. Sie registrieren eine Gärung und Proteste in Indien, eine
Bewegung in Natal (Südafrika), in Niederländisch-Indien usw. In der Be-
sprechung eines englischen Berichts über die vom 28. bis 30. Juni 1910
abgehaltene Konferenz unterworfener Nationen und Rassen, an der Ver-
treter verschiedener unter Fremdherrschaft stehender Völker Asiens,
Afrikas und Europas teilnahmen, schreibt einer dieser Imperialisten in
Einschätzung der auf der Konferenz gehaltenen Reden: „Der Imperialis-
mus, so heißt es, soll bekämpft werden; die herrschenden Staaten sollen
das Recht der unterworfenen Völker auf Selbstregierung anerkennen,
und ein internationaler Gerichtshof soll die Handhabung der zwischen
den Großmächten und den schwächeren Völkern geschlossenen Verträge
überwachen. Über diese frommen Wünsche kommt man nicht hinaus.
Von der Einsicht, daß der Imperialismus mit dem Kapitalismus in seiner
heutigen Gestalt unzertrennlich verbunden ist, bemerken wir keine Spur
und darum (! I) ebensowenig von der Einsicht, daß eine direkte Bekämp-
fung des Imperialismus aussichtslos ist, es sei denn, daß man sich darauf
beschränkt, gegen einige besonders häßliche Exzesse aufzutreten."* Weil
eine Verbesserung der Grundlagen des Imperialismus durch Reformen
ein Betrug, ein „frommer Wunsch" ist, weil die bürgerlichen Vertreter
der unterdrückten Nationen nicht „darüber hinaus" kommen, darum
geht der bürgerliche Vertreter der unterdrückenden Nation nach rück-

* „Weltwirtschaftliches Archiv", Bd. II, S. 193 ff.

19*
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wärts „darüber hinaus", nämlich bis zur Liebedienerei vor dem Impe-
rialismus, die mit Ansprüchen auf „Wissenschaftlichkeit" verbrämt wird.
Auch eine „Logik"!

Die Fragen, ob eine Änderung der Grundlagen des Imperialismus durch
Reformen möglich sei, ob man vorwärts gehen solle, zur weiteren Ver-
schärfung und Vertiefung der durch ihn erzeugten Widersprüche, oder
rückwärts, zu deren Abstumpfung, das sind Kernfragen der Kritik des
Imperialismus. Da zu den politischen Besonderheiten des Imperialismus
die Reaktion auf der ganzen Linie sowie die Verstärkung der nationalen
Unterdrückung in Verbindung mit dem Druck der Finanzoligarchie und
mit der Beseitigung der freien Konkurrenz gehören, so tritt mit Beginn
des 20. Jahrhunderts in fast allen imperialistischen Ländern eine klein-
bürgerlich-demokratische Opposition gegen den Imperialismus auf. Und
der Bruch Kautskys und der weitverbreiteten internationalen Strömung
des Kautskyanertums mit dem Marxismus besteht gerade darin, daß
Kautsky es nicht nur unterlassen, es nicht verstanden hat, dieser klein-
bürgerlichen, reformistischen, ökonomisch von Grund aus reaktionären
Opposition entgegenzutreten, sondern sich im Gegenteil praktisch mit
ihr vereinigt hat.

In den Vereinigten Staaten hat der imperialistische Krieg gegen Spa-
nien im Jahre 1898 die Opposition der „Antiimperialisten" hervorgeru-
fen ; diese letzten Mohikaner der bürgerlichen Demokratie, die diesen
Krieg ein „Verbrechen" nannten, hielten die Annexion fremder Länder
für einen Verfassungsbruch, erklärten die Behandlung des Eingeborenen-
führers auf den Philippinen, Aguinaldo, für einen „chauvinistischen Be-
trug" (man hatte ihm erst die Freiheit seines Landes versprochen, dann
aber amerikanische Truppen landen lassen und die Philippinen annek-
tiert) und zitierten Lincolns Ausspruch: „Wenn der Weiße sich selbst
regiert, so ist das Selbstverwaltung; wenn er aber sich selbst und zu-
gleich noch andere regiert, so ist das nicht mehr Selbstverwaltung, es ist
Despotie."* Aber solange diese ganze Kritik davor zurückscheute, die un-
zertrennliche Verbindung des Imperialismus mit den Trusts und folglich
auch mit den Grundlagen des Kapitalismus zuzugeben, solange sie Angst
hatte, sich den Kräften, die durch den Großkapitalismus und seine Ent-

•J. Patouillet, „L'imperialisme americain" (Der amerikanische Imperialis-
mus. Die Red.). Dijon 1904, S. 272.



Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus 293

Wicklung erzeugt werden, anzuschließen, solange blieb diese Kritik ein
„frommer Wunsch".

Von derselben Art ist die Grundeinstellung Hobsons in seiner Kritik
des Imperialismus. Hobson nahm Kautsky vorweg, indem er sich gegen
die „Unvermeidlichkeit des Imperialismus" wandte und sich auf die Not-
wendigkeit berief, „die Konsumtionsfähigkeit der Bevölkerung zu heben"
(unter dem Kapitalismus!). Auf dem kleinbürgerlichen Standpunkt in der
Kritik des Imperialismus, der Allmacht der Banken, der Finanzoligarchie
usw. stehen auch die von uns mehrfach zitierten Agahd, A. Lansburgh,
L. Eschwege und von den französischen Autoren Victor Berard, der Ver-
fasser eines oberflächlichen Buches: „England und der Imperialismus",
das 1900 erschienen ist. Sie alle, die durchaus nicht den Anspruch er-
heben, Marxisten zu sein, stellen dem Imperialismus die freie Konkur-
renz und die Demokratie entgegen, verurteilen das Abenteuer der Bag-
dadbahn, das zu Konflikten und zum Krieg führe, äußern „fromme
Wünsche" nach Frieden usw. - bis hinauf zu dem Statistiker der inter-
nationalen Emissionen, A. Neymarck, der 1912 die Hunderte von Mil-
liarden Francs „internationaler" Werte berechnete und ausrief: „Ist es
denkbar, daß der Frieden gebrochen werden könnte? . . . daß man bei
diesen ungeheuren Zahlen riskieren würde, einen Krieg zu beginnen?"*

Bei bürgerlichen Ökonomen ist eine derartige Naivität nicht verwun-
derlich; für sie ist es überdies auch vorteilhaft, so naiv zu tun, und „im
Ernst" von Frieden unter dem Imperialismus zu reden. Was ist aber bei
Kautsky vom Marxismus übriggeblieben, wenn er sich in den Jahren
1914, 1915, 1916 auf denselben bürgerlich-reformerischen Standpunkt
stellt und behauptet, „alle" (Imperialisten, Quasisozialisten und Sozial-
pazifisten) seien sich in der Frage des Friedens „einig"? Statt einer Ana-
lyse und Aufdeckung der tiefen Widersprüche des Imperialismus sehen
wir nichts als den reformerischen „frommen Wunsch", sie mit einer
Handbewegung abzutun, sich mit Worten über sie hinwegzusetzen.

Hier ein Musterbeispiel von Kautskys ökonomischer Kritik des Impe-
rialismus. Er nimmt die Daten über Englands Ein- und Ausfuhrhandel
mit Ägypten für die Jahre 1872 und 1912; es stellt sich heraus, daß diese

* „Bulletin de l'Institut international de Statistique", t. XIX, livr. II, p. 225
(Bulletin des Internationalen Statistischen Instituts, Bd. XIX, II. Folge, S. 225.
Die Red.).
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Ein- und Ausfuhr langsamer wuchs als die gesamte Ein- und Ausfuhr
Englands. Und Kautsky folgert daraus: „Wir haben keine Ursache, an-
zunehmen, daß er" (der Handel Englands mit Ägypten) „ohne die mili-
tärische Besetzung Ägyptens durch das bloße Gewicht der ökonomischen
Faktoren weniger gewachsen wäre." „Diese Ausdehnungsbestrebungen"
(des Kapitals) „werden am besten nicht durch die gewalttätigen Metho-
den des Imperialismus, sondern durch die friedliche Demokratie ge-
fördert."*

Diese Betrachtungen Kautskys, die ihm sein russischer Schildknappe
(und russischer Beschützer der Sozialchauvinisten), Herr Spectator86, iri
hundertfältigen Variationen nachplappert, bilden die Grundlage der
Kautskyschen Kritik des Imperialismus, und deshalb müssen wir ausführ-
licher darauf eingehen. Wir beginnen mit einem Zitat aus Hilferding,
dessen Schlußfolgerungen Kautsky mehrfach, auch im April 1915, als
„von den sozialistischen Theoretikern einhellig akzeptiert" erklärte.

„Es ist nicht Sache des Proletariats", schreibt Hilferding, „der fort-
geschritteneren kapitalistischen Politik gegenüber die überwundene der
Freihandelsära und der Staatsfeindschaft entgegenzusetzen. Die Antwort
des Proletariats auf die Wirtschaftspolitik des Finanzkapitals, den Impe-
rialismus, kann nicht der Freihandel, kann nur der Sozialismus sein. Nicht
das reaktionär gewordene Ideal der Wiederherstellung der freien Kon-
kurrenz, sondern völlige Aufhebung der Konkurrenz durch Überwin-
dung des Kapitalismus kann jetzt allein das Ziel proletarischer Politik
sein."**

Kautsky hat mit dem Marxismus gebrochen, da er für die Epoche des
Finanzkapitals ein „reaktionär gewordenes Ideal", die „friedliche Demo-
kratie", das „bloße Gewicht der ökonomischen Faktoren" predigt - denn
objektiv zerrt uns dieses Ideal zurück, vom monopolistischen zum nicht-
monopolistischen Kapitalismus, ist es ein reformistischer Betrug.

Der Handel mit Ägypten (oder mit einer anderen Kolonie oder Halb-
kolonie) „wäre" stärker „gewachsen" ohne militärische Besetzung, ohne
Imperialismus, ohne Finanzkapital. Was bedeutet das? Daß sich der Ka-
pitalismus rascher entwickelt hätte, wenn die freie Konkurrenz nicht ein-

* Kautsky, „Nationalstaat, imperialistischer Staat und Staatenbund", Nürn-
berg 1915, S. 72 und 70.
** „Das Finanzkapital", S. 567 (a. a. O., S. 555/556. Der Übers.).
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geschränkt gewesen wäre, weder durch Monopole überhaupt noch durch
„Beziehungen" oder den Druck (d. h. wiederum durch das Monopol) des
Finanzkapitals, noch durch die monopolistische Beherrschung von Kolo-
nien seitens einzelner Länder?

Einen anderen Sinn können Kautskys Betrachtungen nicht haben, und
dieser „Sinn" ist Unsinn. Angenommen, es märe richtig, daß sich Kapi-
talismus und Handel bei freier Konkurrenz, ohne irgendwelche Mono-
pole, schneller entwickeln würden. Aber je schneller die Entwicklung
des Handels und des Kapitalismus vor sich geht, um so stärker ist doch
die Konzentration der Produktion und des Kapitals, die das Monopol
erzeugt. Und die Monopole sind ja schon entstanden, gerade aus der
freien Konkurrenz! Selbst wenn die Monopole jetzt die Entwicklung zu
verlangsamen begonnen haben, so ist das dennoch kein Argument zu-
gunsten der freien Konkurrenz, die unmöglich geworden ist, nachdem sie
die Monopole erzeugt hat.

Wie immer man Kautskys Betrachtungen auch dreht und wendet, es
kommt nichts anderes heraus als reaktionäre Einstellung und bürgerliches
Reformertum.

Wollte man diese Betrachtung korrigieren und sagen, wie es Spectator
tut: der Handel der englischen Kolonien mit England entwickelt sich jetzt
langsamer als der Handel mit anderen Ländern, so würde das Kautsky
auch nicht retten. Denn England wird ebenfalls vom Monopol,
ebenfalls vom Imperialismus, nur dem eines anderen Landes (Ame-
rikas, Deutschlands), geschlagen. Bekanntlich haben die Kartelle zu Schutz-
zöllen neuer, origineller Art geführt: Es werden gerade diejenigen Pro-
dukte geschützt (das hat bereits Engels im dritten Band des „Kapitals"87

vermerkt), die exportfähig sind. Bekannt ist ferner das den Kartellen und
dem Finanzkapital eigene System der „Ausfuhr zu Schleuderpreisen",
des „Dumping", wie die Engländer sagen: Im Inland verkauft das Kar-
tell seine Erzeugnisse zu monopolistischen Höchstpreisen, im Ausland
aber setzt es sie zu Schleuderpreisen ab, um die Konkurrenz zu unter-
graben, die eigene Produktion maximal zu steigern usw. Wenn Deutsch-
lands Handel mit den englischen Kolonien sich schneller entwickelt als der
Englands, so beweist das lediglich, daß der deutsche Imperialismus fri-
scher, kräftiger, organisierter ist und höher steht als der englische, es be-
weist aber keineswegs die „Überlegenheit" des freien Handels, denn hier
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kämpft nicht Freihandel gegen Schutzzollsystem und koloniale Abhängig-
keit, sondern Imperialismus gegen Imperialismus, Monopol gegen Mono-
pol, Finanzkapital gegen Finanzkapital. Die Überlegenheit des deutschen
Imperialismus über den englischen ist stärker als die Mauer der Kolonial-
grenzen oder der Schutzzölle: Daraus ein „Argument" für Freihandel
und „friedliche Demokratie" zu konstruieren ist eine Plattheit, heißt die
Grundzüge und Haupteigenschaften des Imperialismus vergessen, heißt
an Stelle des Marxismus spießbürgerlichen Reformismus setzen.

Interessant ist, daß sogar der bürgerliche Ökonom A. Lansburgh, der
den Imperialismus genauso spießbürgerlich kritisiert wie Kautsky, immer-
hin mit mehr Wissenschaftlichkeit an die Bearbeitung der Handelsstati-
stik heranging. Er verglich nicht ein einzelnes, zufällig herausgegriffenes
Land und nicht nur eine Kolonie mit den anderen Ländern, sondern er
verglich den Export eines imperialistischen Landes 1. nach Ländern, die
von ihm finanziell abhängig sind, von ihm Geld leihen, und 2. nach Län-
dern, die finanziell unabhängig sind. Dabei kam er zu folgendem Ergebnis:

Ausfuhr aus Deutschland
(inMill.Mark)

1889 1908

Nach den von
Deutschland finanziell
abhängigen Ländern:

Rumänien
Portugal
Argentinien
Brasilien
Chile
Türkei

48,2
19,0
60,7
48,7
28,3
29,9

70,8
32,8

147,0
84,5
52,4
64,0

Steigerung in °/o

+ 47%
+ 73%
+ 143%
+ 73%
+ 85%
+ 114%

Nach den von
Deutschland finanziell •
unabhängigen Ländern:

Summa

Großbritannien
Frankreich
Belgien
Schweiz
Australien
Niederländisch-
indien

234.8

651,8
210,2
137,2
177,4
21,2

8,8

451.5

997,4
437,9
322,8
401,1
64,5

40,7

+ 92%

+ 53%
+ 108%
+ 135%
+ 127%
+ 205%

+ 363%
Summa 1206.6 2264,4 + 87%
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Lansburgh hat die Summen nicht gezogen und deshalb seltsamerweise
nicht bemerkt, daß diese Zahlen, wenn sie überhaupt etwas beweisen,
nur gegen ihn sprechen, denn der Export nach den finanziell abhängigen
Ländern wuchs, wenn auch nur um weniges, immerhin schneller als der
nach den finanziell unabhängigen Ländern (wir betonen „wenn", denn
Lansburghs Statistik ist bei weitem noch nicht vollständig).

Dem Zusammenhang zwischen Export und Anleihen nachgehend,
schreibt Lansburgh:

„In den Jahren 1890/91 wurde eine rumänische Anleihe von deutschen
Banken übernommen, die bereits in den vorhergehenden Jahren Vor-
schüsse darauf gegeben hatten. Die Anleihe diente in der Hauptsache der
Beschaffung von Eisenbahnmaterial, das aus Deutschland bezogen wurde.
Im Jahre 1891 betrug die deutsche Ausfuhr nach Rumänien 55Mill. M.
Im nächsten Jahre sank sie auf 39,4 Millionen, um mit Unterbrechungen
bis auf 25,4 Millionen (1900) zurückzugehen. Erst in den allerletzten
Jahren ist der Stand von 1891 wieder erreicht worden - dank ein paar
neuen Anleihen.

Die deutsche Ausfuhr nach Portugal stieg infolge der Anleihen von
1888/89 bis auf 21,1 Mill. M (1890), fiel dann in den beiden folgenden
Jahren auf 16,2 und 7,4 Millionen und erreichte ihren alten Stand erst
wieder im Jahre 1903.

Noch krasser gestalteten sich die Dinge im deutsch-argentinischen Ver-
kehr. Infolge der Anleihen von 1888 und 1890 bezifferte sich die deut-
sche Ausfuhr nach Argentinien im Jahre 1889 auf 60,7 Mill. M. Zwei
Jahre später betrug die Ausfuhr nur noch 18,6 Mill. M, also nicht den
dritten Teil. Erst 1901 wurde der Höhepunkt von 1889 erstmalig über-
schritten, was mit der Übernahme neuer Staats- und Stadtanleihen, der
Geldhingabe zur Errichtung von Elektrizitätswerken und sonstigen Kre-
ditgewährungen zusammenhing.

Die Ausfuhr nach Chile stieg infolge der Anleihe von 1889 auf 45,2
Mill. M (1892) und fiel im zweiten Jahr darauf unter die Hälfte, auf
22,5 Mill. M. Nach Übernahme einer neuen Anleihe seitens deutscher
Banken im Jahre 1906 stieg die Ausfuhr auf 84,7 Mill. M (1907), um
bereits 1908 wieder auf 52,4 Millionen zu fallen."*

Lansburgh leitet aus diesen Tatsachen die ergötzliche Spießermoral
*JDie Bank". 1909, 2, S. 819 ff.
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ab, wie unsicher und ungleichmäßig die an Anleihen geknüpfte Ausfuhr
sei, wie übel es sei, Kapitalien nach dem Ausland zu exportieren, anstatt
die einheimische Industrie „natürlich" und „harmonisch" fortzuentwic-
keln, wie „teuer" Krupp die Millionen Bakschisch bei Auslandsanleihen
zu stehen kommen u. dgl. m. Aber die Tatsachen besagen deutlich: Die
Steigerung des Exports ist gerade an die Schwindelmanöver des Finanz-
kapitals geknüpft, das sich nicht um die bürgerliche Moral schert und
dem Ochsen das Fell zweimal über die Ohren zieht: einmal durch die
Profite aus der Anleihe und dann durch die Profite aus derselben An-
leihe, sobald sie zum Ankauf der Kruppschen Erzeugnisse oder der
Eisenbahnmaterialien des Stahlsyndikats usw. verwendet wird.

Wir wiederholen: Wir halten Lansburghs Statistik keineswegs für voll-
kommen, aber sie mußte angeführt werden, denn sie ist wissenschaftlicher
als die Kautskys und Spectators, da Lansburgh an die Frage einiger-
maßen richtig herangeht. Um über die Bedeutung des Finanzkapitals für
die Ausfuhr usw. ein Urteil abzugeben, muß man es verstehen, den Zu-
sammenhang der Ausfuhr speziell und lediglich mit den Manövern der
Finanziers, speziell und lediglich mit dem Absatz der Kartellerzeugnisse
usw. herauszuarbeiten. Aber einfach Kolonien überhaupt mit Nicht-
kolonien, einen Imperialismus mit einem andern Imperialismus, eine
Halbkolonie oder Kolonie (Ägypten) mit allen übrigen Ländern zu ver-
gleichen heißt gerade das Wesen der Dinge umgehen und vertuschen.

Die theoretische Kritik des Imperialismus bei Kautsky hat eben des-
halb nichts mit dem Marxismus gemein, sie taugt eben deshalb nur als
Ausgangspunkt für die Propaganda des Friedens und der Einheit mit den
Opportunisten und Sozialchauvinisten, weil diese Kritik gerade die tief-
sten und fundamentalsten Widersprüche des Imperialismus umgeht und
vertuscht: den Widerspruch zwischen den Monopolen und der neben
ihnen existierenden freien Konkurrenz, zwischen den riesenhaften „Trans-
aktionen" (und riesenhaften Profiten) des Finanzkapitals und dem „ehr-
lichen" Handel auf dem freien Markt, zwischen den Kartellen und Trusts
einerseits und der nichtkartellierten Industrie anderseits usw.
; Ebenso reaktionären Charakter trägt auch die von Kautsky erfundene
berüchtigte Theorie des „Ultraimperialismus". Man vergleiche nur seine
Betrachtung über dieses Thema im Jahre 1915 mit der Hobsons aus dem
Jahre 1902.
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Kautsky: „. . . ob es nicht möglich sei, daß die jetzige imperialistische
Politik durch eine neue, ultraimperialistische verdrängt werde, die an
Stelle des Kampfes der nationalen Finanzkapitale untereinander die ge-
meinsame Ausbeutung der Welt durch das international verbündete Fi-
nanzkapital setzte. Eine solche neue Phase des Kapitalismus ist jedenfalls
denkbar. Ob auch realisierbar, das zu entscheiden fehlen noch die genü-
genden Voraussetzungen."*

Hobson: „Das Christentum, das sich so auf wenige große föderative
Reiche ausgebreitet hat, von denen jedes eine Reihe von unzivilisierten
Kolonien und abhängigen Ländern beherrscht, erscheint vielen als höchst
gesetzmäßige Entwicklung der Tendenzen der Gegenwart, und dazu als
eine Entwicklung, die am ehesten einen dauernden Frieden auf der festen
Grundlage des Interimperialismus erhoffen läßt."**

Kautsky hat also Ultraimperialismus oder Gberimperialismus das ge-
nannt, was Hobson 13 Jahre früher Interimperialismus oder Zwischen-
imperialismus nannte. Außer der Erfindung eines neuen hochgelahrten
Wörtchens mittels Ersetzung einer lateinischen Vorsilbe durch eine andere
besteht der Fortschritt des „wissenschaftlichen" Denkens bei Kautsky nur
in der Anmaßung, etwas als Marxismus auszugeben, was Hobson im
Grunde genommen als Heuchelei englischer Pfaffen bezeichnet. Nach
dem Burenkrieg war es für diesen hochehrwürdigen Stand ganz natür-
lich, seine Bemühungen hauptsächlich auf die Vertröstung der englischen
Kleinbürger und Arbeiter zu richten, die in den südafrikanischen Schlach-
ten nicht wenige Tote verloren hatten und die Sicherung der erhöhten
Profite der englischen Finanzleute mit erhöhten Steuern bezahlen muß-
ten. Und welche Vertröstung hätte besser sein können als die, daß der
Imperialismus gar nicht so schlimm sei, daß er sich dem Inter- (oder
Ultra-)imperialismus nähere, der dauernden Frieden zu gewährleisten
imstande sei? Was immer auch die wohlgemeinten Absichten der eng-r
lischen Pfaffen oder des süßlichen Kautsky sein mögen, der objektive,
d. h. wirkliche soziale Sinn seiner „Theorie" ist einzig und allein der-
eine höchst reaktionäre Vertröstung der Massen auf die Möglichkeit eines
dauernden Friedens im Kapitalismus, indem man die Aufmerksamkeit
von den akuten Widersprüchen und akuten Problemen der Gegenwart

*TÖie Neue Zeit", 30. April 1915. 144.
-** J. A. Hobson, „Imperialism", London 1902, S. 351. Der Übers.
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ablenkt auf die verlogenen Perspektiven irgendeines angeblich neuen
künftigen „Ultraimperialismus". Betrug an den Massen und sonst absolut
nichts ist der Inhalt von Kautskys „marxistischer" Theorie.

In der Tat, es genügt, allgemein bekannte, unbestreitbare Tatsachen
einander gegenüberzustellen, um sich davon zu überzeugen, wie verlogen
die Perspektiven sind, die Kautsky den deutschen Arbeitern (und den
Arbeitern aller Länder) weiszumachen sucht. Man nehme Indien, Indo-
china und China. Bekanntlich werden diese drei kolonialen und halbkolo-
nialen Länder mit einer Bevölkerung von 600-700 Millionen Menschen
vom Finanzkapital einiger imperialistischer Mächte - Englands, Frank-
reichs, Japans, der Vereinigten Staaten usw. - ausgebeutet. Angenommen,
diese imperialistischen Staaten schlössen Bündnisse, ein Bündnis gegen
ein anderes, um ihren Besitz, ihre Interessen und „Einflußsphären" in den
genannten asiatischen Staaten zu behaupten oder auszudehnen. Das wä-
ren „interimperialistische" oder „ultraimperialistische" Bündnisse. Ange-
nommen, sämtliche imperialistischen Mächte schlössen ein Bündnis zur
„friedlichen" Aufteilung der genannten asiatischen Länder - das wäre ein
„international verbündetes Finanzkapital". Es gibt in der Geschichte des
20. Jahrhunderts faktische Beispiele eines derartigen Bündnisses, z. B. im
Verhalten der Mächte zu China. Es fragt sich nun, ist die Annahme
„denkbar", daß beim Fortbestehen des Kapitalismus (und diese Bedin-
gung setzt Kautsky gerade voraus) solche Bündnisse nicht kurzlebig
wären, daß sie Reibungen, Konflikte und Kampf in jedweden und allen
möglichen Formen ausschließen würden?

Es genügt, diese Frage klar zu stellen, um sie nicht anders als mit Nein
zu beantworten. Denn unter dem Kapitalismus ist für die Aufteilung der
Interessen- und Einflußsphären, der Kolonien usw. eine andere Grund-
lage als die Stärke der daran Beteiligten, ihre allgemeinwirtschaftliche,
finanzielle, militärische und sonstige Stärke, nicht denkbar. Die Stärke
der Beteiligten aber ändert sich ungleichmäßig, denn eine gleichmäßige
Entwicklung der einzelnen Unternehmungen, Trusts, Industriezweige und
Länder kann es unter dem Kapitalismus nicht geben. Vor einem halben
Jahrhundert war Deutschland, wenn man seine kapitalistische Macht
mit der des damaligen Englands vergleicht, eine klägliche Null; ebenso
Japan im Vergleich zu Rußland. Ist die Annahme „denkbar", daß
das Kräfteverhältnis zwischen den imperialistischen Mächten nach
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zehn, zwanzig Jahren unverändert geblieben sein wird? Das ist absolut
undenkbar.

„Interimperialistische" oder „ultraimperialistische" Bündnisse sind da-
her in der kapitalistischen Wirklichkeit, und nicht in der banalen Spießer-
phantasie englischer Pfaffen oder des deutschen „Marxisten" Kautsky.
notwendigerweise nur „Atempausen" zwischen Kriegen - gleichviel, in
welcher Form diese Bündnisse geschlossen werden, ob in der Form einer
imperialistischen Koalition gegen eine andere imperialistische Koalition
oder in der Form eines allgemeinen Bündnisses aller imperialistischen
Mächte. Friedliche Bündnisse bereiten Kriege vor und wachsen ihrerseits
aus Kriegen hervor, bedingen sich gegenseitig, erzeugen einen Wechsel
der Formen friedlichen und nicht friedlichen Kampfes auf ein und dem-
selben Boden imperialistischer Zusammenhänge und Wechselbeziehungen
der Weltwirtschaft und der Weltpolitik. Der neunmalweise Kautsky aber
trennt, um die Arbeiter zu beschwichtigen und sie mit den zur Bourgeoisie
übergegangenen Sozialchauvinisten auszusöhnen, ein Glied der einheit-
lichen Kette von dem anderen, trennt das heutige friedliche (und ultra-
imperialistische, ja sogar ultra-ultraimperialistische) Bündnis aller Mächte
zur „Befriedung" Chinas (man denke an die Niederwerfung des Boxer-
aufstands88) von dem morgigen nicht friedlichen Konflikt, der übermor-
gen wiederum ein „friedliches" allgemeines Bündnis zur Aufteilung, sagen
wir, der Türkei vorbereitet, usw. usf. Statt des lebendigen Zusammen-
hangs zwischen den Perioden des imperialistischen Friedens und den Pe-
rioden imperialistischer Kriege präsentiert Kautsky den Arbeitern eine
tote Abstraktion, um sie mit ihren toten Führern auszusöhnen.

Der Amerikaner Hill unterscheidet in dem Vorwort zu seiner „Ge-
schichte der Diplomatie in der internationalen Entwicklung Europas" fol-
gende Perioden der neueren Geschichte der Diplomatie: 1. Ära der Re-
volution; 2. der konstitutionellen Bewegung; 3. Ära des „Handelsimpe-
rialismus"* unserer Tage. Ein anderer Autor teilt die Geschichte der
„Weltpolitik" Großbritanniens seit 1870 in 4 Perioden ein, und zwar:
1. die erste asiatische (Kampf gegen Rußlands Vordringen in Zentral-
asien in Richtung nach Indien); 2. die afrikanische (etwa 1885-1902)

* David Jayne Hill, „A History of Diplomacy in the International Develop-
ment of Europe", vol. I, p. X (Geschichte der Diplomatie in der internatio-
nalen Entwicklung Europas, Bd. I, S. X. Die Red.).
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— Kampf gegen Frankreich wegen der Aufteilung Afrikas („Faschoda"
1898 - um Haaresbreite Krieg mit Frankreich); 3. die zweite asiatische
(Vertrag mit Japan gegen Rußland) und 4. die „europäische" - haupt-
sächlich gegen Deutschland gerichtet.* „Die politischen Vorposten-
gefechte werden auf finanziellem Boden geschlagen", schrieb schon 1905
der „Bankmann" Riesser und wies darauf hin, wie das französische Fi-
nanzkapital durch seine Transaktionen in Italien das politische Bündnis
dieser beiden Länder vorbereitete und wie sich der Kampf zwischen Eng-
land und Deutschland um Persien sowie der Kampf aller europäischen
Kapitale um die chinesischen Anleihen usw. entfaltete. Das ist die leben-
dige Wirklichkeit der „ultraimperialistischen" friedlichen Bündnisse in
ihrem untrennbaren Zusammenhang mit den gewöhnlichen imperialisti-
schen Konflikten.

Kautskys Vertuschung der tiefsten Widersprüche des Imperialismus,
woraus unvermeidlich eine Beschönigung des Imperialismus wird, hinter-
läßt ihre Spuren auch in seiner Kritik der politischen Eigenschaften des
Imperialismus. Der Imperialismus ist die Epoche des Finanzkapitals und
der Monopole, die überallhin den Drang nach Herrschaft und nicht nach
Freiheit tragen. Reaktion auf der ganzen Linie, gleichviel unter welchem
politischen System, äußerste Zuspitzung der Gegensätze auch auf diesem
Gebiet - das ist das Ergebnis dieser Tendenzen. Insbesondere verschärfen
sich auch die nationale Unterdrückung und der Drang nach Annexionen,
d.h. nach Verletzung der nationalen Unabhängigkeit (denn Annexion
ist ja nichts anderes als Verletzung der Selbstbestimmung der Nationen).
Mit Recht hebt Hilferding den Zusammenhang des Imperialismus mit
der Verschärfung der nationalen Unterdrückung hervor: „In den neu er-
schlossenen Ländern selbst aber", schreibt er, „steigert der importierte
Kapitalismus die Gegensätze und erregt den immer wachsenden Wider-
stand der zu nationalem Bewußtsein erwachenden Völker gegen die Ein-
dringlinge, der sich leicht zu gefährlichen Maßnahmen gegen das Fremd-
kapital steigern kann. Die alten sozialen Verhältnisse werden völlig
revolutioniert, die agrarische, tausendjährige Gebundenheit der .geschichts-
losen Nationen' gesprengt, diese selbst in den kapitalistischen Strudel
hineingezogen. Der Kapitalismus selbst gibt den Unterworfenen allmäh-
lich die Mittel und Wege zu ihrer Befreiung. Das Ziel, das einst das

* Schilder, a. a. O., S. 178.
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höchste der europäischen Nationen war, die Herstellung des nationalen
Einheitsstaates als Mittel der ökonomischen und kulturellen Freiheit, wird
auch zu dem ihren. Diese Unabhängigkeitsbewegung bedroht das euro-
päische Kapital gerade in seinen wertvollsten und aussichtsreichsten Aus-
beutungsgebieten, und immer mehr kann es seine Herrschaft nur durch
stete Vermehrung seiner Machtmittel erhalten."*

Es muß hinzugefügt werden, daß der Imperialismus nicht allein in den
neu erschlossenen, sondern auch in den alten Ländern zu Annexionen,
zur Verstärkung der nationalen Unterdrückung und folglich auch zur Ver-
schärfung des Widerstands führt. Kautsky wendet sich gegen die Verr
Stärkung der politischen Reaktion durch den Imperialismus, läßt aber die
besonders akut gewordene Frage, daß in der Epoche des Imperialismus
eine Einheit mit den Opportunisten unmöglich ist, im dunkeln. Er wendet
sich gegen Annexionen, kleidet aber seine Einwände in eine Form, die
für die Opportunisten am unverfänglichsten und am ehesten annehmbar
ist. Obwohl er sich unmittelbar an das deutsche Publikum wendet, ver-
tuscht er dennoch gerade das Wichtigste und Aktuellste, beispielsweise
die Tatsache, daß Elsaß-Lothringen eine Annexion Deutschlands dar-
stellt. Zur Kennzeichnung dieser „Gedankenrichtung" Kautskys sei hier
ein Beispiel angeführt. Angenommen, ein Japaner verurteilt die An-
nexion der Philippinen durch die Amerikaner. Es fragt sich nun: Werden
viele daran glauben, daß er dies aus Abscheu vor Annexionen überhaupt
tut und nicht etwa von dem Wunsch geleitet, die Philippinen selber zu
annektieren? Und wird man nicht zugeben müssen, daß man den
„Kampf" des Japaners gegen Annexionen nur und nur dann für aufrich-
tig und politisch ehrlich halten kann, wenn er sich gegen die Annexion
Koreas durch Japan wendet und für Korea die Freiheit der Lostrennung
von Japan fordert?

Sowohl Kautskys theoretische Analyse des Imperialismus wie auch
seine ökonomische und politische Kritik des Imperialismus sind völlig
von einem mit dem Marxismus absolut nicht zu vereinbarenden Geist der
Vertuschung und Verwischung der grundlegenden Gegensätze durchdrun-
gen, von dem Bestreben, die zerfallende Einheit mit dem Opportunismus
in der europäischen Arbeiterbewegung um jedenPreis aufrechtzuerhalten.

„Das Finanzkapital". S. 487 (a. a. O....S. 480. Der Übers.).
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X. DER PLATZ DES IMPERIALISMUS
IN DER GESCHICHTE

Wir haben gesehen, daß der Imperialismus seinem ökonomischen We-
sen nach Monopolkapitalismus ist. Schon dadurch ist der historische Platz
des Imperialismus bestimmt, denn das Monopol, das auf dem Boden der
freien Konkurrenz und eben aus der freien Konkurrenz erwächst, bedeu-
tet den Übergang von der kapitalistischen zu einer höheren ökonomi-
schen Gesellschaftsformation. Es sind insbesondere vier Hauptarten der
Monopole oder Haupterscheinungsformen des Monopolkapitalismus her-
vorzuheben, die für die in Betracht kommende Epoche charakteristisch
sind.

Erstens: Das Monopol ist aus der Konzentration der Produktion auf
einer sehr hohen Stufe ihrer Entwicklung erwachsen. Das sind die Mo-
nopolverbände der Kapitalisten, die Kartelle, Syndikate und Trusts. Wir
sahen, welch gewaltige Rolle sie im heutigen Wirtschaftsleben spielen. Zu
Beginn des 20. Jahrhunderts gewannen sie in den fortgeschrittenen Län-
dern das völlige Übergewicht, und wenn die ersten Schritte auf dem
Wege der Kartellierung zuerst von Ländern mit hohen Schutzzöllen
(Deutschland, Amerika) getan wurden, so hat England mit seinem Frei-
handelssystem nur wenig später dieselbe grundlegende Tatsache aufzu-
weisen: die Entstehung der Monopole aus der Konzentration der Pro-
duktion.

Zweitens: Die Monopole haben in verstärktem Maße zur Besitzergrei-
fung der wichtigsten Rohstoffquellen geführt, besonders in der ausschlag-
gebenden und am meisten kartellierten Industrie der kapitalistischen Ge-
sellschaft: der Kohlen- und Eisenindustrie. Die monopolistische Beherr-
schung der wichtigsten Rohstoffquellen hat die Macht des Großkapitals
ungeheuer gesteigert und den Gegensatz zwischen der kartellierten und
nichtkartellierten Industrie verschärft.

Drittens: Das Monopol ist aus den Banken erwachsen. Diese haben
sich aus bescheidenen Vermittlungsunternehmungen zu Monopolisten des
Finanzkapitals gewandelt. Drei bis fünf Großbanken einer beliebigen der
kapitalistisch fortgeschrittensten Nationen haben zwischen Industrie- und
Bankkapital eine „Personalunion" hergestellt und in ihrer Hand die Ver-
fügungsgewalt über Milliarden und aber Milliarden konzentriert, die den
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größten Teil der Kapitalien und der Geldeinkünfte des ganzen Landes
ausmachen. Eine Finanzoligarchie, die ein dichtes Netz von Abhängig-
keitsverhältnissen über ausnahmslos alle ökonomischen und politischen
Institutionen der modernen bürgerlichen Gesellschaft spannt - das ist
die krasseste Erscheinungsform dieses Monopols.
L Viertens:: Das Monopol ist aus der Kölonialpolitik erwachsen. Den

zahlreichen „alten" Motiven der Kolonialpolitik fügte das Finanzkapital
noch den Kampf um Rohstoffquellen hinzu, um Kapitalexport, um „Ein-
flußsphären" - d. h. um Sphären für gewinnbringende Geschäfte, Kon-
zessionen, Monopolprofite usw. - und schließlich um das Wirtschafts-
gebiet überhaupt. Als z. B. die europäischen Mächte mit ihren Kolonien
erst den zehnten Teil von Afrika besetzt hatten, wie es noch 1876 der
Fall waiy da konnte sich die Kolonialpolitik auf nichtmonopolistische
Weise-entfalten, in der Art einer sozusagen „freibeuterischen" Besetzung
des Landes. Als aber neun Zehntel Afrikas bereits besetzt waren (gegen
1900), als die ganze Welt verteilt war, da begann unvermeidlich die Ära
des monopolistischen Kolonialbesitzes und folglich auch eines besonders
verschärften Kampfes um die Aufteilung und Neuaufteilung der Welt.

Wie sehr der monopolistische Kapitalismus alle Widersprüche des Ka-
pitalismus verschärft hat, ist allgemein bekannt. Es genügt, auf die Teue-
rung und auf den Druck der Kartelle hinzuweisen. Diese Verschärfung
der Gegensätze ist die mächtigste Triebkraft der geschichtlichen Über-
gangsperiode, die mit dem endgültigen Sieg des internationalen Finanz-
kapitals ihren Anfang genommen hat.

Monopole, Oligarchie, das Streben nach Herrschaft statt nach Freiheit,
die Ausbeutung einer immer größeren Anzahl kleiner oder schwacher
Nationen durch ganz wenige reiche oder mächtige Nationen - all das
erzeugte jene Merkmale des Imperialismus, die uns veranlassen, ihn als
parasitären oder in Fäulnis begriffenen Kapitalismus zu kennzeichnen.
Immer plastischer tritt als eine Tendenz des Imperialismus die Bildung
des „Rentnerstaates", des Wucherstaates hervor, dessen Bourgeoisie in
steigendem Maße von Kapitalexport und „Kuponschneiden" lebt. Es
wäre ein Fehler, zu glauben, daß diese Fäulnistendenz ein rasches Wachs-
tum des Kapitalismus ausschließt; durchaus nicht, einzelne Industrie-
zweige, einzelne Schichten der Bourgeoisie und einzelne Länder offen-
baren in der Epoche des Imperialismus mehr oder minder stark bald die

20 Lenin, Werke. Bd. 11
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eine, bald die andere dieser Tendenzen. Im großen und ganzen wächst
der Kapitalismus bedeutend schneller als früher, aber dieses Wachstum
wird nicht nur im allgemeinen immer ungleichmäßiger, sondern die Un-
gleichmäßigkeit äußert sich auch im besonderen in der Fäulnis der kapi-
talkräftigsten Länder (England).

Über die Schnelligkeit der ökonomischen Entwicklung Deutschlands
sagt Riesser, der Verfasser des Werkes über die deutschen Großbanken:
„Der nicht gerade langsame Fortschritt der vorigen Epoche (1848-1870)
verhält sich zu der Schnelligkeit, mit der Deutschlands Gesamtwirtschaft
und mit ihr das deutsche Bankwesen in dieser Periode (1870-1905) vor-
wärtskam, etwa so, wie das Tempo der Postkutsche des Heiligen Römi-
schen Reiches Deutscher Nation zu dem Fluge des heutigen Automobils,
dessen... Dahinsausen allerdings auch manchmal sowohl den harmlos
dahinziehenden Fußgänger wie die Insassen selbst gefährdet." Seiner-
seits hätte dieses ungewöhnlich schnell gewachsene Finanzkapital gerade
deshalb, weil es so schnell gewachsen ist, nichts dagegen, zu einem „ruhi-
geren" Besitz der Kolonien überzugehen, die den reicheren Nationen,
und zwar nicht nur mit friedlichen Mitteln, entrissen werden können. In
den Vereinigten Staaten ging die ökonomische Entwicklung in den letzten
Jahrzehnten noch rascher, vor sich als in Deutschland, und gerade dank
diesem Umstand kamen die parasitären Züge des jüngsten amerikani-
schen Kapitalismus besonders kraß zum Vorschein. Anderseits zeigt ein
Vergleich, sagen wir, der republikanischen amerikanischen Bourgeoisie
mit der monarchistischen japanischen oder deutschen, daß auch der
stärkste politische Unterschied in der Epoche des Imperialismus in
hohem Grade abgeschwächt wird - nicht etwa, weil er überhaupt un-
wichtig wäre, sondern weil es sich in allen diesen Fällen um eine Bour-
geoisie mit ausgesprochen parasitären Zügen handelt.

Dadurch, daß die Kapitalisten eines Industriezweiges unter vielen
anderen oder eines Landes unter vielen anderen usw. hohe Monopol-
profite herausschlagen, bekommen sie ökonomisch die Möglichkeit,
einzelne Schichten der Arbeiter, vorübergehend sogar eine ziem-
lich bedeutende Minderheit der Arbeiter zu bestechen und sie auf
die Seite der Bourgeoisie des betreffenden Industriezweiges oder der
betreffenden Nation gegen alle übrigen hinüberzuziehen. Diese Ten-
denz wird durch den verschärften Antagonismus zwischen den impe-
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rialistischen Nationen wegen der Aufteilung der Welt noch verstärkt. So
entsteht der Zusammenhang von Imperialismus und Opportunismus, der
sich am f rühesten und krassesten in England auswirkte, weil dort gewisse
imperialistische Züge der Entwicklung bedeutend früher als in anderen
Ländern zutage traten. Manche Schriftsteller, z. B. L. Martow, möchten
sich über die Tatsache, daß Imperialismus und Opportunismus in der
Arbeiterbewegung zusammenhängen - eine Tatsache, die jetzt ganz be-
sonders in die Augen springt - , gern hinwegsetzen, und zwar mit dem

-„amtlichen Optimismus" (im Geiste Kautskys und Huysmans') von Be-
trachtungen folgender Art: Die Sache der Gegner des Kapitalismus wäre
hoffnungslos, wenn gerade der fortgeschrittene Kapitalismus zur Verstär-
kung des Opportunismus führte oder wenn gerade die bestbezahlten
Arbeiter zum Opportunismus neigten u. dgl. m. Man darf sich über die Be-
deutung eines solchen „Optimismus" nicht täuschen: Es ist ein Optimis-
mus hinsichtlich des Opportunismus, es ist ein Optimismus, der der Ver-
hüllung des Opportunismus dient. In Wirklichkeit ist die besonders
schnelle und besonders widerwärtige Entwicklung des Opportunismus
keineswegs eine Garantie für seinen dauernden Sieg, wie auch die schnelle
Entwicklung eines bösartigen Geschwürs an einem gesunden Organismus
nur das Aufbrechen des Geschwürs, die Befreiung des Organismus von
diesem beschleunigen kann. Am gefährlichsten sind in dieser Hinsicht
Leute, die nicht verstehen wollen, daß der Kampf gegen den Imperialis-
mus eine hohle, verlogene Phrase ist, wenn er nicht unlöslich verknüpft
ist mit dem Kampf gegen den Opportunismus.

Aus allem, was über das ökonomische Wesen des Imperialismus gesagt
wurde, geht hervor, daß er charakterisiert werden muß als Übergangs-
kapitalismus oder, richtiger, als sterbender Kapitalismus. Höchst auf-
schlußreich ist in dieser Hinsicht, daß die Schlagworte der bürgerlichen
Ökonomen, die den jüngsten Kapitalismus beschreiben, „Verflechtung",
„Fehlen der Isoliertheit" usw. heißen; die Banken seien „Unternehmun-
gen, die nach ihren Aufgaben und nach ihrer Entwicklung nicht einen rein
privatwirtschaftlichen Charakter haben und die immer mehr aus der
Sphäre der rein privatrechtlichen Regelung herauswachsen". Und der-
selbe Riesser, von dem diese Worte stammen, erklärt mit todernster
Miene, daß sich die „Voraussage" der Marxisten über die „Vergesell-
schaftung" „nicht verwirklicht" habe!

20*
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Was bedeutet denn dieses Wörtchen „Verflechtung"? Es erfaßt bloß
einen einzelnen, wenn auch den auffallendsten Zug des Prozesses, der
sich vor unseren Augen abspielt. Es zeigt, daß der Beobachter einzelne
Bäume aufzählt, aber den Wald nicht sieht. Es kopiert sklavisch das
Äußere, Zufällige, Chaotische. Es verrät uns in dem Beobachter einen
Menschen, der von dem unverarbeiteten Material erdrückt wird und sich
in dessen Sinn und Bedeutung absolut nicht zurechtfindet. „Zufällig ver-
flechten sich" Aktienbesitz und Privateigentümerverhältnisse. Aber das,
was dieser Verflechtung zugrunde liegt, was ihre Grundlage bildet, sind
die sich verändernden gesellschaftlichen Produktionsverhältnisse. Wenn
aus einem Großbetrieb ein Mammutbetrieb wird, der planmäßig, auf
Grund genau errechneter Massendaten, die Lieferung des ursprünglichen
Rohmaterials im Umfang von zwei Dritteln oder drei Vierteln des gesam-
ten Bedarfs für Dutzende von Millionen der Bevölkerung organisiert;
wenn die Beförderung dieses Rohstoffs nach den geeignetsten Produk-
tiohsstätten, die mitunter Hunderte und Tausende Meilen voneinander
entfernt sind, systematisch organisiert wird; wenn von einer Zentralstelle
aus alle aufeinanderfolgenden Stadien der Verarbeitung des Materials bis
zur Herstellung der verschiedenartigsten Fertigprodukte geregelt werden;
wenn die Verteilung dieser Produkte auf Dutzende und Hunderte von
Millionen Konsumenten nach einem einzigen Plan geschieht (Petroleum-
absatz in Amerika wie in Deutschland durch den amerikanischen „Petro-
leumtrust") - dann wird es offensichtlich, daß wir es mit einer Vergesell-
schaftung der Produktion zu tun haben und durchaus nicht mit einer
bloßen „Verflechtung"; daß privatwirtschaftliche und Privateigentums-
verhältnisse eine Hülle darstellen, die dem Inhalt bereits nicht mehr ent-
spricht und die daher unvermeidlich in Fäulnis übergehen muß, wenn ihre
Beseitigung künstlich verzögert wird, eine Hülle, die sich zwar verhält-
nismäßig lange in diesem Fäulniszustand halten kann (wenn schlimmsten-
falls die Gesundung von dem opportunistischen Geschwür auf sich warten
lassen sollte), die aber dennoch unvermeidlich beseitigt werden wird.

Schulze-Gaevernitz, ein begeisterter Anhänger des deutschen Imperia-
lismus, ruft aus:

„Ist die letzte Leitung der deutschen Bankwelt einem Dutzend von
Männern anvertraut, so ist deren Tätigkeit schon heute für das Volks-
wohl bedeutsamer als die der meisten Staatsminister" (die „Verflechtung"
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der Bankiers, Minister, Industriellen und Rentner vergißt man hier
lieber.. .)• „Denken wir uns die aufgewiesenen Entwicklungstendenzen
bis zum letzten erreicht: das Geldkapital der Nation in den Banken
vereinigt, diese selbst kartellmäßig verbunden, das Anlagekapital der Na-
tion in Effektenform gegossen. Dann verwirklicht sich das geniale Wort
Saint-Simons: ,Die heutige Anarchie in der Produktion, die der Tatsache
entspringt, daß sich die ökonomischen Beziehungen ohne einheitliche
Regelung abwickeln, muß einer Organisation der Produktion weichen.
Es werden nicht mehr isolierte Unternehmer sein, die unabhängig vonein-
ander, ohne Kenntnis der ökonomischen Bedürfnisse des Menschen, die
Produktionsgestaltung bewirken, sondern diese wird einer sozialen Insti-
tution zufallen. Eine zentrale Verwaltungsbehörde, die von erhöhtem
Standpunkt aus das weite Gebiet der sozialen Ökonomie zu überblicken
vermag, wird diese in einer der Gesamtheit dienlichen Weise regulieren
und die Produktionsmittel den geeigneten Händen überweisen, nament-
lich wird sie für eine ständige Harmonie zwischen Produktion und Kon-
sumtion sorgen. Es gibt Institutionen, die eine gewisse Organisation der
wirtschaftlichen Arbeit in ihren Aufgabenkreis einbezogen haben: die
Banken.' Noch sind wir von der Verwirklichung dieses Wortes entfernt,
aber wir befinden uns auf dem Wege zu seiner Verwirklichung - Mar-
xismus anders, und doch nur in der Form anders, als Marx sich ihn
dachte!"*

Man muß schon sagen: Eine schöne „Widerlegung" von Marx, die
einen Schritt rückwärts macht von der exakten wissenschaftlichen Ana-
lyse Marx' zur Vorahnung Saint-Simons, die zwar genial, aber doch nur
eine Vorahnung war.

* „Grundriß der Sozialökonomik". 146.
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ÜBER DIE J U N I U S - B R O S C H Ü R E

Endlich ist in Deutschland illegal, ohne Anpassung an die niederträch-
tige junkerliche Zensur, eine sozialdemokratische Broschüre erschienen,
die den Fragen des Krieges gewidmet istl Der Verfasser, der offenbar
dem „linksradikalen" Flügel der Partei angehört, hat seine Broschüre mit
Junius89 gezeichnet (was lateinisch „der Jüngere" heißt) und sie „Die
Krise der Sozialdemokratie" benannt. In einem Anhang sind die „Leit-
sätze über die Aufgaben der internationalen Sozialdemokratie" abge-
druckt, die bereits der Berner ISK (Internationale Sozialistische Kommis-
sion) vorgelegt und in Nr. 3 ihres Bulletins veröffentlicht worden sind;
sie stammen von der Gruppe „Internationale", die im Frühjahr 1915
unter diesem Titel eine Nummer einer Zeitschrift (mit Beiträgen von
Clara Zetkin, Mehring, Rosa Luxemburg, Thalheimer, Duncker, Ströbel
u. a.) herausbrachte und die im Winter 1915/1916 eine Konferenz von
Sozialdemokraten aus allen Teilen Deutschlands abhielt90, die diesen
Leitsätzen zustimmte.

Die Broschüre ist im April 1915 geschrieben, wie der Verfasser in der
vom 2. Januar 1916 datierten Einleitung sagt, und „ganz unverändert"
gedruckt worden. Ihr früheres Erscheinen wurde durch „äußere Um-
stände" verhindert. Sie befaßt sich nicht sosehr mit der „Krise der Sozial-
demokratie" als mit der Analyse des Krieges, mit der Widerlegung der
Legende von seinem freiheitlichen, nationalen Charakter, mit dem Nach-
weis, daß dies sowohl von Seiten Deutschlands als auch von Seiten der
anderen Großmächte ein imperialistischer Krieg ist, ferner mit revolu-
tionärer Kritik am Verhalten der offiziellen Partei. Die überaus lebendig
geschriebene Broschüre von Junius hat zweifellos im Kampf gegen die
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auf die Seite der Bourgeoisie und der Junker übergegangene ehemals
sozialdemokratische Partei Deutschlands eine große Rolle gespielt und
wird sie auch weiterhin spielen, und wir begrüßen den Autor von ganzem
Herzen.

Dem russischen Leser, der mit der 1914-1916 im Ausland in russi-
scher Sprache erschienenen sozialdemokratischen Literatur bekannt ist,
bietet die Junius-Broschüre nichts prinzipiell Neues. Liest man diese Bro-
schüre und stellt den Argumenten des deutschen revolutionären Marxi-
sten das gegenüber, was zum Beispiel im Manifest des Zentralkomitees
unserer Partei (September-November 1914)*, in den Berner Resolutio-
nen (März 1915)** und in den zahlreichen Kommentaren zu ihnen nie-
dergelegt worden ist, so kann man sich nur von der großen Unvollstän-
digkeit der Argumente Junius' und von zwei Fehlern, die er begeht,
überzeugen. Wenn wir in den nachfolgenden Ausführungen Kritik an
den Mängeln und Fehlern von Junius üben, müssen wir ausdrücklich
unterstreichen, daß wir dies um der für Marxisten notwendigen Selbst-
kritik willen und zur allseitigen Überprüfung der Anschauungen tun, die
als ideologische Grundlage der III. Internationale dienen sollen. Die
Junius-Broschüre ist im großen und ganzen eine ausgezeichnete marxi-
stische Arbeit, und es ist sehr wohl möglich, daß ihre Mängel bis zu einem
gewissen Grade zufälligen Charakters sind.

Der Hauptmangel der Junius-Broschüfe und im Vergleich zu der lega-
len (wenn auch sofort nach ihrem Erscheinen verbotenen) Zeitschrift
„Die Internationale" ein direkter Schritt zurück ist das Verschweigen des
Zusammenhangs zwischen dem Sozialchauvinismus (der Verfasser ge-
braucht weder diesen Terminus noch den weniger präzisen Ausdruck
Sozialpatriotismus) und dem Opportunismus. Der Verfasser spricht ganz
richtig von der „Kapitulation" und dem Zusammenbruch der deutschen
sozialdemokratischen Partei, vom „Verrat" ihrer „offiziellen Führer",
aber weiter geht er nicht. Indessen hat aber schon „Die Internationale"
eine Kritik des „Zentrums", d. h. des Kautskyanertums, gegeben und
seine Charakterlosigkeit, seine Prostituierung des Marxismus und seine
Liebedienerei vor den Opportunisten völlig gerechterweise mit Spott
überschüttet. Diese selbe Zeitschrift begann die wahre Rolle der Oppor-

*!Tehe Werke, Bd. 21, S. 11-21. Die Red.
** Ebenda, S. 147-153. Die Red.
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tunisten zu entlarven, indem sie z. B. die äußerst wichtige Tatsache mit-
teilte, daß die Opportunisten am 4. August 1914 mit einem Ultimatum,
mit dem fertigen Entschluß, in jedem Fall für die Kredite zu stimmen,
erschienen waren. Sowohl in der Junius-Broschüre als auch in den Leit-
sätzen ist weder vom Opportunismus noch vom Kautskyanertum die
Rede! Das ist theoretisch unrichtig, denn man kann den „Verrat" nicht
erklären, ohne seinen Zusammenhang aufzudecken mit dem Opportunis-
mus als Richtung, die schon auf eine lange Geschichte, nämlich die Ge-
schichte der ganzen II. Internationale zurückblickt. Das ist praktisch-
politisch falsch, denn man kann die „Krise der Sozialdemokratie" weder
verstehen noch überwinden, ohne die Bedeutung und die Rolle der zwei
Richtungen - der offen opportunistischen (Legien, David usw.) und der
verkappt opportunistischen (Kautsky und Co.) - klargestellt zu haben.
Das ist ein Schritt zurück im Vergleich z. B. mit dem historischen Artikel
von Otto Rühle im „Vorwärts" vom 12. Januar 1916, in dem er klar und
offen die UnvertneidHchkeit einer Spaltung der Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands nachweist (die Redaktion des „Vorwärts" antwortete
ihm mit der Wiederholung süßlicher und heuchlerischer kautskyanischer
Phrasen, ohne ein einziges sachliches Argument dagegen anführen zu
können, daß bereits zwei Parteien vorhanden sind, die nicht mehr mit-
einander versöhnt werden können). Das ist erstaunlich inkonsequent,
denn in der 12. These der „Internationale" ist direkt die Rede von der
Notwendigkeit einer „neuen" Internationale angesichts des „Verrats der
offiziellen Vertretungen der sozialistischen Parteien der führenden Län-
der" und ihrer „Abschwenkung auf den Boden der bürgerlich-imperiali-
stischen Politik". Es ist klar, daß es einfach lächerlich wäre, von einer
Teilnahme der alten Sozialdemokratischen Partei Deutschlands oder einer
Partei, die sich mit Legien, David und Co. abfindet, an der „neuen" Inter-
nationale zu sprechen.

Wie sich dieser Schritt zurück seitens der Gruppe „Internationale"
erklären läßt, wissen wir nicht. Der größte Mangel des gesamten revo-
lutionären Marxismus in Deutschland ist das Fehlen einer festgefügten
illegalen Organisation, die systematisch ihre Linie verfolgt und die Mas-
sen im Geiste der neuen Aufgaben erzieht: eine solche Organisation
müßte sowohl dem Opportunismus als auch dem Kautskyanertum gegen-
über eine eindeutige Stellung einnehmen. Das ist um so notwendiger, als
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die deutschen revolutionären Sozialdemokraten jetzt die beiden letzten
Tageszeitungen verloren haben - die „Bremer Bürger-Zeitung"91 und
den Braunschweiger „Volksfreund"92, die beide in die Hände der Kaut-
skyaner übergegangen sind. NUT die Gruppe der „Internationalen Sozia-
listen Deutschlands" (ISD) bleibt - klar und deutlich für alle - auf ihrem
Posten.

Einige Mitglieder der Gruppe „Internationale" sind anscheinend wie-
der in den Sumpf des prinzipienlosen Kautskyanertums hinabgeglitten.
Ströbel z. B. ist so weit gegangen, in der „Neuen Zeit" Bernstein und
Kautsky Komplimente zu machen! Und erst dieser Tage, am 15. Juli
1916, hat er in den Zeitungen unter dem Titel „Pazifismus und Sozial-
demokratie" einen Artikel veröffentlicht, in dem er den trivialsten
kautskyanischen Pazifismus verteidigt. Was Junius anbetrifft, so wendet
er sich in entschiedenster Weise gegen die kautskyanische Projektemache-
rei hinsichtlich „Abrüstung", „Abschaffung der Geheimdiplomatie" usw.
Es ist möglich, daß es in der Gruppe „Internationale" zwei Strömungen
gibt: eine revolutionäre und eine schwankende, zum Kautskyanertum
neigende.

Von den irrigen Auffassungen Junius' ist die erste in der 5. These der
Gruppe „Internationale" festgelegt: „. . . In der Ära dieses entfesselten
Imperialismus kann es keine nationalen Kriege mehr geben. Die natio-
nalen Interessen dienen nur als Täuschungsmittel, um die arbeitenden
Volksmassen ihrem Todfeind, dem Imperialismus, dienstbar zu
machen..." Der Anfang der 5. These, die mit diesem Satz endet, ist der
Charakteristik des jetzigen Krieges als eines imperialistischen gewidmet.
Es ist möglich, daß die Verneinung nationaler Kriege schlechthin ent-
weder ein Versehen oder aber eine zufällige Übertreibung bei der Be-
tonung des völlig richtigen Gedankens ist, daß der jetzige Krieg ein impe-
rialistischer und kein nationaler Krieg ist. Da aber auch das Gegenteil
der Fall sein kann, da die irrige Verneinung aller nationalen Kriege als
Reaktion auf die fälschliche Darstellung des jetzigen Krieges als eines
nationalen Krieges bei verschiedenen Sozialdemokraten festzustellen ist,
so müssen wir auf diesen Fehler näher eingehen.

Junius hat vollkommen recht, wenn er den entscheidenden Einfluß des
„imperialistischen Milieus" im jetzigen Krieg hervorhebt, wenn er sagt,
daß hinter Serbien Rußland, „hinter dem serbischen Nationalismus der
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russische Imperialismus steht" und daß die Teilnahme beispielsweise Hol-
lands am Krieg ebenfalls imperialistischen Charakter trüge, da es erstens
seine Kolonien verteidigen würde und zweitens der Verbündete einer der
imperialistischen Koalitionen wäre. Das ist unbestreitbar - in bezug auf
den jetzigen Krieg. Und wenn Junius hierbei besonders hervorhebt, was
für ihn in erster Linie wichtig ist: den Kampf gegen das „Phantom des
.nationalen Krieges', das die sozialdemokratische Politik gegenwärtig
beherrscht" (S. 81), so muß man seine Ausführungen als richtig und
durchaus angebracht anerkennen.

Ein Fehler wäre es nur, wollte man diese Wahrheit übertreiben,
von der marxistischen Forderung, konkret zu bleiben, abweichen,
die Einschätzung des jetzigen Krieges auf alle im Imperialismus mög-
lichen Kriege übertragen und die nationalen Bewegungen gegen den Im-
perialismus vergessen. Das einzige Argument zur Verteidigung der
These „nationale Kriege kann es nicht mehr geben" ist, daß die Welt
unter ein kleines Häuflein imperialistischer „Groß"mächte aufgeteilt ist
und daß darum ein jeder Krieg, sei er auch ursprünglich ein nationaler
Krieg, in einen imperialistischen Krieg umschlägt, da er die Interessen
einer der imperialistischen Mächte oder Koalitionen berührt (S. 81 bei
Junius).

Die Unrichtigkeit dieses Arguments ist augenfällig. Selbstverständlich
ist es ein Grundsatz der marxistischen Dialektik, daß alle Grenzen in der
Natur und in der Gesellschaft bedingt und beweglich sind, daß es keine
einzige Erscheinung gibt, die nicht unter gewissen Bedingungen in ihr
Gegenteil umschlagen könnte. Ein nationaler Krieg kann in einen impe-
rialistischen umschlagen und umgekehrt. Ein Beispiel: Die Kriege der
Großen Französischen Revolution begannen als nationale Kriege und
waren auch solche. Diese Kriege waren revolutionär, sie dienten der Ver-
teidigung der großen Revolution gegen eine Koalition konterrevolutio-
närer Monarchien. Als aber Napoleon das französische Kaiserreich errich-
tete und eine ganze Reihe seit langem bestehender, großer, lebensfähiger
Nationalstaaten Europas unterjochte, da wurden die nationalen französi-
schen Kriege zu imperialistischen, die nun ihrerseits nationale Befreiungs-
kriege gegen den Imperialismus Napoleons erzeugten.

Nur ein Sophist könnte den Unterschied zwischen einem imperialisti-
schen und einem nationalen Krieg mit der Begründung verwischen, daß
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der eine in den anderen umschlagen kann. Die Dialektik hat mehr als
einmal - auch in der Geschichte der griechischen Philosophie - als Brücke
zur Sophistik gedient. Wir aber bleiben Dialektiker, wir bekämpfen die
Sophismen nicht dadurch, daß wir die Möglichkeit jedweden Umschla-
gens überhaupt leugnen, sondern indem wir das Gegebene in seinem
Milieu und seiner Entwicklung konkret analysieren.

Daß der gegenwärtige imperialistische Krieg, der Krieg von 1914 bis
1916, in einen nationalen Krieg umschlägt, ist deshalb in hohem Grade
unwahrscheinlich, weil die Klasse, in der sich die Vonoörisentwicklung
verkörpert, das Proletariat ist, das objektiv danach strebt, diesen Krieg
in einen Bürgerkrieg gegen die Bourgeoisie umzuwandeln, ferner aber
auch deshalb, weil die Kräfte beider Koalitionen sich nur unerheblich von-
einander unterscheiden und das internationale Finanzkapital überall eine
reaktionäre Bourgeoisie geschaffen hat. Aber man kann ein solches Um-
schlagen nicht für unmöglich erklären: wenn das Proletariat Europas auf
20 Jahre hinaus ohnmächtig bliebe; wenn dieser Krieg mit Siegen in der
Art der Siege Napoleons und mit der Versklavung einer Reihe lebens-
fähiger Nationalstaaten endete; wenn der außereuropäische Imperialis-
mus (der japanische und der amerikanische in erster Linie) sich ebenfalls
noch 20 Jahre halten könnte, ohne, z. B. infolge eines japanisch-amerika-
nischen Krieges, in den Sozialismus überzugehen, dann wäre ein großer
nationaler Krieg in Europa möglich. Das wäre eine Röcfeentwicklung
Europas um einige Jahrzehnte. Das ist unwahrscheinlich. Es ist aber wicfa
unmöglich, denn zu glauben, die Weltgeschichte ginge glatt und gleich-
mäßig vorwärts, ohne manchmal Riesensprünge rückwärts zu machen, ist
undialektisch, unwissenschaftlich, theoretisch unrichtig.

Weiter. Nationale Kriege der Kolonien und Halbkolonien sind in der
Epoche des Imperialismus nicht nur wahrscheinlich, sondern unvermeid-
lich. In den Kolonien und Halbkolonien (China, Türkei, Persien) leben
annähernd 1000 Millionen Menschen, d. h. über die Hälfte der gesamten
Bevölkerung der Erde. Nationale Befreiungsbewegungen sind hier
entweder schon sehr stark, oder sie wachsen und reifen heran. Jeder
Krieg ist eine Fortsetzung der Politik mit andern Mitteln. Die Fortset-
zung der Politik der nationalen Befreiung in den Kolonien werden
zwangsläufig nationale Kriege der Kolonien gegen den Imperialismus sein.
Solche Kriege können zu einem imperialistischen Krieg der jetzigen
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imperialistischen „Groß"mächte führen, können aber auch nicht dazu
führen - das hängt von vielen Umständen ab.

Ein Beispiel: England und Frankreich haben im Siebenjährigen Krieg
um Kolonien gekämpft, d. h. einen imperialistischen Krieg geführt (der
ebenso auf der Basis der Sklaverei und der Basis des primitiven Kapita-
lismus wie auf der gegenwärtigen Basis des hochentwickelten Kapitalis-
mus möglich ist). Frankreich wird besiegt und verliert einen Teil seiner
Kolonien. Einige Jahre später beginnt der nationale Befreiungskrieg der
nordamerikanischen Staaten gegen England allein. Frankreich und Spa-
nien, die selbst noch Teile der heutigen Vereinigten Staaten besitzen,
schließen aus Feindschaft gegen England, d. h. aus ihren imperialistischen
Interessen heraus, einen Freundschaftsvertrag mit den Staaten, die sich
gegen England erhoben haben. Französische Truppen schlagen zusam-
men mit den amerikanischen die Engländer. Wir haben es hier mit einem
nationalen Befreiungskrieg zu tun, in dem die imperialistische Rivalität
ein hinzugekommenes Element ohne ernste Bedeutung ist - im Gegen-
satz zu dem, was wir im Kriege 1914-1916 sehen (das nationale Element
im Österreichisch-Serbischen Krieg hat keine ernste Bedeutung im Ver-
gleich mit der alles bestimmenden imperialistischen Rivalität). Daraus
ist ersichtlich, wie sinnlos es wäre, den Begriff Imperialismus schablonen-
haft anzuwenden und aus ihm die „Unmöglichkeit" nationaler Kriege zu
folgern. Ein nationaler Befreiungskrieg beispielsweise eines Bündnisses
von Persien, Indien und China gegen diese oder jene imperialistischen
Mächte ist durchaus möglich und wahrscheinlich, da er sich aus der natio-
nalen Befreiungsbewegung dieser Länder ergeben würde, wobei das Um-
schlagen eines solchen Krieges in einen imperialistischen Krieg zwischen
den jetzigen imperialistischen Mächten von sehr vielen konkreten Um-
ständen abhinge, für deren Eintreten zu bürgen lächerlich wäre.

Drittens darf man selbst in Europa nationale Kriege in der Epoche des
Imperialismus nicht für unmöglich halten. Die „Ära des Imperialismus"
hat den jetzigen Krieg zu einem imperialistischen gemacht, sie wird un-
weigerlich (solange nicht der Sozialismus kommt) neue imperialistische
Kriege erzeugen, sie hat die Politik der jetzigen Großmächte zu einer
durch und durch imperialistischen gemacht, aber diese „Ära" schließt
keineswegs nationale Kriege aus, z. B. von seiten der kleinen (nehmen
wir an, annektierten oder national unterdrückten) Staaten gegen die impe-
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rialistischen Mächte, wie sie auch im Osten Europas nationale Bewegun-
gen in großem Maßstab nicht ausschließt. Betreffs Österreichs z. B. hat
Junius ein sehr gesundes Urteil, da er nicht nur das „Ökonomische", son-
dern auch das eigentümlich Politische in Betracht zieht, die „innere
Lebensunfähigkeit Österreichs" hervorhebt und feststellt, daß „die Habs-
burgische Monarchie nicht die politische Organisation eines bürgerlichen
Staates, sondern bloß ein lockeres Syndikat einiger Cliquen gesellschaft-
licher Parasiten" darstellt und daß die „Liquidierung Österreich-Un-
garns historisch nur die Fortsetzung des Zerfalls der Türkei und zusam-
men mit ihm ein Erfordernis des geschichtlichen Entwicklungsprozesses"
ist. Mit einigen Balkanstaaten und mit Rußland steht es nicht besser. Und
unter der Voraussetzung einer starken Erschöpfung der „Groß"mächte
in diesem Krieg oder unter der Voraussetzung des Sieges der Revolution
iii Rußland sind nationale Kriege, sogar siegreiche, durchaus möglich. Die
Einmischung der imperialistischen Mächte ist in der Praxis nicht unter
allen Umständen durchführbar, das einerseits. Wenn man anderseits aber
so „ins Blaue hinein" urteilt, der Krieg eines kleinen Staates gegen einen
Giganten sei aussichtslos, so ist darauf zu sagen, daß ein aussichtsloser
Krieg auch ein Krieg ist; überdies können gewisse Erscheinungen im
Innern der „Giganten", z. B. der Ausbruch einer Revolution, einen „aus-
sichtslosen" Krieg sehr „aussichtsreich" machen.

Wir sind nicht nur deshalb so ausführlich auf die Unrichtigkeit der
Behauptung, daß es „keine nationalen Kriege mehr geben kann", einge-
gangen, weil sie offensichtlich theoretisch falsch ist. Es wäre natürlich
sehr traurig, wenn die „Linken" in einer Zeit, in der die Gründung der
III. Internationale nur auf dem Boden des nicht vulgarisierten Marxismus
möglich ist, der Theorie des Marxismus gegenüber einen Mangel an Sorg-
falt bekunden würden. Aber auch in praktisch-politischer Hinsicht ist die-
ser Fehler sehr schädlich, denn daraus wird die unsinnige Propaganda für
die „Entwaffnung" abgeleitet, da es angeblich keine anderen Kriege mehr
geben könne als reaktionäre; daraus wird die noch unsinnigere und
direkt reaktionäre Gleichgültigkeit den nationalen Bewegungen gegen-
über abgeleitet. Eine solche Gleichgültigkeit wird zum Chauvinismus,
wenn Angehörige der europäischen „großen" Nationen, d. h. der Natio-
nen, die eine Masse kleiner und kolonialer Völker unterdrücken, mit
hochgelahrter Miene erklären: „Nationale Kriege kann es nicht mehr
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geben!" Nationale Kriege gegen imperialistische Mächte sind nicht nur
möglich und wahrscheinlich, sie sind unvermeidlich, sie sind fortschritt-
lich und revolutionär, obgleich natürlich zu ihrem Erfolg entweder die
Vereinigung der Anstrengungen einer ungeheuren Zahl von Bewohnern
unterdrückter Länder (Hunderte Millionen in dem von uns angeführten
Beispiel Indiens und Chinas) erforderlich ist oder eine besonders günstige
Konstellation der internationalen Lage (z. B. die Lähmung einer Ein-
mischung imperialistischer Mächte infolge ihrer Schwächung, ihres Krie-
ges, ihres Antagonismus u. dgl. m.) oder der gleichzeitige Aufstand des
Proletariats einer der Großmächte gegen die Bourgeoisie (dieser in unse-
rer Aufzählung letzte Fall ist der erste vom Standpunkt des Wün-
schenswerten und für den Sieg des Proletariats Vorteilhaften).

Es muß jedoch bemerkt werden, daß es ungerecht wäre, Junius der
Gleichgültigkeit den nationalen Bewegungen gegenüber zu bezichtigen.
Hebt er doch wenigstens unter den Sünden der sozialdemokratischen
Fraktion ihr Schweigen anläßlich der Hinrichtung eines Führers der Ein-
geborenen in Kamerun wegen „Hochverrats" hervor (offenbar wegen
eines versuchten Aufstands aus Anlaß des Krieges) und betont an ande-
rer Stelle speziell (für die Herren Legien, Lensch und ähnliche als „So-
zialdemokraten" geltende Lumpen), daß Kolonialvölker auch Völker sind.
Er erklärt mit voller Bestimmtheit: „Der Sozialismus gesteht jedem Volke
das Recht auf Unabhängigkeit und Freiheit, auf selbständige Verfügung
über die eigenen Geschicke zu". „Der internationale Sozialismus erkennt
das Recht freier, unabhängiger, gleichberechtigter Nationen, aber nur er
kann solche Nationen schaffen, erst er kann das Selbstbestimmungsrecht
der Völker verwirklichen. Auch diese Losung des Sozialismus", bemerkt
der Autor mit Recht, „ist, wie alle anderen, nicht eine Heiligsprechung
des Bestehenden, sondern ein Wegweiser und Ansporn für die revolu-
tionäre, umgestaltende, aktive Politik des Proletariats." (S. 77 und 78.)
Es würden also diejenigen gewaltig irren, die glauben, alle linken deut-
schen Sozialdemokraten seien in jene Engstirnigkeit und jene Karikatur
auf den Marxismus verfallen, zu der verschiedene holländische und pol-
nische Sozialdemokraten gelangt sind, die das Selbstbestimmungsrecht
der Nationen sogar im Sozialismus verneinen. Übrigens, über die speziel-
len holländischen und polnischen Quellen dieses Irrtums ist an anderer
Stelle die Rede.
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Ein anderer irriger Gedankengang von Junius hängt mit der Frage der
Vaterlandsverteidigung zusammen. Das ist die politische Kardinalfrage
während des imperialistischen Krieges. Und Junius hat uns in der Über-
zeugung bestärkt, daß unsere Partei diese Frage auf die einzig richtige
Art gestellt hat: das Proletariat ist gegen die Vaterlandsverteidigung in
diesem imperialistischen Krieg, und zwar in Anbetracht seines räuberi-
schen, sklavenhalterischen, reaktionären Charakters, in Anbetracht der
Möglichkeit und Notwendigkeit, ihm den Bürgerkrieg für den Sozialis-
mus entgegenzustellen (und seine Umwandlung in diesen Bürgerkrieg
anzustreben). Junius hat einerseits den imperialistischen Charakter des
jetzigen Krieges, zum Unterschied von einem nationalen Krieg, vortreff-
lich aufgedeckt, ist aber anderseits in einen äußerst seltsamen Fehler ver-
fallen, indem er sich bemüht hat, für den gegenwärtigen, nicht nationalen
Krieg ein nationales Programm an den Haaren herbeizuziehen I Das
klingt fast unglaublich, ist aber Tatsache.

Die offiziellen Sozialdemokraten Legienscher wie Kautskyscher Schat-
tierung wiederholten aus Liebedienerei vor der Bourgeoisie, die am
meisten über die ausländische „Invasion" zeterte, um die Volksmassen
über den imperialistischen Charakter des Krieges zu täuschen, mit be-
sonderem Eifer dies Argument von der „Invasion". Kautsky, der jetzt
naiven und leichtgläubigen Leuten versichert (unter anderem auch durch
den russischen OK-Mann Spectator), daß er Ende 1914 zur Opposition
übergegangen sei, beruft sich nach wie vor auf dieses „Argument"! Zur
Widerlegung dieses Arguments führt Junius äußerst lehrreiche historische
Beispiele an, um zu beweisen, daß „Invasion und Klassenkampf in der
bürgerlichen Geschichte nicht Gegensätze sind, wie es in der offiziellen
Legende heißt, sondern eins ist Mittel und Äußerung des anderen". Bei-
spiele: die Bourbonen in Frankreich riefen die ausländische Invasion
gegen die Jakobiner, die Bourgeois im Jahre 1871 - gegen die Kom-
mune. Marx schrieb im „Bürgerkrieg in Frankreich":

„Der höchste heroische Aufschwung, dessen die alte Gesellschaft noch
fähig war, ist der Nationalkrieg, und dieser erweist sich jetzt als reiner
Regierungsschwindel, der keinen andern Zweck mehr hat, als den Klas-
senkampf hinauszuschieben, und der beiseite fliegt, sobald der Klassen-
kampf im Bürgerkrieg auflodert."93

„Aber das klassische Beispiel aller Zeiten ist die große französische
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Revolution", schreibt Junius mit Bezug auf das Jahr 1793. Und aus alle-
dem wird die Schlußfolgerung gezogen: „Wie Jahrhunderte bezeugen, ist
also nicht der Belagerungszustand, sondern der rücksichtslose Klassen-
kampf, der das Selbstgefühl, den Opfermut und die sittliche Kraft der
Volksmassen wachrüttelt, der beste Schutz und die beste Wehr des Lan-
des gegen äußere Feinde."

Die praktische Schlußfolgerung, die Junius zieht, lautet: „Ja, die So-
zialdemokraten sind verpflichtet, ihr Land in einer großen historischen
Krise zu verteidigen. Und darin gerade liegt eine schwere Schuld der so-
zialdemokratischen Reichstagsfraktion, daß sie in ihrer Erklärung vom
4. August 1914 feierlich verkündete: ,Wir lassen das Vaterland in der
Stunde der Gefahr nicht im Stich', ihre Worte aber im gleichen Augen-
blickverleugnete. Sie hat das Vaterland in der Stunde der größten Gefahr
im Stiche gelassen. Denn die erst:e Pflicht gegenüber dem Vaterland in
jener Stunde war: ihm den wahren Hintergrund dieses imperialistischen
Krieges zu zeigen, das Gewebe von patriotischen und diplomatischen Lü-
gen zu zerreißen, womit dieser Anschlag auf das Vaterland umwoben
war; laut und vernehmlich auszusprechen, daß für das deutsche Volk in
diesem Krieg Sieg wie Niederlage gleich verhängnisvoll sind; sich der
Knebelung des Vaterlandes durch den Belagerungszustand bis zum äußer-
sten zu widersetzen; die Notwendigkeit der sofortigen Volksbewaffnung
und der Entscheidung des Volkes über Krieg und Frieden zu proklamie-
ren ; die permanente Tagung der Volksvertretung für die Dauer des Krie-
ges mit allem Nachdruck zu fordern, um die wachsame Kontrolle der Re-
gierung durch die Volksvertretung und der Volksvertretung durch das
Volk zu sichern; die sofortige Abschaffung aller politischen Entrechtung
zu verlangen, da nur ein freies Volk sein Land wirksam verteidigen kann;
endlich dem imperialistischen, auf die Erhaltung Österreichs und der Tür-
kei, d. h. der Reaktion in Europa und in Deutschland gerichteten Pro-
gramm des Krieges das alte wahrhaft nationale Programm der Patrioten
und Demokraten von 1848, das Programm von Marx, Engels und Las-
salle: die Losung der einigen großen deutschen Republik entgegenzustel-
len. Das war die Fahne, die dem Lande vorangetragen werden mußte, die
wahrhaft national, wahrhaft freiheitlich gewesen wäre und in Überein-
stimmung mit den besten Traditionen Deutschlands wie mit der inter-
nationalen Klassenpolitik des Proletariats... So ist das schwere Dilemma
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zwischen Vaterlandsinteressen und internationaler Solidarität des Prole-
tariats, der tragische Konflikt, der unsere Parlamentarier nur ,mit schwe-
rem Herzen' auf die Seite des imperialistischen Krieges fallen ließ, reine
Einbildung, bürgerlich-nationalistische Fiktion. Zwischen den Landes-
interessen und dem Klasseninteresse der proletarischen Internationale be-
steht vielmehr im Krieg wie im Frieden vollkommene Harmonie: beide
erfordern die energischste Entfaltung des Klassenkampfes und die nach-
drücklichste Vertretung des sozialdemokratischen Programms."

So argumentiert Junius. Das Irrige seiner Ausführungen springt in die
Augen, und wenn unsere offenen und verkappten Lakaien des Zarismus,
die Herren Plechanow und Tschchenkeli, und vielleicht sogar die Herren
Martow undTschcheidse voller Schadenfreude nach den Worten von Ju-
nius greifen werden, nicht auf die theoretische Wahrheit bedacht, sondern
nur darauf, sich herauszuwinden, die Spuren zu verwischen, den Arbei-
tern Sand in die Augen zu streuen, so müssen wir uns ausführlicher mit
dem theoretischen Ursprung der Fehler von Junius befassen.

Er schlägt vor, dem imperialistischen Krieg ein nationales Programm
„entgegenzustellen". Der fortschrittlichen Klasse schlägt er vor, sich der
Vergangenheit und nicht der Zukunft zuzuwenden! 1793 und 1848 stand
objektiv sowohl in Frankreich als auch in Deutschland und in ganz Europa
die bürgerftdi-demokratische Revolution auf der Tagesordnung. Dieser
objektiven historischen Lage der Dinge entsprach das „wahrhaft-natio-
nale", d. h. national-bürgerliche Programm der damaligen Demokratie,
das im Jahre 1793 von den revolutionärsten Elementen der Bourgeoisie
und der Plebejer verwirklicht und im Jahre 1848 von Marx im Namen
der gesamten fortschrittlichen Demokratie verkündet wurde. Den feudal-
dynastischen Kriegen wurden damals objektiv revolutionär-demokratische
Kriege, nationale Befreiungskriege entgegengestellt. Das war der Inhalt
der historischen Aufgaben der Epoche.

Jetzt ist für die führenden, größten Staaten Europas die objektive
Lage eine andere. Die Vorwärtsentwicklung - wenn man von möglichen,
vorübergehenden Rückschlägen absieht - ist zu verwirklichen nur in der
Richtung der sozialistischen Gesellschaft, der sozialistischen Revolution.
Dem imperialistisch-bürgerlichen Krieg, dem Krieg des hochentwickelten
Kapitalismus, kann vom Standpunkt der Vorwärtsentwicklung, vom
Standpunkt der fortgeschrittenen Klasse objektiv nur ein Krieg gegen die

21 Lenin, Werke. Bd. 22
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Bourgeoisie entgegengestellt werden, d. h. zunächst der Bürgerkrieg des
Proletariats gegen die Bourgeoisie um die Macht, der Krieg, ohne den es
eine ernste Vorwärtsbewegung nicht geben kann, und sodann - nur unter
bestimmten, besonderen Bedingungen - ein möglicher Krieg zur Verteir
digung des sozialistischen Staates gegen die bürgerlichen Staaten. Aus
diesem Grunde blieben jene Bolschewiki (zum Glück nur vereinzelte, und
sie wurden von uns sofort an die „Prisyw"-Leute abgegeben), die bereit
waren, sich auf den Standpunkt der bedingten Verteidigung, der Vertei-
digung des Vaterlandes unter der Bedingung der siegreichen Revolution
und des Sieges der Republik in Rußland zu stellen, zwar dem Buchstaben
des Bolschewismus treu, verrieten aber seinen Geist; denn das in einen
imperialistischen Krieg der führenden europäischen Mächte verwickelte
Rußland würde auch als Republik ebenfalls einen imperialistischen Krieg
führen!

Wenn Junius sagt, der Klassenkampf sei das beste Mittel gegen eine
Invasion, so wendet er die Marxsche Dialektik nur halb an, er macht
einen Schritt auf dem richtigen Weg, weicht aber gleich darauf von ihm
ab. Die Marxsche Dialektik erfordert eine konkrete Analyse der jewei-
ligen historischen Situation. Daß der Klassenkampf das beste Mittel ge-
gen eine Invasion ist - das ist richtig sowohl in bezug auf die Bourgeoi-
sie, die den Feudalismus stürzt, als auch in bezug auf das Proletariat, das
die Bourgeoisie stürzt. Eben weil das richtig ist in bezug auf jede Klassen-
unterdrückung, ist es zu allgemein und darum für den gegebenen beson-
deren Fall unzureichend. Der Bürgerkrieg gegen die Bourgeoisie ist auch
eine der Arten des Klassenkampfes, und nur diese Art des Klassenkamp-
fes würde Europa (ganz Europa und nicht nur ein Land) von der Gefahr
einer Invasion befreien. Die „großdeutsche Republik" hätte, wenn sie in
den Jahren 1914-1916 existiert hätte, einen ebensolchen imperialistischen
Krieg geführt.

Junius kommt ganz dicht an die richtige Antwort auf diese Frage und
an die richtige Losung heran: Bürgerkrieg gegen die Bourgeoisie für den
Sozialismus, kehrt aber, gleichsam als scheue er sich, die Wahrheit bis
zu Ende auszusprechen, wieder zurück zur Phantasie von einem „natio-
nalen Kriege" in den Jahren 1914, 1915 und 1916. Betrachtet man die
Frage nicht von der theoretischen, sondern von der rein praktischen Seite,
so wird Junius' Fehler nicht weniger klar. Die ganze bürgerliche Gesell-
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Schaft, alle Klassen Deutschlands, die Bauernschaft inbegriffen, waren
für den Krieg (in Rußland aller Wahrscheinlichkeit nach auch - zumin-
dest stand die Mehrzahl der wohlhabenden und mittleren Bauern und ein
sehr beträchtlicher Teil der armen Bauern offensichtlich im Banne des
bürgerlichen Imperialismus). Die Bourgeoisie war bis an die Zähne be-
waffnet. In einer solchen Situation ein Programm der Republik, des Par-
laments in Permanenz, der Wahl der Offiziere durch das Volk („Volks-
bewaffnung") usw. zu „proklamieren", hätte in der Praxis bedeutet -
die Revolution (mit einem falschen revolutionären Programm!) zu „pro-
klamieren".

An derselben Stelle sagt Junius durchaus mit Recht, daß man eine Re-
volution nicht „machen" könne. Die Revolution stand in den Jahren 1914
bis 1916 auf der Tagesordnung, im Schöße des Krieges verborgen, aus
dem Kriege hervorgehend. Das hätte man im Namen der revolutionären
Klasse „proklamieren" müssen, man hätte konsequent, furchtlos ihr Pro-
gramm darlegen müssen: den Sozialismus, der in der Epoche des Krieges
ohne Bürgerkrieg gegen die erzreaktionäre, verbrecherische, das Volk zu
unsagbaren Leiden verurteilende Bourgeoisie unmöglich zu erreichen ist.
Man hätte über die systematischen, konsequenten, praktischen, bei jedem
beliebigen Entwicklungstempo der revolutionären Krise unbedingt durch-
führbaren Aktionen, die in der Richtung der heranreifenden Revolution
liegen, nachdenken sollen. Diese Aktionen sind in der Resolution unserer
Partei angeführt worden: 1. Ablehnung der Kredite; 2. Bruch des „Burg-
friedens"; 3. Bildung einer illegalen Organisation; 4. Verbrüderung der
Soldaten; 5. Unterstützung aller revolutionären Massenaktionen.* Der
Erfolg aller dieser Schritte führt unausbleiblich zum Bürgerkrieg.

Die Proklamierung eines großen historischen Programms wäre zwei-
fellos von ungeheurer Bedeutung, aber nicht eines alten und für die Jahre
1914-1916 schon veralteten national-deutschen, sondern eines proleta-
risch-internationalen und sozialistischen Programms. Ihr Bourgeois führt
Krieg um des Raubes willen; wir Arbeiter aller kriegführenden Länder
erklären euch den Krieg, den Krieg für den Sozialismus - das ist der In-
halt der Rede, mit der am 4. August 1914 die Sozialisten in den Parla-
menten hätten auftreten sollen, die nicht, wie die Legien, David, Kautsky,
Plechanow, Guesde, Sembat u. a., das Proletariat verraten haben.

* Siehe Werke, Bd. 21, S. 150. Die Red.

21*
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Augenscheinlich konnten irrige Erwägungen zweierlei Art den Fehler
von Junius verursachen. Zweifellos ist Junius entschieden gegen den im-
perialistischen Krieg und entschieden für die revolutionäre Taktik: diese
Tatsache wird keine Schadenfreude der Herren Plechanow über die „Va-
terlandsverteidigung" von Junius aus der Welt schaffen. Auf mögliche
und wahrscheinliche Verleumdungen dieser Art muß sofort und klar ge-
antwortet werden.

Junius hat sich aber erstens nicht völlig frei gemacht von dem „Mi-
lieu" der deutschen, selbst der linken Sozialdemokraten, die eine Spal-
tung fürchten und Angst haben, die revolutionären Losungen bis zu Ende
auszusprechen.* Das ist eine falsche Furcht, und die linken Sozialdemo-
kraten Deutschlands müssen und werden sich von ihr frei machen. Die
Entwicklung ihres Kampfes gegen die Sozialchauvinisten wird dazu füh-
ren. Und den Kampf gegen die eigenen Sozialchauvinisten führen sie ent-
schieden, energisch, aufrichtig, das ist der gewaltige, prinzipielle, kardi-
nale Unterschied zwischen ihnen und den Herren Martow undTschcheidse,
die mit der einen Hand (ä la Skobelew) das Banner entfalten mit dem
Gruß: „An die Liebknechts aller Länder" und mit der anderen die
Tschchenkeli und Potressow zärtlich umarmen!

Zweitens wollte Junius offenbar etwas in der Art der menschewisti-
schen „Stadientheorie" traurigen Angedenkens zustande bringen; er
wollte die Durchführung des revolutionären Programms an dem „be-
quemsten", „populärsten", für das Kleinbürgertum annehmbarsten Ende
beginnen. Eine Art Plan, „die Geschichte zu überlisten", die Philister zu

* Denselben Fehler begeht Junius in seinen Ausführungen über das Thema,
was besser sei: Sieg oder Niederlage? Er zieht die Schlußfolgerung, daß bei-
des gleich schlecht sei (Ruin, vermehrte Rüstungen usw.). Das ist nicht der
Standpunkt des revolutionären Proletariats, sondern eines pazifistischen Klein-
bürgers. Wenn man von der „revolutionären Intervention" des Proletariats
spricht - davon aber sprechen, leider zu allgemein, Junius und die Leitsätze
der Gruppe „Internationale" - , so muß die Frage unbedingt von einem ande-
ren Standpunkt aus gestellt werden: 1. Ist eine „revolutionäre Intervention"
ohne die Gefahr einer Niederlage möglich? 2. Ist es möglich, die Bourgeoisie
und die Regierung des eigenen Landes zu geißeln, ohne dieselbe Gefahr
heraufzubeschwören? 3. Haben wir nicht immer gesagt, und lehrt die histo-
rische Erfahrung der reaktionären Kriege nicht, daß Niederlagen das Werk
der revolutionären Klasse erleichtern?
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überlisten. Gegen die beste Verteidigung des wahren Vaterlandes könne
doch niemand sein: das wahre Vaterland aber ist die großdeutsche Re-
publik, die beste Verteidigung ist die Miliz, das Parlament in Permanenz
usw. Einmal angenommen, würde ein solches Programm ganz von selbst
zum nächsten Stadium führen: zur sozialistischen Revolution.

Wahrscheinlich haben solche Erwägungen bewußt oder unbewußt Ju-
nius' Taktik bestimmt. Unnötig zu sagen, daß sie irrig sind. In der Ju-
nius-Broschüre spürt man den allein Dastehenden, der keine Genossen in
einer illegalen Organisation hat, die gewohnt wäre, revolutionäre Losun-
gen bis zu Ende zu durchdenken und die Masse systematisch in deren
Geiste zu erziehen. Aber dieser Mangel - das zu vergessen, wäre grund-
falsch - ist nicht ein persönlicher Mangel von Junius, sondern das Re-
sultat der Schwäche aller deutschen Linken, die von allen Seiten von dem
niederträchtigen Netz der kautskyanischen Heuchelei, der Pedanterie,
des „Wohlwollens" den Opportunisten gegenüber umgarnt sind. Die An-
hänger von Junius haben es, obgleich sie allein dastanden, fertiggebracht,
die Herausgabe illegaler Flugblätter und den Kampf gegen das Kautsky-
anertum aufzunehmen. Sie werden es verstehen, auch weiter auf dem
richtigen Wege vorwärtszuschreiten.

Geschrieben im Juli 1916.

Veröffentlicht im Oktober 1916 im Nach dem Text des „Sbomik
„Sbornik Soziäl-Demokrata" Nr. 1. Soziäl-Demokrata".
Unterschrift: N. Lenin.
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DIE ERGEBNISSE DER DISKUSSION

ÜBER DIE SELBSTBESTIMMUNG

In Nummer 2 der marxistischen Zeitschrift der Zimmerwalder Linken
„Vorbote" (April 1916) sind Thesen für und gegen das Selbstbestim-
mungsrecht der Nationen veröffentlicht, von denen die einen von der Re-
daktion unseres Zentralorgans, des „Sozäal-Demokrat", die anderen von
der Redaktion des Organs der polnischen sozialdemokratischen Opposi-
tion, der „Gazeta Robotnicza", unterzeichnet sind. Der Leser wird oben
den Abdruck der ersten* und die Übersetzung der zweiten Thesen94

finden. In der internationalen Arena wird diese Frage wohl zum ersten-
mal so breit aufgerollt: In der Diskussion, die in der deutschen marxisti-
schen Zeitschrift „Die Neue Zeit" vor zwanzig Jahren, 1895/1896, vor
dem Londoner Internationalen Sozialistenkongreß von 1896, von Rosa
Luxemburg, K. Kautsky und den polnischen „Niepodleglosciowcy" (An-
hänger der Unabhängigkeit Polens, PPS) geführt wurde, die drei ver-
schiedene Auffassungen vertraten, hatte es sich nur um Polen gehandelt.95

Soweit uns bekannt ist, ist die Frage des Selbstbestimmungsrechts bisher
nur von den Holländern und den Polen einigermaßen systematisch er-
örtert worden. Wir wollen hoffen, daß es dem „Vorboten" gelingen wird,
die Erörterung dieser jetzt so aktuellen Frage bei den Engländern, Ameri-
kanern, Franzosen, Deutschen und Italienern vorwärtszubringen. Der
offizielle Sozialismus, vertreten sowohl von den direkten Anhängern der
„eigenen" Regierung, den Plechanow, David und Co., wie auch von den
verkappten Verteidigern des Opportunismus, den Kautskyanern (ein-
schließlich Axelrod, Martow, Tschcheidse u. a.), hat in dieser Frage so
viel zusammengelogen, daß auf sehr lange Zeit hinaus ein Zustand un-

* Siehe den vorliegenden Band, S. 144-159. Die Red.
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vermeidlich sein wird, wo man einerseits krampfhaft versucht, sich aus-
zuschweigen und herauszuwinden, und anderseits die Arbeiter „klare
Antworten" auf die „verdammten Fragen" verlangen. Über den Gang
des Meinungskampfes unter den ausländischen Sozialisten werden wir
unsere Leser auf dem laufenden zu halten trachten.

Für uns russische Sozialdemokraten ist diese Frage von ganz beson-
derer Wichtigkeit; diese Diskussion ist eine Fortsetzung der Diskussionen
von 1903 und 191396; die Frage hat während des Krieges unter den Mit-
gliedern unserer Partei gewisse Schwankungen hervorgerufen; sie steht
verschärft infolge der hinterlistigen Versuche so hervorragender Führer
der Gwosdewschen oder chauvinistischen Arbeiterpartei wie Martow und
Tschcheidse, den Kern der Sache zu umgehen. Deshalb ist es notwendig,
wenigstens die ersten Ergebnisse dieser in der internationalen Arena be-
gonnenen Diskussion zusammenzufassen.

Wie aus den Thesen ersichtlich ist, geben uns unsere polnischen Ge-
nossen auf einige unserer Argumente, z. B. über Marxismus und Proudho-
nismus, eine direkte Antwort. Aber meistenteils antworten sie uns nicht
direkt, sondern indirekt, indem sie ihre eigenen Behauptungen entgegen-
stellen. Prüfen wir ihre direkten und indirekten Antworten.

1. SOZIALISMUS UND SELBSTBESTIMMUNG
DER NATIONEN

Wir haben behauptet, daß es Verrat am Sozialismus wäre, auf die Ver-
wirklichung der Selbstbestimmung der Nationen im Sozialismus zu ver-
zichten. Man antwortet uns: „Das Selbstbestimmungsrecht ist auf die
sozialistische Gesellschaf t unanwendbar". Das ist eine grundlegende Mei-
nungsverschiedenheit. Wo ist ihr Ursprung zu suchen?

„Wir wissen", wenden unsere Opponenten ein, „daß der Sozialismus
jede nationale Unterdrückung aufheben wird, weil er die Klasseninter-
essen aufhebt, die zu ihr treiben." Wozu diese Betrachtung über die
ökonomischen Voraussetzungen für die Beseitigung der nationalen Unter-
drückung, die längst bekannt und unbestritten sind, wo doch der Streit
um eine der Formen der politischen Unterjochung geht, und zwar :• um
das gewaltsame Festhalten einer Nation innerhalb der Staatsgrenzen
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einer anderen Nation? Das ist doch weiter nichts als ein Versuch, den
politischen Fragen aus dem Wege zu gehen! Und die weiteren Ausfüh-
rungen bestärken uns noch mehr in diesem Urteil: „Wir haben auch kei-
nen Grund anzunehmen, daß der Nation in der sozialistischen Gesell-
schaft der Charakter einer wirtschaftlich-politischen Einheit zukommen
wird. Nach aller Voraussicht wird sie nur den Charakter einer Kultur-
und Spracheinheit haben, da die territoriale Einteilung des sozialistischen
Kulturkreises, insoweit eine solche bestehen wird, nur nach den Bedürf-
nissen der Produktion erfolgen kann, wobei über diese Einteilung dann
natürlich nicht einzelne Nationen abgesondert, aus eigener Machtvoll-
kommenheit, zu entscheiden (wie es das .Selbstbestimmungsrecht' fordert),
sondern alle interessierten Bürger mitzubestimmen hätten."

Dieses letzte Argument, Mitbestimmung anstatt Selbstbestimmung,
gefällt den polnischen Genossen so gut, daß sie es in ihren Thesen drei-
mal wiederholen! Aber die häufige Wiederholung verwandelt dieses ok-
tobristische und reaktionäre Argument nicht in ein sozialdemokratisches.
Denn alle Reaktionäre und Bourgeois räumen den Nationen, die gewalt-
sam innerhalb der Grenzen des betreffenden Staates festgehalten wer-
den, das Recht ein, über sein Geschick im gemeinsamen Parlament „mit-
zubestimmen". Auch Wilhelm II. räumt den Belgiern das Recht ein, im
gemeinsamen deutschen Parlament über das Schicksal des deutschen
Reiches „mitzubestimmen".

Gerade das, was strittig ist - nämlich das, was ausschließlich zur Dis-
kussion steht, das Recht der Lostrennung - , bemühen sich unsere Oppo-
nenten zu umgehen. Es wäre wirklich lächerlich, wenn es nicht gar so
traurig wäre!

Gleich in unserer ersten These heißt es, daß die Befreiung der unter-
drückten Nationen eine zweifache Umgestaltung auf politischem Gebiet
voraussetzt: 1. die vollständige Gleichberechtigung der Nationen. Dar-
über gibt es keinen Streit, und es bezieht sich nur auf das, was innerhalb
eines Staates vorgeht; 2. die Freiheit der politischen Abtrennung*. Das
bezieht sich auf die Festlegung der staatlichen Grenzen. Nur das ist strit-
tig. Und gerade darüber schweigen unsere Opponenten. Sie wollen weder
an die Staatsgrenzen noch an den Staat überhaupt denken. Das ist eine
Art „imperialistischer Ökonomismus", ähnlich dem alten „Ökonomis-

* Siehe den vorliegenden Band, S. 144. Die Red.
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mus" von 1894 bis 1902, der folgendermaßen argumentierte: Der Kapi-
talismus hat gesiegt, darum sind politische Fragen sinnlos. Der Imperia-
lismus hat gesiegt, darum sind politische Fragen sinnlos! Eine solche
apolitische Theorie ist dem Marxismus von Grund aus f eind.

Marx schrieb in der Kritik des Gothaer Programms: „Zwischen der
kapitalistischen und der kommunistischen Gesellschaft liegt die Periode
der revolutionären Umwandlung der einen in die andre. Der entspricht
auch eine politische Übergangsperiode, deren Staat nichts andres sein
kann als die revolutionäre Diktatur des Proletariats."97 Bisher galt das für
die Sozialisten als unbestrittene Wahrheit, und in ihr hegt die Anerken-
nung des Staates, solange der siegreiche Sozialismus nicht in den voll-
ständigen Kommunismus hinübergewachsen ist. Bekannt ist der Aus-
spruch von Engels über das Absterben des Staates. Wir haben absichtlich
gleich in der ersten These hervorgehoben, daß die Demokratie eine
Staatsform ist, die auch absterben wird, wenn der Staat abstirbt. Und so-
lange unsere Opponenten den Marxismus nicht durch einen neuen,
„astaatlichen" Gesichtspunkt ersetzt haben, ist ihre Argumentation von
Anfang bis Ende falsch.

Anstatt vom Staat (und folglich auch von der Bestimmung seiner Gren-
zenl) zu sprechen, reden sie von einem „sozialistischen Kulturkreis",
d. h. wählen absichtlich einen Ausdruck, der insofern unbestimmt ist, als
alle Fragen des Staates verwischt werden! Es kommt zu einer lächerlichen
Tautologie: wenn es keinen Staat gibt, gibt es natürlich auch keine Frage
seiner Grenzen. Dann ist auch das ganze demokratisch-politische Pro-
gramm überflüssig. Eine Republik wird es gleichfalls nicht geben, wenn
der Staat „abstirbt".

Der deutsche Chauvinist Lensch hat in seinen Artikeln, die wir in
These 5 (Fußnote)* erwähnen, ein interessantes Zitat aus der Schrift
Engels" „Po und Rhein" angeführt. Engels sagt dort unter anderem, daß
die Grenzen der „großen und lebensfähigen europäischen Nationen" im
Verlauf der geschichtlichen Entwicklung, die eine ganze Reihe kleiner und
lebensunfähiger Nationen aufgesogen hat, immer mehr und mehr durch
„Sprache und Sympathien" der Bevölkerung bestimmt wurden. Diese
Grenzen nennt Engels „natürliche"98. So war die Lage der Dinge in der
Epoche des fortschrittlichen Kapitalismus, im Europa etwa der Jahre

* Siehe den vorliegenden Band, S. 152. Die Red.
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1848-1871. Jetzt durchbricht der reaktionäre, imperialistische Kapitalis-
mus immer öfter diese demokratisch bestimmten Grenzen. Alle Anzeichen
sprechen dafür, daß der Imperialismus dem ihn ablösenden Sozialismus
weniger demokratische Grenzen, eine Reihe von Annexionen in Europa
und in anderen Erdteilen als Erbe hinterlassen wird. Wird nun der sieg-
reiche Sozialismus, der auf der ganzen Linie die vollkommene Demo-
kratie wiederherstellen und zu Ende führen wird, auf die demokratische
Bestimmung der Staatsgrenzen verzichten? Wird er mit den „Sympa-
thien" der Bevölkerung nicht rechnen wollen? Es genügt, diese Fragen zu
stellen, um klar zu sehen, wie unsere polnischen Kollegen vom Marxis-
mus weg dem „imperialistischen Ökonomismus" zutreiben.

Die alten „Ökonomisten", die den Marxismus in eine Karikatur ver-
wandelten, lehrten die Arbeiter, daß für die Marxisten „nur" das „Öko-
nomische" von Wichtigkeit sei. Die neuen „Ökonomisten" meinen einmal,
daß der demokratische Staat des siegreichen Soziausmus ohne Grenzen
existieren werde (in der Art eines „Empfindungskomplexes" ohne Ma-
terie), und einmal, daß die Grenzen „nur" den Bedürfnissen der Pro-
duktion entsprechend bestimmt werden. In Wirklichkeit werden diese
Grenzen demokratisch festgesetzt werden, d. h. entsprechend dem Willen
und den „Sympathien" der Bevölkerung. Der Kapitalismus tut diesen
Sympathien Gewalt an und vermehrt dadurch die Schwierigkeiten bei der
Annäherung der Nationen. Der Sozialismus, der die Produktion ohne
Klassenunterdrückung organisiert und den Wohlstand aller Staatsange-
hörigen sichert, gewährt dadurch den „Sympathien" der Bevölkerung
freien Spielraum und erleichtert und beschleunigt gerade kraft dessen ge-
waltig die Annäherung und Verschmelzung der Nationen.

Damit der Leser sich von dem schweren und plumpen „Ökonomismus"
etwas erholen kann, wollen wir die Ausführungen eines sozialistischen
Schriftstellers anführen, der unserem Streit fernsteht. Dieser Schriftsteller
ist Otto Bauer, der zwar auch sein „Steckenpferd" hat, die „national-
kulturelle Autonomie", der aber in einer ganzen Reihe wichtiger Fragen
sehr richtig argumentiert. In § 29 seines Buches „Die Nationalitätenfrage
und die Sozialdemokratie" hat er z. B. die Verschleierung imperialisti-
scher Politik durch nationale Ideologie absolut richtig festgestellt. In
§ 30, „Der Sozialismus und das Nationalitätsprinzip", sagt er:

„Aber nie und nimmer wird ein solches" (sozialistisches) „Gemein-
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wesen ganze Nationen einschließen können, die nicht zu ihm gehören
wollen. Die Massen der Nationen im vollen Besitz der nationalen Kultur,
ausgestattet mit den Rechten der Teilnahme an der Gesetzgebung und
der Selbstverwaltung, und diese Massen bewaffnet - wie könnten solche
Nationen gezwungen werden, sich dem Joch eines Gemeinwesens zu beu-
gen, zu dem sie nicht gehören wollen? Alle staatliche Macht ruht auf der
Macht der Waffen. Aber das heutige Volksheer ist, dank einem kunst-
vollen Mechanismus, immer noch ein Machtwerkzeug einer Person, einer
Familie, einer Klasse, so gut wie die Ritterheere und Söldnerheere ver-
gangener Zeiten. Das Heer der demokratischen Gemeinwesen einer so-
zialistischen Gesellschaft, das aus hoch kultivierten Menschen besteht,
die in der Werkstätte nicht mehr dem Kommando einer fremden Macht
gehorchen und im Staate zur vollen Teilnahme an Gesetzgebung und Ver-
waltung berufen sind, ist aber keine selbständige Macht mehr, sondern
nichts anderes als das bewaffnete Volk selbst. Damit schwindet alle Mög-
lichkeit nationaler Fremdherrschaft."

Das ist richtig. Unter dem Kapitalismus kann die nationale (und über-
haupt die politische) Unterdrückung nicht beseitigt werden. Dazu ist die
Aufhebung der Klassen, d. h. die Einführung des Sozialismus unerläßlich.
Doch wenn der Sozialismus auch auf der Ökonomik begründet ist, er-
schöpft er sich doch keineswegs darin. Zur Beseitigung der nationalen
Unterdrückung ist ein Fundament notwendig - die sozialistische Produk-
tion; aber auf diesem Fundament bedarf es noch einer demokratischen
Organisation des Staates, einer demokratischen Armee usw. Hat das Pro-
letariat den Kapitalismus in den Sozialismus umgestaltet, so schafft es die
Möglichkeit für die völlige Beseitigung der nationalen Unterdrückung;
diese Möglichkeit wird „nur" - „nur"! - dann zur Wirklichkeit werden,
wenn die Demokratie auf allen Gebieten vollständig durchgeführt sein
wird - bis zur Festlegung der Staatsgrenzen entsprechend den „Sympa-
thien" der Bevölkerung, bis zur völligen Freiheit der Lostrennung ein-
schließlich. Auf dieser Basis wird ihrerseits in der Praxis die absolute
Beseitigung auch der kleinsten nationalen Reibungen, des geringsten na-
tionalen Mißtrauens erfolgen und damit die beschleunigte Annäherung
und Verschmelzung der Nationen, die durch das Absterben des Staates
vollendet werden wird. Das ist die Theorie des Marxismus, von der sich
unsere polnischen Kollegen irrigerweise entfernt haben.
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2. IST DIE DEMOKRATIE
UNTER DEM IMPERIALISMUS „DURCHFÜHRBAR"?

Die ganze alte Polemik der polnischen Sozialdemokraten gegen die
Selbstbestimmung der Nationen ist auf dem Argument aufgebaut, daß
sie in der kapitalistischen Gesellschaft „undurchführbar" sei. Schon im
Jahre 1903, in der Programmkommission des II. Parteitags der SDAPR,
haben wir Iskristen über dieses Argument gelacht und gesagt, daß es eine
Wiederholung der Karikatur auf den Marxismus ist, der sich die „Öko-
nomisten" (traurigen Angedenkens) befleißigten. In unseren Thesen sind
wir auf diesen Fehler besonders ausführlich eingegangen, und gerade hier,
wo die theoretische Basis der ganzen Streitfrage liegt, wollten (oder konn-
ten?) die pohlischen Genossen auf kein einziges unserer Argumente ant-
worten.

Die ökonomische Unmöglichkeit der Selbstbestimmung müßte durch
eine ökonomische Analyse bewiesen werden, so wie wir die Undurch-
führbarkeit eines Verbots der Maschinen oder der Einführung von Ar-
beitsgeld u. dgl. m. nachweisen. Niemand versucht auch nur, eine solche
Analyse zu geben. Niemand wird behaupten wollen, daß es auch nur in
einem einzigen Lande „ausnahmsweise" gelungen sei, unter dem Kapi-
talismus „Arbeitsgeld" einzuführen, wie es einem kleinen Lande in der
Ära des voll entfesselten Imperialismus ausnahmsweise gelungen ist, die
undurchführbare Selbstbestimmung durchzuführen, und das sogar ohne
Krieg und Revolution (Norwegen 1905).

Oberhaupt ist die politische Demokratie nur eine der möglichen For-
men (wenn auch theoretisch für den „reinen" Kapitalismus die normale
Form) des Überbaus über dem Kapitalismus. Wie die Tatsachen zeigen,
entwickeln sich sowohl der Kapitalismus als auch der Imperialismus bei
jeder politischen Form und ordnen sich alle Formen unter. Deshalb ist es
auch theoretisch grundfalsch, von der „Undurchführbarkeit" einer der
Formen und einer der Forderungen der Demokratie zu sprechen.

Das Ausbleiben einer Antwort der polnischen Kollegen auf diese Be-
weisgründe veranlaßt uns, die Diskussion über diesen Punkt als abge-
schlossen zu betrachten. Der größeren Anschaulichkeit halber haben wir
die ganz konkrete Behauptung aufgestellt, daß es „lächerlich" wäre, die
„Durchführbarkeit" einer Wiederaufrichtung Polens jetzt, im Hinblick
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auf die strategischen und sonstigen Momente dieses Krieges, zu leugnen.
Eine Antwort ist nicht erfolgt!

Die polnischen Genossen haben einfach eine offenkundig falsche Be-
hauptung (Punkt II, 1) miederholt, wenn sie sagen: „. . . in den Fragen
der Angliederung der fremden Gebiete sind die Formen der politischen
Demokratie ausgeschaltet, die offene Gewalt entscheidet... Das Kapital
wird niemals die Entscheidung über seine Staatsgrenzen dem Volke über-
lassen . . . " Als ob das „Kapital" die Wahl seiner, dem Imperialismus
dienenden Beamten „dem Volke überlassen" könnte 1 Oder als ob über-
haupt irgendwelche bedeutungsvolle Entscheidungen in wichtigen demo-
kratischen Fragen, z. B. über die Republik an Stelle der Monarchie oder
die Miliz anstatt des stehenden Heeres, ohne „offene Gewalt" denkbar
wären! Subjektiv wollen die polnischen Genossen den Marxismus „ver-
tiefen", sie tun das aber ganz ungeschickt. Objektiv sind ihre Phrasen
über die Undurchführbarkeit Opportunismus, da stillschweigend voraus-
gesetzt wird: „undurchführbar" ohne eine Reihe von Revolutionen, wie
im Imperialismus überhaupt die ganze Demokratie, alle ihre Forderungen
undurchführbar sind.

Nur ein einziges Mal, am Ende von Punkt II, 1, in den Ausführungen
über das Elsaß, haben die pohlischen Kollegen den Standpunkt des „im-
perialistischen Ökonomismus" verlassen und sind an die Fragen über eine
der Formen der Demokratie mit einer konkreten Antwort und nicht mit
einem allgemeinen Hinweis auf das „ökonomische" herangegangen.
Und gerade das hat sich als falsch erwiesen! Es wäre „partikularistisch,
undemokratisch" - schreiben sie - , wenn die Elsässer allein, ohne die
Franzosen zu fragen, ihnen den Anschluß des Elsaß an Frankreich „auf-
bürden" wollten, obwohl ein Teil des Elsaß zu Deutschland hinneigen
und dies eine Kriegsgefahr bedeuten würde!!! Das Durcheinander ist ge-
radezu köstlich: die Selbstbestimmung setzt die Freiheit der Lostrennung
vom Unterdrückerstaat voraus (das liegt auf der Hand, und wir haben
das in unseren Thesen besonders hervorgehoben); davon zu sprechen,
daß der Anschluß an einen gegebenen Staat dessen Zustimmung voraus-
setzt, ist in der Politik ebenso „nicht üblich", wie man in der Ökonomik
nicht von der „Zustimmung" des Kapitalisten, Profite einzustecken, oder
des Arbeiters, Arbeitslohn zu erhalten, spricht! Davon zu sprechen wäre
lächerlich.
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Will man ein marxistischer Politiker sein, so muß man, wenn man vom
Elsaß spricht, die Lumpe des deutschen Sozialismus angreifen, weil sie
nicht für die Freiheit der Lostrennung des Elsaß kämpfen - die Lumpe
des französischen Sozialismus, weil sie die französische Bourgeoisie ge-
währen lassen, die sich gewaltsam das ganze Elsaß aneignen will - und
die einen wie die anderen, weil sie aus Furcht vor der Selbständigkeit
eines wenn auch kleinen Staates dem Imperialismus „ihres" Landes die-
nen ; man muß zeigen, in welcher Weise die Sozialisten, die das Selbst-
bestimmungsrecht anerkennen, diese Frage innerhalb weniger Wochen
lösen würden, ohne den Willen der Elsässer zu verletzen. Statt dessen
aber Betrachtungen anzustellen über die furchtbare Gefahr, daß sich die
französischen Elsässer Frankreich „aufbürden" könnten - das ist einfach
eine Perle.

3. WAS SIND ANNEXIONEN?

Diese Frage haben wir in unseren Thesen mit aller Bestimmtheit ge-
stellt (Punkt 7)*. Die polnischen Genossen haben sie nicht beantwortet:
sie haben sie umgangen, indem sie mit Nachdruck erklärten, 1. daß sie
gegen Annexionen sind, und 2. auseinandersetzten, warum sie dagegen
sind. Das sind zweifellos sehr wichtige Fragen. Aber es sind andere Fra-
gen. Wenn wir auch nur einigermaßen darauf achten, daß unsere Prin-
zipien theoretisch durchdacht sind und daß sie klar und deutlich formu-
liert werden, dann können wir die Frage, was Annexionen sind, nicht um-
gehen, da dieser Begriff nun einmal in unserer politischen Propaganda und
Agitation figuriert. Das Umgehen dieser Frage in einer kollegialen Diskus-
sion kann nicht anders aufgefaßt werden als ein Auf geben der Positionen.

Warum haben wir diese Frage gestellt? Das haben wir schon erklärt,
indem wir sie stellten. Weil „jeder Protest gegen Annexionen nichts an-
deres als die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts bedeutet". Zum
Begriff der Annexion gehören üblicherweise 1. der Begriff der Gewalt
(gewaltsame Angliederung); 2. der Begriff der nationalen Fremdherrschaft
(Angliederung eines „fremden" Gebiets usw.) und" - manchmal - 3. der
Begriff der Verletzung des Status quo. Darauf haben wir in den Thesen
hingewiesen, und dieser unser Hinweis ist nicht kritisiert worden.

* Siehe den vorliegenden Band, S. 154/155. Die Red.
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Es fragt sich, ob Sozialdemokraten überhaupt gegen Gewalt sein kön-
nen? Natürlich nicht. Wir sind also nicht darum gegen Annexionen, weil
sie Gewaltakte sind, sondern aus irgendeinem anderen Grund. Ebenso-
wenig können die Sozialdemokraten für den Status quo sein. Wie man
sich auch dreht und wendet, man kann um die Schlußfolgerung nicht her-
umkommen: eine Annexion ist eine Verletzung des Selbstbestimmungs-
rechts der Nation, eine Festlegung der Staatsgrenzen entgegen dem Wil-
len der Bevölkerung.

Gegen Annexionen sein bedeutet für das Selbstbestimmungsrecht sein.
„Gegen die gewaltsame Zurückhaltung jeder beliebigen Nation in den
Grenzen des vorhandenen Staates" sein (wir haben absichtlich auch diese,
etwas veränderte Formulierung desselben Gedankens in Punkt 4 unserer
Thesen* gebraucht, und die polnischen Genossen haben uns hierauf ganz
klar geantwortet, indem sie am Anfang ihres Punktes I, 4 erklärten, daß
sie „gegen die gewalttätige Erhaltung der unterdrückten Nationen in den
Grenzen des annektierenden Staates" sind) ist genau das gleiche wie für
das Selbstbestimmungsrecht der Nationen sein.

Um Worte wollen wir nicht streiten. Wenn es eine Partei gibt, die in
ihrem Programm (oder in einer für alle verbindlichen Resolution - nicht
auf die Form kommt es an) erklärt, daß sie gegen Annexionen**, gegen
die gewalttätige Erhaltung der unterdrückten Nationen in den Grenzen
ihres Staates ist, so erklären wir, daß wir mit einer solchen Partei prinzi-
piell vollkommen übereinstimmen. Es wäre Unsinn, sich an das Wort
„Selbstbestimmung" zu klammern. Und wenn sich in unserer Partei
Leute finden, die in diesem Sinne die Worte, die Formulierung von
Paragraph 9 unseres Parteiprogramms ändern wollen, so werden wir
die Meinungsverschiedenheit mit solchen Genossen keineswegs als eine
prinzipielle betrachten I

Es kommt lediglich darauf an, daß unsere Losungen politisch klar und
theoretisch durchdacht sind.

In den mündlichen Diskussionen zu dieser Frage - deren Wichtigkeit
gerade jetzt, im Zusammenhang mit dem Krieg, niemand bestreitet -
sind wir auf folgendes Argument gestoßen (in der Presse haben wir es

* Siehe den vorliegenden Band, S. 149. Die Red.
** „Gegen alte und neue Annexionen", formulierte es K. Radek in einem sei-

ner Artikel in der „Berner Tagwacht".
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nicht gefunden): Der Protest gegen ein bestimmtes Obel bedeutet nicht
unbedingt die Anerkennung eines positiven Begriffs, der dieses Übel aus-
schließt. Dieses Argument ist offensichtlich haltlos, und darum wird es
wohl auch nirgends in der Presse wiedergegeben. Wenn eine sozialistische
Partei erklärt, daß sie „gegen die gewalttätige Erhaltung der unterdrück-
ten Nation in den Grenzen des annektierenden Staates" ist, so verpflich-
tet sich diese Partei dadurch, auf eine gewaltsame Zurückhaltung zu ver-
zichten, sobald sie an der Macht sein wird.

Wir zweifeln keinen Augenblick daran, daß, wenn Hindenburg mor-
gen Rußland halb besiegt und als Ausdruck dieses halben Sieges (in Ver-
bindung mit dem Wunsch Englands und Frankreichs, den Zarismus ein
wenig zu schwächen) ein neuer polnischer Staat entsteht, dessen Schaf-
fung vom Standpunkt der ökonomischen Gesetze des Kapitalismus und
Imperialismus vollauf „durchführbar" ist, und wenn dann übermorgen
die sozialistische Revolution in Petrograd, Berlin und Warschau siegt -
daß dann die polnische sozialistische Regierung, ebenso wie die russische
und die deutsche, auf die „gewalttätige Erhaltung", sagen wir, der Ukrai-
ner „in den Grenzen des polnischen Staates" verzichten wird. Wenn in
dieser Regierung Redaktionsmitglieder der „Gazeta Robotnicza" sitzen
sollten, so werden sie zweifellos ihre „Thesen" opfern und dadurch die
„Theorie" widerlegen, daß das „Selbstbestimmungsrecht auf die soziali-
stische Gesellschaft unanwendbar" sei. Nähmen wir etwas anderes an, so
hätten wir nicht eine kameradschaftliche Diskussion mit den Sozialdemo-
kraten Polens auf die Tagesordnung gesetzt, sondern den unerbittlichen
Kampf gegen sie als gegen Chauvinisten.

Gesetzt den Fall, ich gehe in einer beliebigen europäischen Stadt auf
die Straße und „protestiere" öffentlich, und dann auch in den Zeitungen,
dagegen, daß man mir nicht gestattet, einen Menschen als Sklaven zu
kaufen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß man das Recht haben wird,
mich als Sklavenhalter, als Anhänger des Prinzips oder des Systems, wie
man will, der Sklaverei zu betrachten. Daß meine Sympathien für die
Sklaverei in die negative Form des Protestes und nicht in eine positive
Form Cich bin für die Sklaverei") gekleidet sind - das wird niemanden
täuschen. Ein politischer „Protest" ist völlig gleichwertig einem politischen
Programm, das ist so augenfällig, daß es geradezu peinlich ist, es noch
auseinandersetzen zu müssen. Auf jeden Fall sind wir fest davon über-
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zeugt, daß wir wenigstens von seiten der Zimmerwalder Linken - wir
sprechen nicht von allen Zimmerwaldern, da Martow und andere Kaut-
skyaner auch dabei sind - keinen „Protest" zu erwarten haben, wenn
wir sagen, daß in der III. Internationale kein Platz für Leute sein
wird, die imstande sind, einen politischen Protest von einem politischen
Programm zu trennen, das eine dem anderen entgegenzustellen
u. dgl. m.

Da wir nicht um Worte streiten wollen, erlauben wir uns, die feste
Hoffnung auszusprechen, daß die polnischen Sozialdemokraten sich be-
mühen werden, in Kürze sowohl ihren Vorschlag auf Entfernung des
Paragraphen 9 aus unserem (und auch ihrem) Parteiprogramm sowie aus
dem Programm der Internationale (Resolution des Londoner Kongres-
ses von 1896) als auch ihre Definition der entsprechenden politischen
Ideen über „alte und neue Annexionen" und über die „gewalttätige Er-
haltung der unterdrückten Nationen in den Grenzen des annektierenden
Staates" offiziell zu formulieren. - Gehen wir nun zur nächsten Frage
über.

4. FÜR ODER GEGEN ANNEXIONEN?

In Punkt 3 des ersten Abschnitts ihrer Thesen erklären die polnischen
Genossen mit aller Bestimmtheit, daß sie gegen jegliche Annexionen
sind. Leider stoßen wir in Punkt 4 desselben Abschnitts auf Behauptun-
gen, die als annexionistisch bezeichnet werden müssen. Dieser Punkt
beginnt mit folgendem - gelinde gesagt - merkwürdigen Satz:

„Den Ausgangspunkt des Kampfes der Sozialdemokratie gegen die
Annexionen, gegen die gewalttätige Erhaltung der unterdrückten Natio-
nen in den Grenzen des annektierenden Staates bildet die Ablehnung
jeder Vaterlandsverteidigung (hervorgehoben von den Verfassern), die
in der Ära des Imperialismus die Verteidigung der Rechte der eigenen
Bourgeoisie auf Unterdrückung und Ausplünderung fremder Völker ist."

Was heißt das? Wie ist das zu verstehen?
„Den Ausgangspunkt des Kampfes gegen Annexionen bildet die Ab-

lehnung jeder Vaterlandsverteidigung..." Aber als „Vaterlandsverteidi-
gung" kann man jeden nationalen Krieg und jeden nationalen Aufstand
bezeichnen, und das ist auch bisher allgemein so üblich gewesen! Wir

22 Lenin. Werke, Bd. 22
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sind gegen Annexionen, aber ... wir verstehen das so, daß wir gegen
den Krieg der Annektierten für ihre Befreiung von denen sind, die sie
annektiert haben; wir sind gegen den Aufstand der Annektierten, der
ihre Befreiung von den Annektierenden bezweckt 1 Ist das etwa nicht eine
annexionistische Behauptung?

Die Verfasser der Thesen motivieren ihre . . . merkwürdige Behaup-
tung damit, daß die Vaterlandsverteidigung „in der Ära des Imperialis-
mus" eine Verteidigung der Rechte der eigenen Bourgeoisie auf die
Unterdrückung fremder Völker sei. Aber das ist nur in bezug auf den
imperialistischen Krieg richtig, d. h. den Krieg zwischen imperialistischen
Mächten oder Mächtegruppen, wenn beide kriegführenden Seiten nicht
nur „fremde Völker" unterdrücken, sondern auch darum Krieg führen,
wer mehr fremde Völker unterdrücken soll!

Offenbar stellen die Verfasser die Frage der „VaterlandsVerteidigung"
ganz und gar nicht so, wie unsere Partei sie stellt. Wir lehnen die „Vater-
landsverteidigung" im imperialistischen Krieg ab. Das ist vollkommen
klar sowohl im Manifest des Zentralkomitees unserer Partei als auch in
den Berner Resolutionen* gesagt, die in der deutsch und französisch
erschienenen Broschüre „Sozialismus und Krieg" veröffentlicht wurden.
Wir haben das auch in unseren Thesen (Fußnoten zu Punkt 4 und zu
Punkt 6)** zweimal betont. Augenscheinlich lehnen die Verfasser der
pohlischen Thesen die Vaterlandsverteidigung überhaupt ab, d. h. auch
in einem nationalen Krieg, da sie vielleicht nationale Kriege „in der Ära
des Imperialismus" als unmöglich erachten. Wir sagen „vielleicht", weil
die polnischen Genossen in ihren Thesen eine solche Ansicht nicht dar-
gelegt haben.

Eine solche Ansicht ist klar zum Ausdruck gekommen in den Leit-
sätzen der deutschen Gruppe „Internationale" und in der Broschüre von
Junius, der wir einen besonderen Artikel widmen***. Wir wollen in Er-
gänzung zu dem dort Gesagten bemerken, daß man einen nationalen Auf-
stand des annektierten Gebiets oder Landes gegen das annektierende
Land eben Aufstand und nicht Krieg nennen kann (wir haben einen sol-
chen Einwand gehört und führen ihn deshalb an, obgleich wir diesen

* Siehe Werke. Bd. 21, S. 11-21 und 148/149. Die Red.
** Siehe den vorliegenden Band, S. 150 und 153. Die Red.

*** Siehe den vorliegenden Band, S. 310-325. Die Red.
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terminologischen Streit nicht ernst nehmen). Jedenfalls wird wohl kaum
jemand zu bestreiten wagen, daß die annektierten Länder Belgien, Ser-
bien, Galizien, Armenien ihren „Aufstand" gegen die Staaten, durch die
sie annektiert worden sind, „Vaterlandsverteidigung" nennen werden und
mit Recht so nennen werden. Es ergibt sich, daß die polnischen Genossen
gegen einen solchen Aufstand sind, und zwar deswegen, weil es in diesen
annektierten Ländern auch eine Bourgeoisie gibt, die auch fremde Völker
unterdrückt oder, richtiger gesagt, unterdrücken kann, da es sich nur um
ihr „Recht auf Unterdrückung" handelt. Zur Beurteilung eines gegebenen
Krieges oder eines gegebenen Aufstands wird also nicht sein wirklicher
sozialer Inhalt genommen (der Kampf der unterdrückten Nation gegen
die unterdrückende für ihre Befreiung), sondern die Möglichkeit, daß die
jetzt unterdrückte Bourgeoisie von ihrem „Recht auf Unterdrückung"
Gebrauch machen könnte. Würde, sagen wir, Belgien im Jahre 1917 von
Deutschland annektiert werden und 1918 für seine Befreiung einen Auf-
stand unternehmen, so würden die polnischen Genossen aus dem Grunde
gegen den Aufstand sein, weil die belgische Bourgeoisie das „Recht auf
Unterdrückung fremder Völker" hat!

Von Marxismus, von revolutionärem Geist überhaupt ist in dieser
Betrachtung keine Spur zu finden. Wollen wir den Sozialismus nicht
preisgeben, so müssen wir jeden Aufstand gegen unseren Hauptfeind, die
Bourgeoisie der Großmächte, unterstützen, wenn es nicht ein Aufstand
einer reaktionären Klasse ist. Lehnen wir die Unterstützung eines Auf-
stands annektierter Gebiete ab, so werden wir - objektiv - zu Annexio-
nisten. Gerade „in der Ära des Imperialismus", die die Ära der begin-
nenden sozialen Revolution ist, wird das Proletariat mit besonderer Ener-
gie heute den Aufstand der annektierten .Gebiete unterstützen, um
bereits morgen oder gar zur gleichen Zeit die durch einen solchen Auf-
stand geschwächte Bourgeoisie der „Groß"macht anzugreifen.

Die polnischen Genossen gehen jedoch in ihrem Annexionismus noch
weiter. Sie sind nicht nur gegen den Aufstand der annektierten Gebiete,
sie sind gegen jede Wiederherstellung ihrer Unabhängigkeit, erfolge sie
auch auf friedlichem Wegel Man höre:

„Indem die Sozialdemokratie jede Verantwortung für die Folgen der
Unterdrückungspolitik des Imperialismus ablehnt, sie aufs schärfste be-
kämpft, tritt sie keineswegs für die Aufrichtung neuer Grenzpfähle in

22*
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Europa, für die Wiederaufrichtung der vom Imperialismus niedergeris-
senen ein." (Hervorgehoben von den Verfassern.)

Gegenwärtig sind die „Grenzpfähle" zwischen Deutschland und Bel-
gien, zwischen Rußland und Galizien „vom Imperialismus niedergeris-
sen" worden. Und die internationale Sozialdemokratie soll gegen ihre
Wiederaufrichtung überhaupt sein, in welcher Weise diese auch vor sich
gehe? Im Jahre 1905, „in der Ära des Imperialismus", als das autonome
Störung Norwegens die Lostrennung von Schweden proklamierte und es
sowohl infolge des Widerstands der schwedischen Arbeiter als auch in-
folge der internationalen imperialistischen Situation nicht zu dem Kriege
Schwedens gegen Norwegen kam, den die schwedischen Reaktionäre
propagierten - da hätte die Sozialdemokratie gegen die Lostrennung
Norwegens sein sollen, da diese doch zweifellos die „Aufrichtung neuer
Grenzpfähle in Europa" bedeutete?!!

Das ist schon direkter, offener Annexionismus. Ihn zu widerlegen ist
überflüssig, er widerlegt sich selbst. Keine einzige sozialistische Partei
wird sich entschließen, eine solche Position einzunehmen: „Wir sind
gegen Annexionen im allgemeinen, aber für Europa sanktionieren wir
Annexionen oder finden uns mit ihnen ab, wenn sie nun einmal gesche-
hen sind."

Näher eingehen müssen wir bloß auf die theoretischen Quellen des
Fehlers, der unsere polnischen Genossen zu einer so in die Augen sprin-
genden Unmöglichkeit" geführt hat. Wie unbegründet es ist, „Euro-
pa" eine Sonderstellung einzuräumen, davon wollen wir weiter unten
sprechen. Folgende zwei Sätze aus den Thesen decken die übrigen Quel-
len des Fehlers auf:

„Wo über den schon gebildeten kapitalistischen Staat das Rad des
Imperialismus zermalmend hinweggeht, dort vollzieht sich in den bru-
talen Formen der imperialistischen Unterdrückung die politische und
ökonomische Konzentration der kapitalistischen Welt, die den Sozialis-
mus vorbereitet."

Diese Rechtfertigung der Annexionen ist Struvismus und nicht Marxis-
mus. Die russischen Sozialdemokraten, die sich an die neunziger Jahre
in Rußland erinnern, kennen diese Manier, den Marxismus zu entstellen,
die den Herren Struve, Cunow, Legien und Co. gemein ist, sehr gut. Ge-
rade in bezug auf die deutschen Struvisten, die sogenannten „Sozialimpe-
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rialisten", lesen wir in einer anderen These (II, 3) der polnischen Ge-
nossen :

(Die Losung der Selbstbestimmung) „gibt den Sozialimperialisten die
Möglichkeit, durch den Beweis des illusionären Charakters dieser Losung
unsern Kampf gegen die nationale Unterdrückung als historisch unbe-
rechtigte Sentimentalität darzustellen und so das Vertrauen des Prole-
tariats in die wissenschaftliche Fundiertheit des sozialdemokratischen
Programms zu untergraben."

Das bedeutet, daß die Verfasser die Position der deutschen Struvisten
als „wissenschaftlich" betrachten! Wir gratulieren.

Nur eine „Kleinigkeit" zerstört dieses erstaunliche Argument, das uns
damit droht, daß die Lensch, Cunow, Parvus uns gegenüber recht haben
könnten, und zwar: diese Lensch sind auf ihre Art konsequente Leute,
und in Nr. 8 und 9 der chauvinistischen deutschen „Glocke" - wir haben
absichtlich gerade diese Nummern in unseren Thesen zitiert - weist
Lensch gleichzeitig sowohl „die fehlende wissenschaftliche Fundiertheit"
der Losung der Selbstbestimmung (die polnischen Sozialdemokraten ha-
ben augenscheinlich diese Argumentation Lenschs als unwiderleglich
angesehen, wie aus den von uns zitierten Ausführungen in ihren Thesen
ersichtlich ist . . .) als auch „die fehlende wissenschaftliche Fundiertheit"
der Losung „gegen Annexionen" nach!!

Denn Lensch hat die Binsenwahrheit ausgezeichnet begriffen, auf die
wir unsere polnischen Kollegen hingewiesen haben, ohne daß sie auf
unseren Hinweis geantwortet hätten: es gibt keinen Unterschied, „weder
einen ökonomischen noch einen politischen" noch überhaupt einen logi-
schen, zwischen der „Anerkennung" der Selbstbestimmung und dem
„Protest" gegen Annexionen. Wenn die pohlischen Genossen die Argu-
mente der Lensch gegen die Selbstbestimmung für unwiderleglich halten,
so müssen sie doch die eine Tatsache anerkennen: alle diese Argumente
führen die Lensch auch gegen den Kampf gegen Annexionen ins Feld.

Der theoretische Fehler, der allen Betrachtungen unserer polnischen
Kollegen zugrunde liegt, hat sie dahin gebracht, daß sie sich als inkonse-
quente Annexionisten erwiesen.
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5. WARUM IST DIE SOZIALDEMOKRATIE
GEGEN ANNEXIONEN?

Von unserem Standpunkt aus ist die Antwort klar: weil eine Annexion
das Selbstbestimmungsrecht der Nationen verletzt oder, anders ausge-
drückt, eine Form der nationalen Unterdrückung darstellt.

Vom Standpunkt der polnischen Sozialdemokraten aus muß erst be-
sonders auseinandergesetzt werden, warum wir gegen Annexionen sind,
und diese Ausführungen (I, 3 der Thesen) verwickeln die Verfasser un-
vermeidlich in eine Reihe neuer Widersprüche.

Zwei Argumente werden von ihnen zur „Rechtfertigung" dessen ange-
führt, warum wir (entgegen den „wissenschaftlich fundierten" Argumen-
ten der Lensch) gegen Annexionen sind. Erstens :

„Der Behauptung, daß Annexionen in Europa notwendig sind zur mili-
tärischen Sicherung des siegreichen imperialistischen Staates..., stellt
die Sozialdemokratie die Tatsache gegenüber, daß Annexionen die
Gegensätze nur verschärfen, somit die Kriegsgefahr vergrößern."

Das ist eine ungenügende Antwort an die Lensch, denn deren Haupt-
argument ist nicht die militärische Notwendigkeit, sondern die Ökono-
mische Fortschrittlichkeit der Annexionen, die eine Konzentration unter
dem Imperialismus bedeuten. Wo ist hier die Logik, wenn die polnischen
Sozialdemokraten im gleichen Atemzug einerseits die Fortschrittlichkeit
einer solchen Konzentration anerkennen, indem sie sich weigern, die vom
Imperialismus in Europa niedergerissenen Grenzpfähle wieder aufzu-
richten, und anderseits gegen Annexionen sind?

Weiter. Die Gefahr welcher Kriege wird durch Annexionen vergrö-
ßert? Nicht die der imperialistischen, da diese aus anderen Gründen ent-
stehen; die Hauptwidersprüche im jetzigen imperialistischen Krieg sind
zweifellos die Widersprüche zwischen England und Deutschland, zwi-
schen Rußland und Deutschland. Annexionen gab und gibt es hier nicht.
Es handelt sich um die erhöhte Gefahr nationaler Kriege und nationaler
Aufstände. Aber wie kann man einerseits nationale Kriege „in der Ära
des Imperialismus" für unmöglich erklären und anderseits die „Gefahr"
nationaler Kriege hervorheben? Das ist unlogisch.

Das zweite Argument: Annexionen würden „einen Abgrund auf-
tun zwischen dem Proletariat der herrschenden und der unterdrückten
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Nation... Das Proletariat der unterdrückten Nation würde sich mit
seiner Bourgeoisie verbinden, im Proletariat der herrschenden Nation den
Feind sehen. An Stelle des internationalen Klassenkampfes des Proleta-
riats gegen die internationale Bourgeoisie würde die Spaltung des Pro-
letariats, seine geistige Korruption eintreten."

Diesen Argumenten stimmen wir vollauf zu. Ist es aber logisch, in ein
und derselben Frage, zu ein und derselben Zeit Argumente vorzubringen,
die einander ausschließen? In Punkt 3 des Abschnitts I der Thesen lesen
wir die angeführten Argumente, die in Annexionen eine Spaltung des Pro-
letariats sehen, gleich dahinter aber, in Punkt 4, wird gesagt, man müsse
in Europa dagegen sein, daß die bereits erfolgten Annexionen rückgängig
gemacht werden, und habe „die Arbeitermassen der unterdrückten wie
der unterdrückenden Nation zum solidarischen Kampfe zu erziehen".
Wenn es eine reaktionäre „Sentimentalität" ist, die Annexionen rück-
gängig zu machen, dann darf man nicht argumentieren, daß die An-
nexionen einen „Abgrund" zwischen dem „Proletariat" auf tun und seine
„Spaltung" herbeiführen, dann muß man im Gegenteil in den Annexio-
nen eine Vorbedingung für die Annäherung des Proletariats verschie-
dener Nationen sehen.

Wir sagen: Um imstande zu sein, die sozialistische Revolution zu voll-
ziehen und die Bourgeoisie zu stürzen, müssen sich die Arbeiter enger
zusammenschließen, und diesem engen Zusammenschluß dient der Kampf
für die Selbstbestimmung, d. h. gegen Annexionen. Wir bleiben konse-
quent. Die polnischen Genossen hingegen, die die europäischen Annexio-
nen für „unabänderlich" und nationale Kriege für „unmöglich" halten,
schlagen sich selbst, wenn sie „gegen" die Annexionen ausgerechnet mit
Argumenten kämpfen, die ausgehen von nationalen Kriegen! Ausgerech-
net mit Argumenten wie dem, daß durch Annexionen die Annäherung
und Verschmelzung der Arbeiter verschiedener Nationen erschwert wird!

Mit anderen Worten: Um gegen Annexionen Einwände zu machen,
sind die polnischen Sozialdemokraten gezwungen, ihre Argumente jenem
theoretischen Rüstzeug zu entlehnen, das sie selbst prinzipiell verwerfen.

Noch anschaulicher wird das bei der Kolonialfrage.
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6. KANN MAN IN DIESER FRAGE
DIE KOLONIEN „EUROPA" GEGENÜBERSTELLEN?

In unseren Thesen heißt es, daß die Forderung der sofortigen Befrei-
ung der Kolonien unter dem Kapitalismus ebenso „undurchführbar" ist
(d. h. undurchführbar ohne eine Reihe von Revolutionen und nicht von
Dauer ohne den Sozialismus) wie die Selbstbestimmung der Nationen,
die Wahl der Beamten durch das Volk, die demokratische Republik usw. -
und daß anderseits die Forderung der Befreiung der Kolonien nichts
anderes ist als die „Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts der Na-
tionen".

Die polnischen Genossen haben auf kein einziges dieser Argumente
geantwortet. Sie haben versucht, einen Unterschied zwischen „Europa"
und den Kolonien zu konstruieren. Nur in bezug auf Europa werden sie
zu inkonsequenten Annexionisten und weigern sich, die Annexionen, die
bereits erfolgt sind, rückgängig zu machen. Für die Kolonien dagegen
proklamieren sie die unbedingte Forderung: „Fort aus den Kolonien!"

Die russischen Sozialisten sollen fordern: „Fort aus Turkestan, aus
Chiwa, aus Buchara usw.", aber angeblich würden sie in „Utopismus", in
„unwissenschaftliche" „Sentimentalität" usw. verfallen, wenn sie dieselbe
Freiheit der Lostrennung für Polen, Finnland, die Ukraine usw. forder-
ten. Die englischen Sozialisten sollen fordern: „Fort aus Afrika, aus
Indien, aus Australien", aber nicht aus Irland. Mit welchen theoretischen
Begründungen kann man eine solche Unterscheidung, deren Unrichtig-
keit in die Augen springt, erklären? Diese Frage läßt sich nicht um-
gehen.

Die Haupt„basis" der Gegner der Selbstbestimmung ist die „Undurch-
führbarkeit". Derselbe Gedanke kommt mit einer kleinen Nuance auch
im Hinweis auf die „ökonomische und politische Konzentration" zum
Ausdruck.

Es ist klar, daß die Konzentration auch durch Angliederung von Kolo-
nien erfolgt. Der ökonomische Unterschied zwischen den Kolonien und
den europäischen Völkern - wenigstens der Mehrzahl der letzteren -
bestand früher darin, daß die Kolonien wohl in den Warenaustausch,
aber noch nicht in die kapitalistische Produktion einbezogen wurden. Der
Imperialismus hat hier Wandel geschaffen. Imperialismus bedeutet unter
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anderem auch Kapitalexport. Die kapitalistische Produktion wird in
immer beschleunigterem Tempo auch in die Kolonien verpflanzt. Sie aus
ihrer Abhängigkeit vom europäischen Finanzkapital herauszureißen ist
unmöglich. Vom militärischen Standpunkt wie auch vom Standpunkt der
Expansion (Ausdehnung) ist die Lostrennung der Kolonien in der Regel
erst zusammen mit dem Sozialismus zu verwirklichen, unter dem Kapi-
talismus hingegen entweder als Ausnahmefall oder aber um den Preis
einer Reihe von Revolutionen und Aufständen sowohl in der Kolonie als
auch in der Metropole.

In Europa sind die abhängigen Nationen meistenteils kapitalistisch
entwickelter (wenn auch nicht alle: die Albanesen, viele nationale Min-
derheiten Rußlands) als in den Kolonien. Aber gerade das ruft einen
stärkeren Widerstand gegen die nationale Unterdrückung und die An-
nexionen hervor! Gerade darum ist die Entwicklung des Kapitalismus in
Europa unter allen politischen Verhältnissen, auch im Falle einer Los-
trennung, gesicherter als in den Kolonien. „. . . dort", sagen die polnischen
Genossen von den Kolonien (1,4), „ist noch die dem Kapitalismus bevor-
stehende Aufgabe der Entwicklung der Produktivkräfte selbständig zu
erfüllen . . ." In Europa ist das noch sichtbarer: in Polen, in Finnland, in
der Ukraine und im Elsaß entwickelt der Kapitalismus die Produktiv-
kräfte zweifellos rascher, stärker und selbständiger als in Indien, in
Turkestan, in Ägypten und den anderen Kolonien von reinem Typus. In
der Gesellschaft der Warenproduktion ist weder eine selbständige noch
überhaupt irgendeine Entwicklung ohne Kapital möglich. In Europa
haben die abhängigen Nationen sowohl eigenes Kapital als auch die Mög-
lichkeit, sich leicht Kapital zu den verschiedenartigsten Bedingungen zu
beschaffen. Die Kolonien haben kein oder fast kein eigenes Kapital, und
anders als auf dem Wege der politischen Unterwerfung können sie sich
unter den Verhältnissen des Finanzkapitals kein Kapital beschaff en. Was
bedeutet nun angesichts all dessen die Forderung, die Kolonien sofort und
bedingungslos zu befreien? Ist es nicht klar, daß sie viel „utopischer"
ist in dem vulgären, karikiert-,,marxistischen" Sinne des Wortes „Uto-
pie", in dem es von den Herren Struve, Lensch, Cunow und in ihrem
Gefolge leider auch von den polnischen Genossen gebraucht wird? Unter
„Utopismus" ist hier nämlich das Abgehen vom spießbürgerlich Gewohn-
ten, darunter auch alles Revolutionäre zu verstehen. Aber revolutionäre
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Bewegungen aller Art - darunter auch nationale - sind unter europäi-
schen Verhältnissen eher möglich, eher zu verwirklichen, hartnäckiger,
zielbewußter und schwerer zu besiegen als in den Kolonien.

Der Sozialismus, sagen die polnischen Genossen (I, 3), „wird den un-
entwickelten Völkern in den Kolonien eine uneigennützige Kulturhilfe
zu bieten haben, ohne sie zu beherrschen". Sehr richtig. Aber was gibt
Grund zu der Annahme, daß eine große Nation, ein großer Staat, wenn
er zum Sozialismus übergeht, nicht imstande sein wird, eine kleine unter-
drückte Nation in Europa durch „uneigennützige Kulturhilfe" anzu-
ziehen? Gerade die Freiheit der Lostrennung, die die polnischen Sozial-
demokraten den Kolonien „gewahren", wird die kleinen, aber kultu-
rell hochstehenden und politisch anspruchsvollen unterdrückten Natio-
nen Europas anziehen, sich mit den großen sozialistischen Staaten zu
verbünden, denn ein großer Staat wird im Sozialismus bedeuten: so und
so viel Arbeitsstunden täglich weniger, so und so viel Lohn täglich mehr.
Die werktätigen Massen, die sich vom Joch der Bourgeoisie befreien,
werden aus allen Kräften ein Bündnis und eine Verschmelzung mit den
großen und fortgeschrittenen sozialistischen Nationen anstreben, gerade
um diese „Kulturhilfe" zu erhalten, wenn nur die Unterdrücker von
gestern das hochentwickelte demokratische Gefühl der Selbstachtung
einer lange Zeit hindurch unterdrückten Nation nicht verletzen, wenn
ihr nur Gleichheit auf allen Gebieten eingeräumt wird, darunter auch
beim staatlichen Aufbau, beim Versuch, einen „eigenen" Staat zu schaf-
fen. Unter dem Kapitalismus bedeutet dieser „Versuch" Kriege, Isolie-
rung, Abgeschlossenheit, engstirnigen Egoismus der privilegierten kleinen
Nationen (Holland, Schweiz). Im Sozialismus werden sich die werktäti-
gen Massen selbst aus den obenerwähnten rein ökonomischen Motiven
nirgends zur Abschließung verstehen, und die Mannigfaltigkeit der poli-
tischen Formen, die Freiheit des Austritts aus dem Staatsverband, die
Erfahrung des staatlichen Aufbaus - all dies wird, solange nicht jeder
Staat überhaupt abgestorben ist, die Grundlage bilden für ein reiches
Kulturleben, die Gewähr bieten für die Beschleunigung des Prozesses der
freiwilligen Annäherung und Verschmelzung der Nationen.

Indem die polnischen Genossen die Kolonien herausgreifen und sie
Europa gegenüberstellen, geraten sie in einen Widerspruch, der ihre
ganze fehlerhafte Argumentation mit einem Schlag zerstört.
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7. MARXISMUS ODER PROUDHONISMUS?

Unseren Hinweis auf Marx' Stellung zur Lostrennung Irlands parie-
ren die polnischen Genossen ausnahmsweise einmal nicht indirekt, son-
dern direkt. Worin besteht nun ihre Entgegnung? Die Hinweise auf die
Stellungnahme von Marx in den Jahren 1848-1871 haben, ihrer Mei-
nung nach, „nicht den geringsten Wert". Diese ungewöhnlich erboste und
entschiedene Erklärung wird damit motiviert, daß Marx „gleichzeitig"
gegen die Unabhängigkeitsbestrebungen „der Tschechen, Südslawen
usw."99 aufgetreten sei. 1

Diese Motivierung ist gerade darum besonders erbost, weil sie beson-
ders haltlos ist. Den polnischen Marxisten zufolge war Marx einfach ein
Wirrkopf, der „gleichzeitig" entgegengesetzte Dinge sagte! Das ist ganz
falsch, und das ist ganz und gar kein Marxismus. Gerade die Forderung
der „konkreten" Analyse, die die polnischen Genossen aufstellen, um sie
nicht anzuwenden, verpflichtet uns zu untersuchen, ob die verschieden-
artige Einstellung Marx' zu den verschiedenen konkreten „nationalen"
Bewegungen nicht ein und derselben sozialistischen Weltanschauung ent-
sprang.

Bekanntlich war Marx für die Unabhängigkeit Polens vom Standpunkt
der Interessen der europäischen Demokratie in ihrem Kampf gegen die
Macht und den Einfluß - man kann sagen: gegen die Allmacht und den
vorherrschenden reaktionären Einfluß - des Zarismus. Die Richtigkeit
dieser Ansicht erhielt ihre höchst anschauliche und faktische Bestätigung
1849, als das russische Leibeigenenheer den national-freiheitlichen und
revolutionär-demokratischen Aufstand in Ungarn niederwarf. Von dieser
Zeit an bis zum Tode von Marx, ja sogar später, bis 1890, als ein reak-
tionärer Krieg des Zarismus im Bündnis mit Frankreich gegen das nicht-
imperialistische, aber national unabhängige Deutschland drohte, trat
Engels vor allem und am stärksten für den Kampf gegen den Zarismus
ein. Aus diesem und nur aus diesem Grunde waren Marx und Engels
gegen die nationale Bewegung der Tschechen und Südslawen. Ein kurzer
Einblick in das, was Marx und Engels in den Jahren 1848/1849 geschrie-
ben haben, wird jedem, der sich für den Marxismus nicht nur interessiert,
um ihn mit einer Handbewegung abzutun, zeigen, daß Marx und Engels
damals klar und eindeutig „ganze reaktionäre Völker", die als „russische
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Vorposten" in Europa dienten, den „revolutionären Völkern" - Deut-
schen, Polen und Ungarn - gegenüberstellten. Das ist eine Tatsache. Und
auf diese Tatsache ist damals zweifellos richtig hingewiesen worden, denn
1848 fochten die revolutionären Völker für die Freiheit, deren Haupt-
feind der Zarismus war, während die Tschechen usw. wirklich reaktio-
näre Völker, Vorposten des Zarismus waren.

Was sagt uns dieses konkrete Beispiel, das wir konkret analysieren
müssen, wenn wir dem Marxismus treu bleiben wollen? Nur, daß 1. die
Interessen der Befreiung einiger großer und größter Völker Europas
höher stehen als die Interessen der Befreiungsbewegung kleiner Natio-
nen ; 2. daß die Forderung der Demokratie im gesamteuropäischen Aus-
maß - jetzt muß man sagen: im Weltausmaß - betrachtet werden muß
und nicht isoliert.

Und sonst nichts. Nicht die Spur einer Widerlegung jenes elementa-
ren sozialistischen Prinzips, das die Polen vergessen haben und dem Marx
stets treu geblieben ist: Ein Volk kann nicht frei sein, das andre Völker
unterdrückt. Wenn die konkrete Situation, vor der Marx in der Epoche
des vorherrschenden Einflusses des Zarismus in der internationalen Poli-
tik stand, sich wiederholen sollte, z. B. in der Form, daß einige Völker
die sozialistische Revolution beginnen (wie 1848 in Europa die bürgerlich-
demokratische Revolution begonnen wurde), andere Völker sich aber als
Stützpfeiler der bürgerlichen Reaktion erweisen sollten - so müßten
auch wir für einen revolutionären Krieg gegen sie sein, für ihre „Nie-
derwerfung", für die Zerstörung aller ihrer Vorposten eintreten, ganz
gleich, welche kleinen nationalen Bewegungen hier auch hervortreten
mögen. Folglich dürfen wir die Beispiele der Marxschen Taktik nicht bei-
seitewerfen - das hieße sich in Worten zum Marxismus bekennen, in der
Tat aber mit ihm brechen - , sondern müssen aus der konkreten Analyse
dieser Beispiele unschätzbare Lehren für die Zukunft ziehen. Die einzel-
nen Forderungen der Demokratie, darunter das Selbstbestimmungsrecht,
sind nichts Absolutes, sondern ein kleiner Teil der allgemein-demokrati-
schen (jetzt: allgemein-sozialistischen) Weltbewegung. Es ist möglich,
daß in einzelnen konkreten Fällen der Teil dem Ganzen widerspricht,
dann muß man den Teil verwerfen. Es ist möglich, daß die republika-
nische Bewegung in einem Lande nur das Werkzeug einer klerikalen oder
einer finanzkapitalistisch-monarchistischen Intrige anderer Länder ist -
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dann dürfen wir diese gegebene, konkrete Bewegung nicht unterstützen;
es wäre aber lächerlich, aus diesem Grunde die Losung der Republik aus
dem Programm der internationalen Sozialdemokratie hinauswerfen zu
wollen.

Wie hat sich die konkrete Situation seit 1848-1871 bis zu 1898-1916
geändert (ich wähle die wichtigsten Marksteine des Imperialismus als
Periode: vom Spanisch-Amerikanischen imperialistischen Krieg bis zum
europäischen imperialistischen Krieg)? Der Zarismus hat ganz zweifellos
aufgehört, die Hauptstütze der Reaktion zu sein, erstens infolge der
Unterstützung durch das internationale Finanzkapital, besonders das
Frankreichs, und zweitens infolge des Jahres 1905. Damals verhieß das
System der großen Nationalstaaten - der Demokratien Europas - der
Welt, trotz des Zarismus, die Demokratie und den Sozialismus.* Marx
und Engels haben den Imperialismus nicht mehr erlebt. Jetzt hat sich
das System einer Handvoll (5-6 an der Zahl) imperialistischer „Groß"-
mächte herausgebildet, von denen jede fremde Nationen unterdrückt, wo-
bei diese Unterdrückung mit dazu dient, den Sturz des Kapitalismus
künstlich aufzuhalten und den Opportunismus und Sozialchauvinismus
der die Welt beherrschenden imperialistischen Nationen künstlich zu
unterstützen. Damals war die westeuropäische Demokratie, die die größ-
ten Nationen befreite, gegen den Zarismus, der einzelne kleine nationale
Bewegungen zu reaktionären Zwecken ausnutzte. Jetzt steht das Bündnis
des zaristischen Imperialismus mit dem fortgeschrittenen kapitalistischen
europäischen Imperialismus auf der Basis ihrer gemeinsamen Unter-

* Rjasanow hat in Grünbergs „Archiv für die Geschichte des Sozialismus
und der Arbeiterbewegung" (1916, I) einen äußerst interessanten Artikel von
Engels aus dem Jahre 1866 über die polnische Frage veröffentlicht. Engels
betont darin die Notwendigkeit für das Proletariat, die politische Unabhängig-
keit und das „Selbstbestimmungsrecht" (right to dispose of itself) der großen
Nationen Europas anzuerkennen, und stellt die Sinnlosigkeit des „Nationali-
tätenprinzips" fest (besonders in seiner bonapartistischen Anwendung), d.h.
der Gleichsetzung einer beliebigen kleinen Nation mit diesen großen Natio-
nen. „Was Rußland betrifft", sagt Engels, „so ist es nur erwähnenswert als
Besitzer einer riesigen Menge gestohlenen Gutes" (d. h. unterdrückter Natio-
nen), „das am Tag der Abrechnung herausgegeben werden muß."100 Sowohl
der Bonapartismus als auch der Zarismus nutzen die kleinen nationalen Be-
wegungen zu ihren Gunsten, gegen die europäische Demokratie aus.
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drückung einer Reihe von Nationen dem sozialistischen Proletariat ent-
gegen, das in ein chauvinistisches, „sozialimperialistisches" und ein revo-
lutionäres Proletariat gespalten ist.

Darin besteht die konkrete Änderung der Lage, die von den polnischen
Sozialdemokraten ignoriert wird, trotz ihres Versprechens, konkret zu
seinl Hieraus ergibt sich die konkrete Änderung in der Anwendung ein
und derselben sozialistischen Prinzipien: Damals ging es vor allen Din-
gen „gegen den Zarismus" (und gegen einige von ihm in antidemokra-
tischer Richtung ausgenutzte Bewegungen kleiner Nationen) und für die
zu den großen Nationen gehörenden revolutionären Völker des Westens.
Jetzt geht es gegen die ausgerichtete Einheitsfront der imperialistischen
Mächte, der imperialistischen Bourgeoisie, der Sozialimperialisten, für
die Ausnutzung aller nationalen Bewegungen gegen den Imperialismus
im Interesse der sozialistischen Revolution. Je reiner der Kampf des Pro-
letariats gegen die gesamte imperialistische Front jetzt ist, um so aktueller
wird offenbar das internationalistische Prinzip: Ein Volk kann nicht frei
sein, das andre Völker unterdrückt.

Die Proudhonisten ignorierten im Namen der doktrinär aufgefaßten
sozialen Revolution die internationale Rolle Polens und taten die nationa-
len Bewegungen mit einer Handbewegung ab. Genauso doktrinär handeln
die polnischen Sozialdemokraten, die die internationale Kampffront ge-
gen die Sozialimperialisten dadurch zerschlagen, daß sie die letzteren
durch ihr Schwanken in der Frage der Annexionen (objektiv) unterstüt-
zen. Denn gerade die internationale Front des proletarischen Kampfes hat
sich geändert, was die konkrete Stellung der kleinen Nationen betrifft:
Damals (1848-1871) hatten die kleinen Nationen eine Bedeutung als
mögliche Bundesgenossen entweder der „westlichen Demokratie" und
der revolutionären Völker oder aber des Zarismus; jetzt (1898-1914)
haben die kleinen Nationen diese Bedeutung verloren; ihre Bedeutung ist
es jetzt, mit ein Nährboden des Parasitismus und folglich des Sozial-
imperialismus der „Großmachtnationen" zu sein. Wichtig ist nicht, ob
ein Fünfzigstel oder ein Hundertstel der kleinen Völker sich schon vor
der sozialistischen Revolution befreien wird, wichtig ist vielmehr, daß das
Proletariat in der imperialistischen Epoche, kraft objektiver Ursachen,
sich in zwei internationale Lager geteilt hat, von denen das eine durch die
Brocken, die vom Tische der Bourgeoisie der Großmächte abfallen - unter
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anderem auch infolge der doppelten und dreifachen Ausbeutung der klei-
nen Nationen-.korrumpiert worden ist, das andere aber sich nicht selbst
befreien kann, ohne die kleinen Nationen zu befreien und ohne die Mas-
sen in antichauvinistischem, d. h. antiannexionistischem Geist, d. h. im
Geist der „Selbstbestimmung" zu erziehen.

Diese wichtigste Seite der Sache ignorieren die polnischen Genossen,
die die Dinge nicht von dem in der Epoche des Imperialismus zentralen
Standpunkt, nicht vom Standpunkt der zwei Lager des internationalen
Proletariats aus betrachten.

Hier noch einige anschauliche Beispiele ihres Proudhonismus: 1. die
Stellung zum irischen Aufstand von 1916, wovon weiter unten noch die
Rede sein wird, 2. die Erklärung in den Thesen (II, 3, am Ende von
Punkt 3), daß die Losung der sozialistischen Revolution „durch nichts
verhüllt werden" dürfe. Es ist gerade eine zutiefst antimarxistische Idee,
anzunehmen, daß die Losung der sozialistischen Revolution dadurch
„verhüllt" werden könne, daß man sie mit dem konsequent-revolutio-
nären Standpunkt in jeder, darunter auch in der nationalen, Frage ver-
bindet.

Die polnischen Sozialdemokraten finden unser Programm „national-
reformistisch". Man vergleiche die beiden praktischen Vorschläge mitein-
ander: 1. für die Autonomie (die polnischen Thesen III, 4) und 2. für die
Freiheit der Lostrennung. Dadurch und nur dadurch unterscheiden sich
unsere Programme voneinander! Ist es nicht klar, daß gerade das erste
Programm zum Unterschied vom zweiten reformistisch ist? Reformistisch
ist eine Veränderung, welche die Grundlagen der Macht der herrschenden
Klasse nicht untergräbt, sondern nur ein Zugeständnis ihrerseits unter
Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft ist. Das Revolutionäre untergräbt die
Grundlage der Macht. Das Reformistische im nationalen Programm hebt
nicht alle Privilegien der herrschenden Nation auf, schafft keine volle
Gleichberechtigung, beseitigt nicht jedwede nationale Unterdrückung.
Die „autonome" Nation ist mit der „herrschenden" Nation nicht gleich-
berechtigt; die polnischen Genossen hätten das unbedingt bemerken müs-
sen, wenn sie nicht (genauso wie unsere alten „Ökonomisten") die Ana-
lyse der politischen Begriffe und Kategorien hartnäckig außer acht ließen.
Das autonome Norwegen hat als ein Teil Schwedens bis zum Jahre 1905
weitestgehende Autonomie genossen, aber gleichberechtigt mit Schweden
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war es nicht. Nur seine freie Lostrennung drückte in der Tat seine Gleich-
berechtigung aus und stellte sie unter Beweis (wobei - das wollen wir in
Klammern hinzufügen - gerade diese freie Lostrennung die Grundlage
für eine viel engere, viel demokratischere, auf'Gleichberechtigung beru-
hende Annäherung geschaffen hat). Solange Norwegen nur autonom war,
besaß die schwedische Aristokratie ein zusätzliches Privileg, und dieses
Privileg wurde nicht „abgeschwächt" (das Wesen des Reformismus be-
steht in der Äbschwächung des Übels und nicht in seiner Beseitigung),
sondern durch die Lostrennung vollständig beseitigt (das grundlegende
Merkmal des Revolutionären im Programm).

Nebenbei bemerkt: Die Autonomie als Reform ist von der Freiheit der
Lostrennung als revolutionärer Maßnahme prinzipiell verschieden. Das
unterliegt keinem Zweifel. Aber die Reform ist bekanntlich in der Praxis
oft nur ein Schritt zur Revolution. Eben die Autonomie gestattet der
Nation, die gewaltsam in den Grenzen des vorhandenen Staates festge-
halten wird, sich endgültig als Nation zu konstituieren, ihre Kräfte zu
sammeln, kennenzulernen, zu organisieren und den günstigsten Augen-
blick zu einer Erklärung . . . im „norwegischen" Geiste zu wählen: Wir,
das autonome Parlament dieser oder jener Nation, dieses oder jenes Ge-
biets, erklären, daß der Kaiser aller Reußen aufgehört hat, König von Po-
len zu sein, u. dgl. m. Dagegen wird gewöhnlich „eingewendet": Solche
Fragen werden durch Kriege und nicht durch Deklarationen entschieden.
Richtig: in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle durch Kriege (wie die
Fragen der Regierungsform der großen Staaten in der übergroßen Mehr-
zahl der Fälle nur durch Kriege oder Revolutionen entschieden werden).
Es schadet jedoch nicht, darüber nachzudenken, ob ein derartiger „Ein-
wand" gegen das politische Programm einer revolutionären Partei logisch
ist. Sind wir denn etwa Gegner von Kriegen und Revolutionen für das,
was gerecht und dem Proletariat nützlich ist, für Demokratie und So-
zialismus?

„Aber wir können doch nicht für einen Krieg zwischen den großen
Völkern sein, für das Hinschlachten von 20 Millionen Menschen um der
problematischen Befreiung einer kleinen Nation willen, deren Bevölke-
rung vielleicht 10-20 Millionen zähltI" Natürlich können wir das nicht!
Aber nicht deshalb nicht, weil wir die vollständige nationale Gleichberech-
tigung aus unserem Programm hinauswerfen, sondern weil die Interessen
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der Demokratie eines Landes den Interessen der Demokratie mehrerer
und aller Länder untergeordnet werden müssen. Nehmen wir an, daß sich
zwischen zwei großen Monarchien eine kleine befindet, deren Landes-
fürst durch verwandtschaftliche und andere Bande mit den Monarchen
beider Nachbarländer „versippt" ist. Nehmen wir weiter an, daß die
Ausrufung der Republik in dem kleinen Lande, die Vertreibung seines
Monarchen, in der Praxis einen Krieg zwischen den zwei großen Nach-
barländern um die Wiedereinsetzung dieses oder jenes Monarchen in
dem kleinen Lande bedeuten würde. Kein Zweifel, daß die gesamte in-
ternationale Sozialdemokratie wie auch der wahrhaft internationalistische
Teil der Sozialdemokratie des kleinen Landes in diesem Falle gegen die
Ersetzung der Monarchie durch die Republik märe. Die Ersetzung der
Monarchie durch die Republik ist nichts Absolutes, sondern nur eine der
demokratischen Forderungen, die den Interessen der Demokratie (und
natürlich in noch höherem Maße des sozialistischen Proletariats) als Gan-
zes untergeordnet ist. Sicherlich würde ein solcher Fall nicht die geringste
Meinungsverschiedenheit unter den Sozialdemokraten beliebiger Länder
hervorrufen. Aber würde auf Grund dessen irgendein Sozialdemokrat
den Vorschlag machen, die Losung der Republik überhaupt aus dem Pro-
gramm der internationalen Sozialdemokratie zu streichen, so würde man
ihn gewiß für verrückt halten. Man würde ihm sagen: Es geht nicht an,
die elementare logische Unterscheidung zwischen dem Besonderen und
dem Allgemeinen zu vergessen.

Dieses Beispiel führt uns, von einer etwas anderen Seite, zur Frage der
internationalistischen Erziehung der Arbeiterklasse. Kann diese Erziehung
- über deren Notwendigkeit und äußerste Dringlichkeit in der Zimmer-
walder Linken Meinungsverschiedenheiten undenkbar sind - konkret die
gleiche sein für die großen, unterdrückenden und für die kleinen, unter-
drückten Nationen, für die annektierenden und für die annektierten Na-
tionen?

Offenbar nicht. Der Vormarsch zum gemeinsamen Ziel: zur vollen
Gleichberechtigung, zur engsten Annäherung und weiteren Verschmelzung
aller Nationen erfolgt hier offenbar auf verschiedenen konkreten Wegen,
ebenso wie, sagen wir, der Weg zu einem Punkt, der sich in der Mitte
dieser Buchseite befindet, von einem Rande aus nach links, vom gegen-
überliegenden Rande aus nach rechts führt. Wenn ein Sozialdemokrat

23 Lenin, Werke, Bd. 22
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einer großen, unterdrückenden und annektierenden Nation, der sich im
allgemeinen zur Verschmelzung der Nationen bekennt, auch nur eine
Minute lang vergißt, daß „sein" Nikolaus II., „sein" Wilhelm, Georg,
Poincare usw. ebenfalls für die Verschmelzung mit den kleinen Nationen
ist (mittels Annexionen) - Nikolaus II. für die „Verschmelzung" mit Ga-
lizien, Wilhelm II. für die „Verschmelzung" mit Belgien usw. - , so ist
ein solcher Sozialdemokrat ein lächerlicher Doktrinär in der Theorie und
ein Helfershelfer des Imperialismus in der Praxis.

Der Schwerpunkt der internationalistischen Erziehung der Arbeiter in
den unterdrückenden Ländern muß unbedingt darin liegen, daß sie die
Freiheit der Lostrennung der unterdrückten Länder propagieren und ver-
fechten. Ohne das gibt es keinen Internationalismus. Wir haben das Recht
und die Pflicht, jeden Sozialdemokraten einer unterdrückenden Nation,
der keine solche Propaganda treibt, als Imperialisten und Schurken zu be-
handeln. Das ist eine unbedingte Forderung, selbst wenn der Fall der
Lostrennung vor der Errichtung des Sozialismus nur in einem von tau-
send Fällen möglich und „durchführbar" wäre.

Wir sind verpflichtet, die Arbeiter zur „Gleichgültigkeit" den nationa-
len Unterschieden gegenüber zu erziehen. Das ist unbestreitbar. Aber
nicht zur Gleichgültigkeit von Annexionisten. Dem Angehörigen einer
unterdrückenden Nation muß es „gleichgültig" sein, ob die kleinen Na-
tionen seinem Staat oder dem Nachbarstaat oder sich selbst angehören,
je nach ihren Sympathien: ohne diese „Gleichgültigkeit" ist er kein So-
zialdemokrat. Um ein internationalistischer Sozialdemokrat zu sein, darf
man nicht nur an seine eigene Nation denken, sondern muß höher als sie
die Interessen aller Nationen, ihre allgemeine Freiheit und Gleichberech-
tigung stellen. In der „Theorie" sind alle damit einverstanden, in der
Praxis jedoch zeigt man gerade eine annexionistische Gleichgültigkeit.
Das ist die Wurzel des Übels.

Umgekehrt muß der Sozialdemokrat einer kleinen Nation den Schwer-
punkt seiner Agitation auf das zweite Wort unserer allgemeinen Formel
legen: „freiwillige Vereinigung" der Nationen. Er kann, ohne seine Pflich-
ten als Internationalist zu verletzen, sowohl für die politische Unabhän-
gigkeit seiner Nation als auch für ihren Anschluß an den Nachbarstaat X,
Y, Z usw. sein. In allen Fällen aber muß er gegen die kleinnationale Be-
schränktheit, Abgeschlossenheit und Isolation kämpfen, für die Berück-
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sichtigung des Ganzen und Allgemeinen, für die Unterordnung der In-
teressen des Teils unter die Interessen der Gesamtheit.

Leute, die sich nicht in diese Frage hineingedacht haben, finden es
„widerspruchsvoll", wenn die Sozialdemokraten der unterdrückenden Na-
tionen auf der „Freiheit der Lostrennung" beharren, die Sozialdemo-
kraten der unterdrückten Nationen dagegen auf der „Freiheit der Ver-
einigung". Etwas Überlegung zeigt jedoch, daß es einen anderen Weg
zum Internationalismus und zur Verschmelzung der Nationen, einen an-
deren Weg aus der gegebenen Lage zu diesem Ziel nicht gibt und nicht
geben kann.

Und hier wären wir bei der besonderenLage der holländischen und der
polnischen Sozialdemokratie angelangt.

8. DAS BESONDERE UND DAS GEMEINSAME
IN DER STELLUNG DER HOLLÄNDISCHEN UND DER

POLNISCHEN INTERNATIONALISTISCHEN
SOZIALDEMOKRATEN

Es unterliegt nicht dem geringsten Zweifel, daß die holländischen und
die polnischen Marxisten, die gegen das Selbstbestimmungsrecht sind, zu
den besten revolutionären und internationalistischen Elementen der inter-
nationalen Sozialdemokratie gehören. Wie ist es aber möglich, daß ihre
theoretischen Ausführungen, wie wir gesehen haben, ein ganzes Gewebe
von Fehlern darstellen? Keine einzige richtige allgemeine Erwägung, nichts
als „imperialistischer Ökonomismus"!

Die Sache erklärt sich keineswegs aus besonders schlechten subjektiven
Eigenschaften der holländischen und polnischen Genossen, sondern aus
den besonderen objektiven Verhältnissen ihrer Länder. Beide Länder sind
1. klein und hilflos im gegenwärtigen „System" der Großmächte; 2. beide
liegen geographisch zwischen den am stärksten miteinander rivalisieren-
den, riesenstarken imperialistischen Räubern (England und Deutschland;
Deutschland und Rußland); 3. in beiden sind die Erinnerungen und Tra-
ditionen jener Zeiten, da sie noch selbst „Großmächte" waren, ungeheuer
stark; Holland war eine stärkere Kolonialmacht als England; Polen war
eine kulturell höherstehende und stärkere Großmacht als Rußland und

23*
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Preußen; 4. beide haben bis heute Privilegien bewahrt, die in der Unter-
drückung fremder Völker bestehen: der holländische Bourgeois beherrscht
das überaus reiche Niederländisch-Indien; der polnische Gutsbesitzer
unterdrückt den ukrainischen und belorussischen Bauern, der polnische
Bourgeois den Juden usw.

Eine solche Eigenart, die in der Kombination dieser vier besonderen Be-
dingungen besteht, ist in der Lage Irlands, Portugals (das eine Zeitlang von
Spanien annektiert war), des Elsaß, Norwegens, Finnlands, der Ukraine,
des lettischen, des belorussischen und vieler anderer Gebiete nicht zu fin-
den. Und in dieser Eigenart liegt eben der ganze Kern der Sache 1 Treten
die holländischen und die polnischen Sozialdemokraten mit Hilfe allge-
meiner Argumente, d. h. solcher Argumente, die sich auf den Imperialis-
mus im allgemeinen, den Sozialismus im allgemeinen, die Demokratie im
allgemeinen, die nationale Unterdrückung im allgemeinen beziehen, gegen
das Selbstbestimmungsrecht auf, so kann man wahrhaftig sagen, daß ein
Fehler dem anderen folgt, daß ein Fehler den anderen jagt. Man braucht
aber nur diese offensichtlich fehlerhafte Hülle der allgemeinen Argumente
abzustreifen und den Kern der Dinge vom "Gesichtspunkt der Eigenart
der besonderen Bedingungen Hollands und Polens zu betrachten, damit
ihre eigenartige Stellungnahme verständlich und durchaus berechtigt er-
scheint. Man kann sagen, ohne fürchten zu müssen, in Paradoxie zu ver-
fallen, daß die holländischen und die polnischen Marxisten, wenn sie mit
Schaum vor dem Munde gegen das Selbstbestimmungsrecht wettern,
nicht ganz das sagen, was sie sagen wollen, oder, anders ausgedrückt,
nicht ganz das sagen wollen, was sie sagen.*

Ein Beispiel haben wir schon in unseren Thesen angeführt.** Gorter
ist gegen die Selbstbestimmung seines Landes, aber für die Selbstbestim-
mung von Niederländisch-Indien, das von „seiner" Nation unterdrückt
wirdl Was Wunder, wenn wir in ihm einen aufrichtigeren Internationa-
listen und uns näherstehenden Gesinnungsgenossen sehen als in den Leu-
ten, die das Selbstbestimmungsrecht so anerkennen - so in Worten, so
voller Heuchelei wie Kautsky in Deutschland oder wie Trotzki und Mar-

*Wir erinnern daran, daß alle polnischen Sozialdemokraten in ihrer Zim-
merwalder Deklaration das Selbstbestimmungsrecht im allgemeinen aner-
kannt haben, nur in einer etwas anderen Formulierung.

** Siehe den vorliegenden Band, S. 153. Die Red.
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tow bei uns? Aus den allgemeinen und grundlegenden. Prinzipien des
Marxismus ergibt sich zweifellos die Pflicht, für die Freiheit der Lostren-
nung der Nationen zu kämpfen, die von „meiner eigenen" Nation unter-
drückt werden, aber es ergibt sich daraus keineswegs die Notwendigkeit,
die Unabhängigkeit gerade Hollands voranzustellen, das am meisten an
einer engen, verknöcherten, eigennützigen und abstumpfenden Abge-
schlossenheit leidet: Mag die ganze Welt in Flammen stehen, was küm-
mert es uns, „wir" sind zufrieden mit unserer alten Beute und ihrem
fetten „Rest" - Indien, alles übrige geht „uns" nichts anl

Ein anderes Beispiel. Karl Radek, ein polnischer Sozialdemokrat, der
sich durch seinen entschiedenen Kampf für den Internationalismus in der
deutschen Sozialdemokratie nach Beginn des Krieges ein besonders großes
Verdienst erworben hat, rennt in dem Artikel „Das Selbstbestimmungs-
recht der Völker" („Lichtstrahlen"101 - eine von der preußischen Zensur
verbotene linksradikale Monatsschrift, die von J. Borchardt redigiert
wird - vom 5. Dezember 1915, 3. Jahrgang, Nr. 3) sehr heftig gegen das
Selbstbestimmungsrecht an, wobei er übrigens nur die Meinungen hol-
ländischer und polnischer Autoritäten zu seinen Gunsten zitiert und unter
anderem folgendes Argument anführt: das Selbstbestimmungsrecht stärke
den Glauben, „als sei es Pflicht der Sozialdemokratie, jeden Unabhängig-
keitskampf zu unterstützen".

Vom Standpunkt der allgemeinen Theorie ist dieses Argument gerade-
zu empörend, denn es ist offensichtlich unlogisch: Erstens gibt es keine
einzige demokratische Teilforderung und kann es keine geben, die nicht
zu Mißbräuchen führen könnte, wenn man den Teil nicht dem Ganzen
unterordnet; wir sind nicht verpflichtet, „jeden" Unabhängigkeitskampf
oder „jede" republikanische oder antiklerikale Bewegung zu unterstützen.
Zweitens gibt es keine einzige Formulierung für den Kampf gegen die
nationale Unterdrückung und kann es keine geben, die nicht an dem
gleichen „Mangel" litte. Radek selbst gebrauchte in der „Berner Tag-
wacht" (1915, Nr. 253) die Formel „Gegen alte und neue Annexionen".
Jeder beliebige polnische Nationalist wird mit Recht aus dieser Formel
„folgern": „Polen ist ein annektiertes Land, ich bin gegen Annexionen,
d. k, ich bin für die Unabhängigkeit Polens". Oder Rosa Luxemburg hat,
wenn wir uns recht erinnern, in einem Artikel 1908102 die Meinung ge-
äußert, es genüge die Formel „Gegen die nationale Unterdrückung". Aber
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jeder beliebige polnische Nationalist wird sagen - und zwar mit vollem
Recht - , daß die Annexion eine der Arten der nationalen Unterdrückung
ist, folglich usw.

Betrachten wir indes statt dieser allgemeinen Argumente die beson-
deren Verhältnisse in Polen: seine Unabhängigkeit ist jetzt ohne Kriege
oder Revolutionen „undurchführbar". Einzig und allein um der Wieder-
aufrichtung Polens willen für einen europäischen Krieg sein - das hieße
ein Nationalist schlimmster Sorte sein, die Interessen der kleinen Anzahl
von Polen höher stellen als die Interessen von Hunderten Millionen Men-
schen, die durch den Krieg leiden. Genauso sind aber z. B. die „Fracy"
(PPS-Prawica)103, die nur in Worten Sozialisten sind und denen gegen-
über die polnischen Sozialdemokraten tausendmal recht haben. Die Lo-
sung der Unabhängigkeit Polens jetzt aufstellen, angesichts des gegen-
wärtigen Verhältnisses zwischen den imperialistischen Nachbarstaaten,
heißt in der Tat einer Utopie nachjagen, in engstirnigen Nationalismus
verfallen, die Voraussetzung der gesamteuropäischen oder zumindest der
russischen und der deutschen Revolution vergessen. Genauso bedeutete
die Forderung der Koalitionsfreiheit als selbständige Losung im Rußland
der Jahre 1908-1914, daß man einer Utopie nachjagte und objektiv der
Stolypinschen Arbeiterpartei (heute Partei der Potressow-Gwosdew, was
übrigens ein und dasselbe ist) Vorschub leistete. Es wäre aber Wahnsinn,
die Forderung der Koalitionsfreiheit aus dem Programm der Sozialdemo-
kratie überhaupt streichen zu wollen!

Jetzt das dritte und wohl das wichtigste Beispiel. In den polnischen
Thesen (III, Ende von Punkt 2) wird gegen die Idee eines unabhängigen
polnischen Pufferstaates der Einwand erhoben, daß dies „eine hohle Uto-
pie kleiner, ohnmächtiger Gruppen ist. Verwirklicht, würde diese Idee die
Schaffung eines kleinen polnischen Rumpfstaates bedeuten, der die Mili-
tärkolonie einer oder einer anderen Großmächtegruppe, ein Spielball ihrer
militärischen und wirtschaftlichen Interessen, ein Ausbeutungsgebiet des
fremden Kapitals, ein Schlachtfeld der zukünftigen Kriege wäre." All das
ist sehr richtig gegen die Losung der Unabhängigkeit Polens für heute,
denn selbst eine Revolution in Polen allein würde hier nichts ändern, die
Aufmerksamkeit der pohlischen Massen würde aber abgelenkt werden
von der Hauptsache: vom Zusammenhang ihres Kampfes mit dem Kampf
des russischen und des deutschen Proletariats. Es ist kein Paradox, son-
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dem eine Tatsache, daß das polnische Proletariat als solches heute der
Sache des Sozialismus und der Freiheit, auch der polnischen, nur dienen
kann, wenn es gemeinsam mit dem Proletariat der Nachbarländer gegen
die engstirnigen polnischen Nationalisten kämpft. Es ist unmöglich, das
große historische Verdienst der polnischen Sozialdemokraten im Kampf
gegen diese letzteren zu leugnen.

Aber dieselben Argumente, die vom Standpunkt der besonderen Ver-
hältnisse Polens in der gegenwärtigen Epoche richtig sind, sind offenkun-
dig falsch in der allgemeinen Form, die ihnen gegeben worden ist. Solange
es Kriege gibt, wird Polen in Kriegen zwischen Deutschland und Rußland
stets ein Schlachtfeld bleiben; das ist kein Argument gegen größere poli-
tische Freiheit (und folglich auch politische Unabhängigkeit) in den Pe-
rioden zwischen den Kriegen. Dasselbe gilt auch für den Einwand, der die
Ausbeutung durch fremdes Kapital und die Rolle eines Spielballs frem-
der Interessen betrifft. Die polnischen Sozialdemokraten können jetzt
nicht die Losung der Unabhängigkeit Polens aufstellen, denn als proleta-
rische Internationalisten können die Polen nichts dafür tun, ohne sich wie
die „Fracy" zu Lakaien einer der imperialistischen Monarchien zu er-
niedrigen. Den russischen und den deutschen Arbeitern ist es aber nicht
gleichgültig, ob sie an der Annexion Polens beteiligt sein werden (das be-
deutet die Erziehung der deutschen und der russischen Arbeiter und Bau-
ern im Geiste der gemeinsten Knechtsgesinnung, des Sichabf indens mit der
Rolle des Henkers fremder Völker), oder ob Polen unabhängig sein wird.

Die Lage ist zweifellos sehr verwirrt, aber es gibt aus ihr einen Aus-
weg, bei dem alle Beteiligten Internationalisten bleiben: die russischen
und die deutschen Sozialdemokraten, indem sie die bedingungslose „Frei-
heit der Lostrennung" Polens verlangen, und die polnischen Sozialdemo-
kraten, indem sie für die Einheit des proletarischen Kampfes in einem
kleinen Lande und den großen Ländern kämpfen, ohne für die gegebene
Epoche oder die gegebene Periode die Losung der Unabhängigkeit Polens
aufzustellen.

9. EIN BRIEF ENGELS' AN KAUTSKY

In seiner Broschüre „Sozialismus und Kolonialpolitik" (Berlin 1907)
veröffentlichte Kautsky, der damals noch Marxist war, einen Brief Engels'



360 W. /. Lenin

an ihn vom 12. September 1882, der für die uns interessierende Frage
von größtem Interesse ist. Hier der wichtigste Teil dieses Briefes:

„Meiner Ansicht nach werden die eigentlichen Kolonien, d. h. die von
europäischer Bevölkerung besetzten Länder, Kanada, Kap, Australien,
alle selbständig werden; dagegen die bloß beherrschten, von Eingebornen
bewohnten Länder, Indien, Algier, die holländischen, portugiesischen und
spanischen Besitzungen vom Proletariat vorläufig übernommen werden
und so rasch wie möglich der Selbständigkeit entgegengeführt werden
müssen. Wie sich dieser Prozeß entwickeln wird, ist schwer zu sagen, In-
dien macht vielleicht Revolution, sogar sehr wahrscheinlich, und da das
sich befreiende Proletariat keine Kolonialkriege führen kann, würde man
es gewähren lassen müssen, wobei es natürlich nicht ohne allerhand Zer-
störung abgehen würde, aber dergleichen ist eben von allen Revolutionen
unzertrennlich. Dasselbe könnte sich auch noch anderwärts abspielen,
z. B. in Algier und Ägypten, und wäre für uns sicher das beste. Wir wer-
den genug zu Hause zu tun haben. Ist Europa erst reorganisiert und Nord-
amerika, so gibt das eine so kolossale Macht und ein solches Exempel,
daß die halbzivilisierten Länder ganz von selbst ins Schlepptau kommen;
das besorgen allein schon die ökonomischen Bedürfnisse. Welche sozialen
und politischen Phasen aber diese Länder dann durchzumachen haben, bis
sie ebenfalls zur sozialistischen Organisation kommen, darüber, glaube
ich, können wir heute nur ziemlich müßige Hypothesen aufstellen. Nur
das eine ist sicher: Das siegreiche Proletariat kann keinem fremden Volk
irgendwelche Beglückung aufzwingen, ohne damit seinen eignen Sieg zu
untergraben. Womit natürlich Verteidigungskriege verschiedner Art kei-
neswegs ausgeschlossen sind."104

Engels nimmt keineswegs an, daß das „Ökonomische" von selbst und
unmittelbar alle Schwierigkeiten aus dem Wege räumen würde. Die wirt-
schaftliche Umwälzung wird alle Völker veranlassen, sich dem Sozialis-
mus zuzuwenden, doch sind dabei auch Revolutionen - gegen den sozia-
listischen Staat - und Kriege möglich. Die Anpassung der Politik an die
Ökonomik wird unvermeidlich eintreten, aber nicht auf einmal und nicht
ganz glatt, nicht einfach, nicht unmittelbar. Als „sicher" stellt Engels nur
ein einziges, unbedingt internationalistisches Prinzip auf, das er auf alle
„fremden Völker", d.h. nicht nur auf die Kolonialvölker, anwendet: ihnen
Beglückung aufzwingen wollen hieße den Sieg des Proletariats untergraben.
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Das Proletariat wird nicht heilig und gegen Fehler und Schwächen ge-
feit werden, nur weil es die soziale Revolution vollbringen wird. Aber
mögliche Fehler (und eigennützige Interessen - der Versuch, auf Kosten
anderer zu leben) werden es unvermeidlich zur Erkenntnis dieser Wahr-
heit führen.

Wir, die Zimmerwalder Linken, sind alle davon überzeugt, wovon
z. B. auch Kautsky bis zu seiner 1914 erfolgten Wendung vom Marxis-
mus zur Verteidigung des Chauvinismus überzeugt war, nämlich daß die
sozialistische Revolution in allernächster Zukunft, „von heute auf mor-
gen", wie sich einmal derselbe Kautsky ausdrückte, durchaus möglich ist.
Die nationalen Antipathien werden nicht so rasch verschwinden; der Haß
- der durchaus berechtigte Haß - der unterdrückten Nation gegen die
unterdrückende Nation wird noch eine Zeitlang weiterbestehen; er wird
erst nach dem Sieg des Sozialismus und nach der endgültigen Herstellung
völlig demokratischer Beziehungen zwischen den Nationen verschwinden.
Wenn wir dem Sozialismus treu bleiben wollen, so müssen wir schon jetzt
für die internationalistische Erziehung der Massen Sorge tragen, die bei
den unterdrückenden Nationen unmöglich ist ohne die Propagierung der
Freiheit der Lostrennung für die unterdrückten Nationen.

10. DER IRISCHE AUFSTAND 1916

Unsere Thesen sind vor diesem Aufstand verfaßt worden, der als Ma-
terial zur Überprüfung der theoretischen Auffassungen dienen soll.

Die Auffassungen der Gegner der Selbstbestimmung führen zu der
Schlußfolgerung, daß die Lebensfähigkeit der kleinen, vom Imperialismus
unterdrückten Nationen schon erschöpft sei, daß sie dem Imperialismus
gegenüber keinerlei Rolle spielen könnten, daß die Unterstützung ihrer
rein nationalen Bestrebungen zu nichts führen werde u. dgl. m. Die Er-
fahrung des imperialistischen Krieges 1914-1916 widerlegt faktisch der-
artige Schlußfolgerungen.

Der Krieg wurde zur Epoche der Krise für die westeuropäischen Na-
tionen, für den gesamten Imperialismus. Jede Krise räumt mit dem Kon-
ventionellen auf, sprengt die äußeren Hüllen, fegt das Überlebte hinweg,
legt die tieferen Triebfedern und Kräfte bloß. Was hat sie nun vom
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Standpunkt der Bewegung der unterdrückten Nationen zutage gefördert?
In den Kolonien eine Reihe von Aufstandsversuchen, die natürlich die
unterdrückenden Nationen mit Hilfe der Militärzensur auf jede Art zu
verheimlichen suchten. Trotzdem ist bekannt, daß die Engländer in Singa-
pur die Meuterei ihrer indischen Truppen grausam niederwarfen; daß es
im französischen Annam (siehe „Nasche Slowo") und im deutschen Ka-
merun (siehe Junius-Broschüre*) Aufstandsversuche gab; daß es in Europa
einerseits zum Aufstand in Irland kam, dessen die „freiheitsliebenden"
Engländer durch Hinrichtungen Herr zu werden suchten, ohne daß sie
jedoch gewagt hätten, für die Iren die allgemeine Militärpflicht einzu-
führen, und daß anderseits die österreichische Regierung Abgeordnete des
böhmischen Landtags wegen „Hochverrats" zum Tode verurteilte und
tschechische Soldaten für dasselbe „Verbrechen" regimenterweise er-
schießen ließ.

Selbstverständlich ist diese Liste bei weitem nicht vollständig. Und den-
noch zeigt sie, daß Flammen nationaler Aufstände im Zusammenhang
mit der Krise des Imperialismus sowohl in den Kolonien als auch in Europa
aufloderten, daß die nationalen Sympathien und Antipathien trotz dra-
konischer Drohungen und Repressalien zum Ausbruch kamen. Und dabei
war die Krise des Imperialismus noch weit entfernt vom Höhepunkt ihrer
Entwicklung: die Macht der imperialistischen Bourgeoisie war noch nicht
untergraben (der Krieg „bis zur Erschöpfung" kann dahin führen, hat
aber noch nicht dahin geführt); die proletarischen Bewegungen innerhalb
der imperialistischen Mächte sind noch sehr schwach. Was wird aber sein,
wenn der Krieg zur vollen Erschöpfung führt oder wenn die Macht der
Bourgeoisie, sei es auch nur in einem Lande, unter den Schlägen des pro-
letarischen Kampfes so ins Wanken gerät wie die Macht des Zarismus im
Jahre 1905?

In der „Berner Tagwacht", dem Organ der Zimmerwalder einschließ-
lich einiger Linken, erschien am 9. Mai 1916 anläßlich des irischen Auf-
stands ein mit K. R.105 gezeichneter Artikel unter dem Titel „Ein ausge-
spieltes Lied". Der irische Aufstand wird dort für nicht mehr und nicht
weniger als einen „Putsch" erklärt, denn „die irische Frage" sei „eine
Agrarfrage" gewesen, die Bauern seien durch Reformen beruhigt worden,
die nationalistische Bewegung sei jetzt eine „rein städtische kleinbürger-

* Siehe den vorliegenden Band, S. 310-325. Die Red.
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liehe Bewegung, hinter der trotz des vielen Lärms, den sie bereitete, so-
zial nicht viel steckte".

Kein Wunder, daß dieses in seinem Doktrinarismus und seiner Pedan-
terie ungeheuerliche Urteil mit dem Urteil eines russischen National-
liberalen, des Kadetten A. Kulischer („Retsch"106 vom 15. April 1916,
Nr. 102), zusammenfiel, der den Aufstand ebenfalls als „Dubliner Putsch"
bezeichnete.

Man darf wohl hoffen, daß nach dem Sprichwort „Alles Schlechte hat
auch sein Gutes" vielen Genossen, die nicht begriffen haben, in welchen
Sumpf sie geraten, wenn sie die „Selbstbestimmung" ablehnen und die
nationalen Bewegungen der kleinen Nationen mit Geringschätzung be-
handeln, jetzt, unter dem Eindruck dieses „zufälligen" Zusammenfallens
der Urteile eines Vertreters der imperialistischen Bourgeoisie und eines
Sozialdemokraten, die Augen aufgehen werden!!

Von einem „Putsch" im wissenschaftlichen Sinne des Wortes kann man
nur dann sprechen, wenn ein Aufstandsversuch weiter nichts als einen
Klüngel von Verschwörern oder wahnwitzigen Narren zutage gefördert
und in den Massen keinerlei Sympathien erweckt hat. Die irische na-
tionale Bewegung, die auf Jahrhunderte zurückblickt und durch verschie-
dene Etappen und Kombinationen der Klasseninteressen hindurchgegan-
gen ist, fand unter anderem ihren Ausdruck in dem massenhaft beschick-
ten irischen Nationalkonvent in Amerika („Vorwärts" vom 20. III. 1916),
der sich für die Unabhängigkeit Irlands aussprach; sie kam zum Ausdruck
in den Straßenkämpfen eines Teils des städtischen Kleinbürgertums und
eines Teils der Arbeiter, nach langdauernder Agitation unter den Mas-
sen, nach Demonstrationen, Zeitungsverboten usw. Wer einen solchen
Aufstand einen Putsch nennt, ist entweder der schlimmste Reaktionär
oder ein hoffnungsloser Doktrinär, der unfähig ist, sich die soziale Re-
volution als eine lebendige Erscheinung vorzustellen.

Denn zu glauben, daß die soziale Revolution denkbar ist ohne Aufstände
kleiner Nationen in den Kolonien und in Europa, ohne revolutionäre
Ausbrüche eines Teils des Kleinbürgertums mit allen seinen Vorurteilen,
ohne die Bewegung unaufgeklärter proletarischer und halbproletarischer
Massen gegen das Joch der Gutsbesitzer und der Kirche, gegen die mon-
archistische, nationale usw. Unterdrückung - das zu glauben heißt der
sozialen Revolution entsagen. Es soll sich wohl an einer Stelle das eine
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Heer aufstellen und erklären: „Wir sind für den Sozialismus", an einer
anderen Stelle das andere Heer aufstellen und erklären: „Wir sind für
den Imperialismus", und das wird dann die soziale Revolution sein! Nur
unter einem solchen lächerlich-pedantischen Gesichtspunkt war es denk-
bar, den irischen Aufstand einen „Putsch" zu schimpfen.

Wer eine „reine" soziale Revolution erwartet, der wird sie niemals er-
leben. Der ist nur in Worten ein Revolutionär, der versteht nicht die
wirkliche Revolution.

Die russische Revolution von 1905 war eine bürgerlich-demokratische
Revolution. Sie bestand aus einer Reihe von Kämpfen aller unzufriedenen
Klassen, Gruppen und Elemente der Bevölkerung. Darunter gab es Mas-
sen mit den wildesten Vorurteilen, mit den unklarsten und phantastisch-
sten Kampfzielen, gab es Grüppchen, die von Japan Geld nahmen, gab es
Spekulanten und Abenteurer usw. Objektiv untergrub die Bewegung der
Massen den Zarismus und bahnte der Demokratie den Weg, darum wurde
sie von den klassenbewußten Arbeitern geführt.

Die sozialistische Revolution in Europa kann nichts anderes sein als
ein Ausbruch des Massenkampfes aller und jeglicher Unterdrückten und
Unzufriedenen. Teile des Kleinbürgertums und der rückständigen Arbei-
terwerden unweigerlich an ihr teilnehmen - ohne eine solche Teilnahme
ist ein Massewkampf nicht möglich, ist überhaupt keine Revolution mög-
lich - , und ebenso unweigerlich werden sie in die Bewegung ihre Vor-
urteile, ihre reaktionären Phantastereien, ihre Fehler und Schwächen hin-
eintragen. Objektiv aber werden sie das Kapital angreifen, und die klas-
senbewußte Avantgarde der Revolution, das fortgeschrittene Proletariat,
das diese objektive Wahrheit des mannigfaltigen, vielstimmigen, bunt-
scheckigen und äußerlich zersplitterten Massenkampfes zum Ausdruck
bringt, wird es verstehen, ihn zu vereinheitlichen und zu lenken, die Macht
zu erobern, die Banken in Besitz zu nehmen, die allen (wenn auch aus
verschiedenen Gründen I) so verhaßten Trusts zu expropriieren und an-
dere diktatorische Maßnahmen durchzuführen, die in ihrer Gesamtheit
den Sturz der Bourgeoisie und den Sieg des Sozialismus ergeben, einen
Sieg, der sich durchaus nicht mit einem Schlag aller kleinbürgerlichen
Schlacken „entledigen" wird.

Die Sozialdemokratie, lesen wir in den polnischen Thesen (1,4), „hat
die gegen den europäischen Imperialismus gerichteten Kämpfe der jungen
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kolonialen Bourgeoisie zur V er schärfung der revolutionären Krise in
Europa auszunützen". (Hervorgehoben von den Verfassern.)

Ist es nicht klar, daß es in dieser Beziehung am wenigsten zulässig ist,
Europa den Kolonien gegenüberzustellen? Ein Kampf der unterdrückten
Nationen in Europa, der imstande wäre, zu Aufständen und Straßen-
kämpfen, zur Verletzung der eisernen Disziplin des Heeres und des Be-
lagerungszustands zu führen - ein solcher Kampf würde „die revolutio-
näre Krise in Europa" in ungleich höherem Grade „verschärfen" als ein
viel weiter entwickelter Aufstand in einer entlegenen Kolonie. Ein Schlag
von gleicher Stärke, welcher der Macht der englischen imperialistischen
Bourgeoisie durch einen Aufstand in Irland versetzt wird, hat eine hun-
dertmal größere politische Bedeutung als ein gleicher Schlag in Asien
oder in Afrika.

Vor kurzem meldete die französische chauvinistische Presse, daß in
Belgien Nummer 80 der illegalen Zeitschrift „Das freie Belgien" erschie-
nen sei. Die chauvinistische Presse Frankreichs lügt natürlich sehr oft,
aber diese Meldung scheint wahr zu sein. Während es die chauvinistische
und die kautskyanische deutsche Sozialdemokratie in den zwei Jahren des
Krieges nicht fertiggebracht hat, sich eine freie Presse zu schaffen, son-
dern knechtisch das Joch der Militärzensur trägt (nur die linksradikalen
Elemente, zu ihrer Ehre sei es gesagt, haben nichtzensierte Broschüren
und Flugschriften herausgebracht), beantwortet eine unterdrückte, kul-
turell hochstehende Nation das unerhörte Wüten der militärischen Un-
terdrückung mit der Schaffung eines Organs des revolutionären Protestes!
Die Dialektik der Geschichte ist derart, daß die kleinerrNationen, die als
selbständiger Faktor im Kampf gegen den Imperialismus machtlos sind,
die Rolle eines der Fermente, eines der Bazillen spielen, die dem wahren
Gegenspieler des Imperialismus, dem sozialistischen Proletariat, auf den
Plan zu treten helfen.

Die Generalstäbe sind im gegenwärtigen Krieg eifrig bemüht, jede na-
tionale und revolutionäre Bewegung im Lager ihrer Gegner auszunutzen,
die Deutschen - den irischen Aufstand, die Franzosen - die tschechische
Bewegung usw. Und von ihrem Standpunkt aus handeln sie vollkommen
richtig. Man kann sich einem ernsthaften Krieg gegenüber nicht ernsthaft
verhalten, ohne die geringste Schwäche des Gegners auszunutzen, ohne
jede Chance aufzugreifen, um so mehr, als man nicht im voraus wissen
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kann, in welchem Augenblick und mit welcher Kraft hier oder dort dieses
oder jenes Pulverfaß „explodiert". Wir wären sehr schlechte Revolutio-
näre, wenn wir es nicht verstünden, im großen Befreiungskampf des Pro-
letariats für den Sozialismus jede Volksbewegung gegen die einzelnen
Bedrängnisse des Imperialismus zur Verschärfung und Ausweitung der
Krise auszunutzen. Wenn wir einerseits auf tausenderlei Art zu erklären
und zu wiederholen begännen, daß wir „gegen" jede nationale Unter-
drückung sind, anderseits aber den heldenhaften Aufstand des beweg-
lichsten und intelligentesten Teils gewisser Klassen einer unterdrückten
Nation gegen ihre Unterdrücker als „Putsch" bezeichnen wollten - so
würden wir auf ein ebenso stumpfsinniges Niveau hinabgleiten wie die
Kautskyaner.

Das Unglück der Iren besteht darin, daß ihr Aufstand nicht zeitgemäß
war, da der Aufstand des europäischen Proletariats noch nicht herangereift
ist. Der Kapitalismus ist nicht so harmonisch aufgebaut, daß die ver-
schiedenen Aufstandsherde sich von selbst, ohne Mißerfolge und Nieder-
lagen, sogleich miteinander vereinigen könnten. Im Gegenteil, gerade der
Umstand, daß die Aufstände zu verschiedenen Zeiten und an verschie-
denen Orten ausbrechen, daß sie verschieden geartet sind, gewährleistet
die Breite und Tiefe der allgemeinen Bewegung; nur in unzeitgemäßen,
partiellen, zersplitterten und daher erfolglosen revolutionären Bewegun-
gen werden die Massen Erfahrung erwerben, werden sie lernen, Kräfte
sammeln, ihre wahren Führer, die sozialistischen Proletarier, erkennen
und dadurch den allgemeinen Ansturm vorbereiten, ebenso wie Teil-
streiks, Demonstrationen in einzelnen Städten und im ganzen Land, Meu-
tereien im Heer, Bauernunruhen usw. den allgemeinen Ansturm im jähre
1905 vorbereitet haben.

11. SCHLUSS

Die Forderung des Selbstbestimmungsrechts der Nationen hat, ent-
gegen der falschen Behauptung der polnischen Sozialdemokraten, in un-
serer Parteiagitation keine geringere Rolle gespielt als z. B. die Volks-
bewaffnung, die Trennung von Kirche und Staat, die Wahl der Beamten
durch das Volk und andere von den Spießbürgern als „utopisch" bezeich-
nete Forderungen. Umgekehrt hat die Belebung der nationalen Bewegun-
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gen nach 1905 natürlicherweise auch eine Belebung unserer Agitation
nach sich gezogen: Davon zeugen eine Reihe von Artikeln aus den Jah-
ren 1912 und 1913 und die Resolution unserer Partei aus dem Jahre 1913,
die eine genaue und „antikautskyanische" (d. h. mit einem bloßen Lip-
penbekenntnis unvereinbare) Definition des Wesens der Sache gegeben
hat*.

Schon damals ist eine Tatsache zutage getreten, die man nicht umgehen
darf: die Opportunisten verschiedener Nationen, der Ukrainer Jurke-
witsch, der Bundist Libman, der russische Lakai der Potressow und Co.
Semkowski traten für die Argumente Rosa Luxemburgs gegen das Selbst-
bestimmungsrecht ein! Was bei der polnischen Sozialdemokratin nur eine
irrige theoretische Verallgemeinerung der besonderen Verhältnisse der
Bewegung in Polen war, das hat sich in der Praxis, in einem weiten Rah-
men, unter den Verhältnissen nicht eines kleinen, sondern eines großen
Staates, im internationalen und nicht im engen polnischen Maßstab objek-
tiv sofort als opportunistische Unterstützung des großrussischen Impe-
rialismus erwiesen. Die Geschichte der politischen Gedankenrichtungen
(zum Unterschied von den Auffassungen einzelner) hat die Richtigkeit
unseres Programms bestätigt.

Auch jetzt treten offene Sozialimperialisten wie Lensch unverblümt so-
wohl gegen das Selbstbestimmungsrecht als auch gegen die Ablehnung
der Annexionen auf. Die Kautskyaner hingegen erkennen heuchlerisch
das Selbstbestimmungsrecht an - bei uns in Rußland gehen Trotzki und
Martow diesen Weg. In Worten sind beide für das Selbstbestimmungs-
recht, ebenso wie Kautsky. Aber wie sieht es in Wirklichkeit aus? Bei
Trotzki - man nehme seine Artikel „Nation und Wirtschaft" im „Nasche
Slowo" - sehen wir seinen gewohnten Eklektizismus: einerseits würden
die Nationen durch die Wirtschaft verschmolzen, anderseits durch die
nationale Unterdrückung zersplittert. Und die Schlußfolgerung? Die
Schlußfolgerung ist, daß die herrschende Heuchelei nicht entlarvt wird,
daß die Agitation ohne Leben bleibt und das Wichtigste, Grundlegende,
Wesentliche, der Praxis Nächstliegende gar nicht berührt - das Verhält-
nis zu der Nation, die von „meiner" Nation unterdrückt wird. Martow
und die anderen Auslandssekretäre haben es vorgezogen, den Kampf
ihres Kollegen und Mitsekretärs Semkowski gegen die Selbstbestimmung

* Siehe Werke. Bd. 19. S. 419-422. Die Red.
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einfach zu vergessen - eine recht bequeme Vergeßlichkeit! In der legalen
Presse der Gwosdew-Leute („Nasch Golos") schrieb Martow für die
Selbstbestimmung, wobei er den Nachweis für die unbestreitbare Wahr-
heit führte, daß sie in einem imperialistischen Krieg noch nicht zur Teil-
nahme daran verpflichte usw.; er umging jedoch die Hauptsache - er
umgeht sie auch in der illegalen, zensurfreien Presse! - , nämlich daß
Rußland auch in Friedenszeiten den Weltrekord in der Unterdrückung
der Nationen auf der Grundlage eines beispiellos brutalen, mittelalter-
lichen, wirtschaftlich rückständigen, militärisch-bürokratischen Imperia-
lismus geschlagen hat. Ein russischer Sozialdemokrat, der die Selbstbe-
stimmung der Nationen annähernd so „anerkennt" wie die Herren Ple-
chanow, Potressow und Co., d. h. ohne für die Freiheit der Lostrennung
der vom Zarismus unterdrückten Nationen zu kämpfen, ist in Wirklich-
keit ein Imperialist und ein Lakai des Zarismus.

Was immer die subjektiv „edlen" Absichten Trotzkis und Martows
sein mögen, objektiv unterstützen sie durch ihre ausweichende Haltung
den russischen Sozialimperialismus. Die imperialistische Epoche hat alle
„Groß"mächte zu Unterdrückern einer Reihe von Nationen gemacht, und
die Entwicklung des Imperialismus wird unvermeidlich auch in der inter-
nationalen Sozialdemokratie zu einer klareren Scheidung der Strömungen
in dieser Frage führen.

Geschrieben im Juli 1916.

Veröffentlicht im Oktober 1916 im Nach dem Text des „Sbomik
„Sbornik Sozial-Demokrata" Nr. 1. Sozial-Demokrata".
Unterschrift: N. Lenin.
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1 Das Buch „Neue Daten über die Entwicklungsgesetze des Kapitalismus in der
Landwirtschaft. I. Folge. Kapitalismus und Landwirtschaft in den Vereinigten
Staaten von Amerika" wurde 1915 geschrieben. Anfang Januar 1916 schickte
Lenin aus Bern das Manuskript an A. M. Gorki für den Verlag „Parus" (Das
Segel), aber das Buch erschien 1916 nicht. Es wurde 1917 in Petrograd vom
Verlag „Shisn i Snanije" herausgegeben.

Die Vorarbeiten zu dem Buch - Varianten des Plans und Auszüge aus den
statistischen Tabellen der beiden Volkszählungen in den USA von 1900 und
1910 - wurden 1932 im Lenin-Sammelband XIX, S. 380-460, russ., ver-
öffentlicht und sind im Band 40 der Werke W. I. Lenins, S. 394-476, ent-
halten.

Lenin beabsichtigte, eine zweite Folge des Buches über Deutschland zu
schreiben, aber diese Absicht wurde nicht verwirklicht. 1

2 „Sawety" (Das Vermächtnis) - legale Sozialrevolutionäre Monatsschrift für
Literatur und Politik; erschien von April 1912 bis Juli 1914 in Petersburg. 5

3 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. HI, Berlin 1961, S. 662-689, oder Karl
Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 25. S. 627-652. 10

4 Gemeint ist die 1909 in Berlin erschienene Broschüre „Der Weg zur Macht"
von Karl Kautsky. 104

5 „Die Neue Zeit" - theoretische Zeitschrift der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands, die von 1883 bis 1923 in Stuttgart erschien. In der „Neuen
Zeit" wurden erstmalig einige Arbeiten von Marx und Engels veröffentlicht.
Engels half der Redaktion der Zeitschrift ständig und übte oft Kritik daran,
daß sie Abweichungen vom Marxismus in der Zeitschrift zuließ. An der
„Neuen Zeit" arbeiteten hervorragende Führer der deutschen und internatio-
nalen Arbeiterbewegung mit. Bis Anfang des 20. Jahrhunderts eine marxi-

24*
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stische Zeitschrift, ging „Die Neue Zeit" mehr und mehr auf zentristische
Positionen über. Während des imperialistischen Weltkriegs 1914-1918 bezog
sie einen sozialpazifistischen Standpunkt und unterstützte faktisch die Sozial-
chauvinisten. 105

6 Der Artikel „Der Opportunismus und der Zusammenbruch der II. Internatio-
nale" wurde von Lenin in deutscher Sprache geschrieben und im Januar 1916
in der ersten Nummer des theoretischen Organs der Zimraerwalder Linken, in
der Zeitschrift „Vorbote", an deren Gründung Lenin aktiv mitwirkte, ver-
öffentlicht. Unter der gleichen Überschrift hatte Lenin kurz vorher (Ende
1915) einen Artikel in russischer Sprache geschrieben. Dieser wurde zum
erstenmal 1924 in Nr. 5 (28) der Zeitschrift „Proletarskaja Rewoluzija" (Die
proletarische Revolution) veröffentlicht und ist in Band 21 der Werke W. I.
Lenins (S. 446-460) enthalten. Der Wortlaut dieses Artikels weicht vom Wort-
laut des im „Vorboten" veröffentlichten Artikels ab. 107

'''Vierverband (Quadrupelentente) - imperialistischer Bund zwischen England,
Frankreich, Rußland und Italien. Der Vierverband entstand 1915 nach dem
Austritt Italiens aus dem Dreibund (Deutschland, Österreich-Ungarn und
Italien) und seinem Anschluß an den anderen imperialistischen Bund - den
Dreiverband (Tripelentente), der sich 1907 gebildet hatte. 107

8 „Sozialistische Monatshefte" - Zeitschrift, erschien von 1897 bis 1933 in
Berlin. Wurde zum wichtigsten Organ des deutschen und internationalen
Revisionismus. In den Jahren des imperialistischen Weltkriegs 1914-1918 ver-
trat sie einen sozialchauvinistischen Standpunkt. 112

9 Fabier - Mitglieder der „Gesellschaft der Fabier", einer reformistischen Orga-
nisation, die 1884 in England gegründet wurde. Die Gesellschaft nannte sich
nach dem römischen Feldherrn Fabius Cunctator („der Zauderer"), bekannt
durch seine abwartende Taktik und sein Ausweichen vor Entscheidungs-
schlachten. Die Mitglieder der Gesellschaft der Fabier waren vorwiegend Ver-
treter der bürgerlichen Intelligenz: Wissenschaftler, Schriftsteller, Politiker. Sie
leugneten die Notwendigkeit des proletarischen Klassenkampfes und der sozia-
listischen Revolution und predigten den friedlichen Übergang vom Kapitalis-
mus zum Sozialismus mittels kleiner Reformen. Im imperialistischen Weltkrieg
1914-1918 waren die Fabier Sozialchauvinisten. Eine Charakteristik der
Fabier findet sich in Lenins Vorwort zur russischen Übersetzung des Buches
„Briefe und Auszüge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietzgen, Fried-
rich Engels, Karl Marx u. A. an F. A. Sorge und Andere" (Werke, Bd. 12.
S. 368/369), im „Agrarprogramm der Sozialdemokratie in der russischen Revo-
lution" (Werke, Bd. 15, S. 171) und in „Der englische Pazifismus und die eng-
lische Abneigung gegen die Theorie" (Werke, Bd. 21, S. 258). 112
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10 Läbour Party (Arbeiterpartei) - Vereinigung von Trade-Unions, sozialistischen
Organisationen und Gruppen, die 1900 mit dem Ziel gegründet wurde, Ar-
beitervertreter in das Parlament zu bringen. Die Vereinigung nannte sich zu-
nächst „Komitee für Arbeitervertretung" und nahm 1906 den Namen Labour
Party an. Obwohl sie ursprünglich ihrer Zusammensetzung nach eine Arbeiter-
partei darstellte (später traten ihr viele kleinbürgerliche Elemente bei), war sie
ihrer Ideologie und Taktik nach eine opportunistische Organisation, und ihre
Politik war die der Klassenzusammenarbeit mit der Bourgeoisie. Während des
ersten Weltkriegs bezogen die Führer der Labour Party eine sozialchauvini-
stische Position und beteiligten sich an der Regierung. 112

11 Die Independent Labour Party (ILP - Unabhängige Arbeiterpartei Englands)
wurde 1893 gegründet. An der Spitze der Partei standen James Keir Hardie,
R. MacDonald u. a. Sie erhob Anspruch auf politische Unabhängigkeit von
den bürgerlichen Parteien, war jedoch in Wirklichkeit, wie Lenin sich aus-
drückte, „ .unabhängig' nur vom Sozialismus, aber vom Liberalismus sehr ab-
hängig". Während des imperialistischen Weltkriegs 1914-1918 trat die Un-
abhängige Arbeiterpartei zunächst mit einem Manifest gegen den Krieg hervor
(13. August 1914), später hingegen, auf der Londoner Konferenz der Sozia-
listen der Ententeländer im Februar 1915, stimmten die Unabhängigen der
auf dieser Konferenz angenommenen sozialchauvinistischen Resolution zu.
Seitdem standen die sich mit pazifistischen Phrasen tarnenden Führer der Un-
abhängigen auf den Positionen des Sozialchauvinismus. Nach der Gründung
der Kommunistischen Internationale im Jahre 1919 beschlossen die Führer der
Unabhängigen Arbeiterpartei unter dem Druck der nach links geschwenkten
Massen der Parteimitglieder den Austritt aus der II. Internationale. 1921 traten
die Unabhängigen der sogenannten zweieinhalbten Internationale bei und
schlössen sich nach deren Zerfall von neuem der II. Internationale an. 112

n Die British Socialist Party (BSP - Britische Sozialistische Partei) wurde 1911
in Manchester gegründet. Die Britische Sozialistische Partei trieb Propaganda
und Agitation im Geiste des Marxismus und war eine Partei, „die nicht oppor-
tunistisch, sondern von den Liberalen wirklich unabhängig ist" (Lenin). Ihre
zahlenmäßige Schwäche und ihre Losgelöstheit von den Massen verliehen ihr
jedoch einen gewissen sektiererischen Charakter.

Während des imperialistischen Weltkriegs 1914-1918 bildeten sich in der
Partei zwei Richtungen heraus: eine offen sozialchauvinistische unter der Füh-
rung von Hyndman und eine internationalistische unter der Führung von
A. Inkpin u. a. Die Jahreskonferenz der BSP, die 1916 in Salford stattfand,
verurteilte die sozialchauvinistische Position Hyndmans und seiner Anhänger,
worauf diese aus der Partei austraten. Seitdem hatten die internationalistischen
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Elemente in der BSP die Führung inne. Die Britische Sozialistische Partei
spielte eine bedeutende Rolle bei der Gründung der Kommunistischen Partei
Großbritanniens im Jahre 1920. 112

13 Mascha Sarja" (Unsere Morgenröte) - legale Monatsschrift der menschewi-
stischen Liquidatoren; erschien von 1910 bis 1914 in Petersburg. Um die
„Nascha Sarja" gruppierte sich der Kern der Liquidatoren in Rußland. Ab
Januar 1915 erschien statt der „Nascha Sarja", die verboten worden war, die
Zeitschrift „Nasche Delo" (Unsere Sache). 112

14 Organisationskomitee (OK, daher „OK-Leute") - das leitende Zentrum der
Menschewiki, das 1912 auf der Augustkonferenz der menschewistischen Liqui-
datoren, Trotzkisten und anderer parteifeindlicher Gruppen und Strömungen
gebildet worden war; es bestand bis zur Wahl des ZK der menschewistischen
Partei im August 1917. 112

m „Preußische Jahrbücher" - konservative Monatsschrift zu Fragen der Politik.
Philosophie, Geschichte und Literatur; erschien in Berlin von 1858 bis 1935.
113

16 Siehe Friedrich Engels, „Zur Kritik des sozialdemokratischen Programment-
wurfs 1891", in Karl Marx/Friedrich Engels. Werke, Bd. 22. S. 235. 114

17 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels. Werke. Bd. 39. S. 8. 115
18 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 39. S. 166. 115
19 Die Zimmerreälder Linke wurde am Vorabend der ersten Internationalen

Sozialistischen Konferenz in Zimmerwald (5.-8. September 1915) auf einer
Sonderberatung der linken Delegierten der Konferenz gebildet. Ihr gehörten
Lenin und Sinowjew für die Bolschewiki, Borchardt (Deutschland), Radek für
die Sozialdemokratie Polens und Litauens (Landesvorstand), Bersin für die let-
tische Sozialdemokratie, die linken Sozialisten Höglund und Nerman (Skandi-
navien) sowie Platten (Schweiz) an. 118

20 „The Läbour Leader" (Der Arbeiterführer) - Wochenschrift, die ab 1889 her-
ausgegeben wird; ab 1893 Organ der Unabhängigen Arbeiterpartei Englands.
Ab 1922 erschien die Zeitung unter dem Namen „New Leader", seit 1946
erscheint sie unter dem Namen „Socialist Leader". 118

21 .Berner Tagmacht" - Tageszeitung, Organ der Sozialdemokratischen Partei
der Schweiz, das 1893 in Bern gegründet wurde. Zu Beginn des imperialisti-
schen Weltkriegs 1914-1918 wurden in der Zeitung Artikel von Karl Lieb-
knecht, Franz Mehring und anderen linken Sozialdemokraten veröffentlicht.
Ab 1917 begann sie die offenen Sozialchauvinisten zu unterstützen. 119
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22 Den „Entwurf eines Beschlusses über die Einberufung der zweiten Sozialisti-
schen Konferenz' schrieb Lenin während der erweiterten Beratung der Inter-
nationalen Sozialistischen Kommission, die vom 5. bis 9. Februar 1916 in Bern
stattfand. Der Entwurf. wurde auf dieser Beratung erörtert; mehrere Punkte
wurden angenommen. Als Einberufungstermin für die zweite Internationale
Sozialistische Konferenz legte die Beratung den 24. April 1916 fest. Das Doku-
ment hat keine Überschrift. Sie stammt vom Institut für Marxismus-Leninis-
mus beim ZK der KPdSU in Moskau. 120

^Internationale Sozialistische Kommission (ISK) - ausführendes Organ det
Zimmerwalder Vereinigung, das auf der Zimmerwalder Konferenz im Sep-
tember 1915 gewählt wurde. 120

24 Das Zentralkomitee der SDAPR machte der zweiten Internationalen Soziali-
stischen Konferenz Vorschläge zu allen Hauptpunkten der Tagesordnung. Der
von Lenin ausgearbeitete Entwurf dieser Vorschläge ist im vorliegenden Band.
S. 172-183, enthalten. 120

25 Diesen Antrag schrieb Lenin während der erweiterten Beratung der Inter-
nationalen Sozialistischen Kommission zu Bern. Der Antrag wurde auf der
Beratung erörtert und angenommen. 121

26 Die internationale Kundgebung fand während der erweiterten Beratung der
Internationalen Sozialistischen Kommission zu Bern statt. 122

27 Lenin meint das von der Zimmerwalder Konferenz der Internationalisten im
September 1915 angenommene Manifest. Eine Charakteristik des Manifests
findet sich in Lenins Artikel „Ein erster Schritt" (Werke, Bd. 21 , S. 389-395).
122

28 „Appeal to Reason" (Appell an die Vernunft) - Zeitung amerikanischer Sozia-
listen; wurde im Jahre 1895 im Staat Kansas (USA) gegründet; verfocht wäh-
rend des imperialistischen Weltkriegs 1914-1918 den Standpunkt der Inter-
nationalisten. 124

29 „La Bataille" (Die Schlacht) - Zeitung der französischen Anarchosyndikali-
sten. die in Paris von 1915 bis 1920 erschien. Im ersten Weltkrieg nahm sie
eine sozialchauvinistische Stellung ein. 126

30 „Vorwärts' - Zentralorgan der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands;
wurde seit dem 1. Oktober 1876 in Leipzig herausgegeben, dann durch das
Sozialistengesetz verboten; erschien 1890-1933 (aus dem 1884 gegründeten
„Berliner Volksblatt" neu hervorgegangen) in Berlin. Zu seinen Redakteuren
gehörte u. a. Wilhelm Liebknecht. Friedrich Engels führte in der Zeitung einen
Kampf gegen alle Erscheinungsformen des Opportunismus. Anfang des
20. Jahrhunderts gelangte die Redaktion immer mehr unter den Einfluß revi-
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sionistischer Kräfte, die jedoch 1905 aus der Redaktion („Vorwärts"-Konflikt)
entfernt wurden. Mit dem Entstehen des Zentrismus in der deutschen Arbei-
terbewegung nahm auch der Einfluß der zentristischen Kräfte auf den „Vor-
wärts" zu. Während des imperialistischen Krieges 1914-1918 vertrat der
.Vorwärts" zunächst einen sozialpazifistischen Standpunkt. Im Oktober 1916
wurde unter Bruch der Statuten die Redaktion durch Sozialchauvinisten er-
setzt, und der „Vorwärts" wurde zum Sprachrohr des Sozialchauvinismus;
nach der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution wurde er zu einem Zen-
trum der Antisowjetpropaganda. 127

31 Die Kriegsindustriekotnitees wurden 1915 in Rußland von der imperialisti-
schen Großbourgeoisie gebildet. Die Bourgeoisie, der es darum zu tun war,
die Arbeiter zu beeinflussen und ihnen die Vaterlandsverteidigung schmack-
haft zu< machen, kam auf die Idee, bei diesen Komitees „Arbeitergruppen" zu
bilden. Für die Bourgeoisie war es von Vorteil, für diese Gruppen solche Ver-
treter der Arbeiter zu gewinnen, die unter der Arbeiterschaft für die Erhöhung
der Arbeitsproduktivität in den Rüstungsbetrieben agitieren würden. Die Men-
schewiki beteiligten sich aktiv an diesem von der Bourgeoisie ins Leben ge-
rufenen pseudopatriotischen Unternehmen. Die Bolschewiki erklärten den
Kriegsindustriekomitees den Boykott und führten ihn mit Unterstützung der
Mehrheit der Arbeiter erfolgreich durch. 127

32 Der Kongreß der französischen Sozialistischen Partei fand vom 25. bis 29. De-
zember 1915 statt. Die von A. Bourderon vorgeschlagene Resolution wurde
von der Mehrheit des Kongresses abgelehnt.

Die französische Sozialistische Partei wurde 1905 durch Vereinigung der
Sozialistischen Partei Frankreichs (Guesdisten) und der Französischen Sozia-
listischen Partei (Jauresisten) gegründet. An der Spitze der vereinigten Partei
standen die Reformisten.

Zu Beginn des ersten Weltkriegs bezog die Parteiführung eine sozialchauvi-
nistische Position, unterstützte offen den imperialistischen Krieg und beteiligte
sich an der bürgerlichen Regierung.

In der Partei gab es eine zentristische Strömung mit J. Longuet an der
Spitze sowie einen linken, revolutionären Flügel, der auf den Positionen des
Internationalismus stand. Ihm gehörten vor allem einfache Parteimitglieder an.

Nach der Sozialistischen Oktoberrevolution entbrannte ein heftiger Kampf
zwischen den offenen Reformisten und den Zentristen einerseits und dem
linken, revolutionären Flügel, der durch Masseneintritte einfacher Arbeiter ge-
stärkt wurde, anderseits. Auf dem Parteitag im Dezember 1920 in Tours er-
hielt der revolutionäre Flügel die Mehrheit. Der Parteitag beschloß den An-
schluß an die Kommunistische Internationale und gründete die Kommunistische
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Partei Frankreichs. Die reformistisch-zentristische Minderheit spaltete sich ab
und bildete eine selbständige Partei, die sich weiterhin französische Soziali-
stische Partei nannte. 128

33 Lenins Brief wurde 1916 in Genf als Flugblatt in französischer Sprache unter
dem Titel „Sur la täche de I'opposition en France (Lettre au camarade Safa-
roff)" veröffentlicht. 130

84 Lenin meint die menschewistische Zeitschrift „Intemazional i Woina" (Die
Internationale und der Krieg), von der eine Nummer Ende 1915 erschien. 131

35 Die Internationale Sozialistische Kommission gab von September 1915 bis
Januar 1917 ein Presseorgan heraus - „Internationale Sozialistische Kommis-
sion zu Bern. Bulletin". Das Bulletin wurde in englischer, französischer und
deutscher Sprache herausgegeben. Es erschienen sechs Nummern . 131

36 Fraktion Tschcheldse - menschewistische Fraktion der IV. Reichsduma. 131
37 „Lutsch" (Der Strahl) - legale Tageszeitung der menschewistischen Liquida-

toren, die von September 1912 bis Juli 1913 in Petersburg herausgegeben
wurde ; sie existierte „von Mitteln reicher Freunde aus der Bourgeoisie"
(Lenin). 131

38 „Utro" (Der Morgen) und „Rabotscheje Utro" (Der Arbeitermorgen) - legale
menschewistische Zeitungen, die in Petrograd herausgegeben wurden. Die Ze i -
tung „Utro" erschien im August 1915, das „Rabotscheje Ut ro" von Oktober
bis Dezember 1915. 132

39 „Somremenny Mir" (Die Welt der Gegenwart) - Monatsschrift für Literatur,
Wissenschaft und Politik, die von 1906 bis 1918 in Petersburg erschien. Z u
den engsten Mitarbeitern der Zeitschrift zählten Menschewiki, unter ihnen
G. W. Plechanow. In der Periode des Blocks mit der Plechanowschen Gruppe
der parteitreuen Menschewiki und zu Beginn des Jahres 1914 arbeiteten an
der Zeitschrift auch Bolschewiki mit. Im März 1914 wurde im „Sowremenny
Mir" Lenins Artikel „Noch eine Vernichtung des Sozialismus" veröffentlicht.
(Siehe Werke, Bd. 20. S. 181-204 . )

Während des imperialistischen Weltkriegs 1 9 1 4 - 1 9 1 8 wurde die Zeitschrift
zu einem Organ der Sozialchauvinisten. 132

40 „Nasche Slomo" (Unser Wort ) - menschewistische Tageszeitung; erschien in
Paris von Januar 1915 bis September 1916 unter engster Mitarbeit Trotzkis.
Sie löste die Zeitung „Golos" ab . 132

41 „Prisym"-Leute - nach dem Namen der Wochenzeitung „Prisyw" (Der Ruf),
die von Menschewiki und Sozialrevolutionären von 1915 bis 1917 in Paris
herausgegeben wurde. 135
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42 Lenin meint die Konferenz, die im Juli 1915 in Petrograd von den Sozial-
revolutionären organisiert wurde. Die auf der Konferenz angenommene Reso-
lution rief dazu auf, sich auf Seiten des Zarismus aktiv am Krieg zu beteili-
gen. 135

43 Anspielung auf eine literarische Gestalt in I. S. Turgenjews Gedicht in Prosa
„Eine Lebensregel". (Siehe Iwan Turgenjew, „Gedichte in Prosa", Leipzig
1951, S. 15/16.) 136

44 Der „Sozidl-Demökrat", das Zentralorgan der SDAPR, wurde als illegale
Zeitung von Februar 1908 bis Januar 1917 herausgegeben. Es erschienen
58 Nummern: die erste in Rußland, die übrigen im Ausland, zunächst in Paris
und später in Genf. Ab Dezember 1911 wurde der „Sozial-Demokrat" von
W . I. Lenin redigiert. Im „Sozial-Demokrat" wurden über achtzig Artikel und
Notizen W . I. Lenins veröffentlicht

Nach Nummer 32, erschienen am 15. (28.) Dezember 1913, war die Her-
ausgabe des „Sozial-Demokrat" vorübergehend unterbrochen. Sofort nach sei-
ner Ankunft in der Schweiz im September 1914 entfaltete W . I. Lenin eine
umfangreiche Tätigkeit, um das Zentralorgan der Partei erneut herauszu-
geben. Am 1. November 1914 erschien die fällige Nummer 33 des „Sozial-
Demokrat" mit dem von Lenin verfaßten Manifest des ZK der SDAPR „Der
Krieg und die russische Sozialdemokratie". Trotz der Schwierigkeiten der
Kriegszeit erschien der „Sozial-Demokrat" regelmäßig. Lenin leitete die ge-
samte Arbeit bei der Herausgabe der Zeitung, er legte den Inhalt der einzel-
nen Nummern fest, redigierte die Materialien und befaßte sich mit den Fra-
gen der Gestaltung und des Drucks der Zeitung. Die Verbreitung des „Sozial-
Demokrat" in Rußland und der Abdruck der wichtigsten Artikel in den lokalen
bolschewistischen Zeitungen trugen zur politischen Aufklärung und zur Erzie-
hung des russischen Proletariats zum Internationalismus, zur Vorbereitung der
Massen auf die Revolution bei. Der „Sozial-Demokrat" spielte eine große
Rolle beim Zusammenschluß der internationalistischen Elemente der inter-
nationalen Sozialdemokratie. Über alle durch den Kriegszustand bedingten
Hindernisse hinweg fand er Zugang in viele Länder. 138

45 Als „Stolypinsche Arbeiterpartei" bezeichneten die Arbeiter die menschewisti-
schen Liquidatoren, die sich dem Stolypinschen Regime anpaßten, sich mit ihm
aussöhnten und um den Preis der Absage an das Programm und die Taktik
der SDAPR von der zaristischen Regierung die Genehmigung für die Existenz
einer offenen, legalen, angeblichen .Arbe i t e rpa r t e i erlangen wollten. 140

46 Lenin nannte die Losung „oktobristisch", weil sie ihrem Charakter nach der
Position der konterrevolutionären Partei der Oktobristen entsprach.
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.Oktobristen", .Partei der Oktobristen" (auch .Verband vom 17. Okto-
ber") - konterrevolutionäre Partei, die in Rußland nach der Veröffentlichung
des Zarenmanifests vom 17. (30.) Oktober 1905 entstand, in dem der Za r
unter dem Druck der revolutionären Bewegung einige bürgerliche Freiheiten
versprach. Die Partei vertrat die Interessen der Großbourgeoisie und der kapi-
talistisch wirtschaftenden Gutsbesitzer. Die Oktobristen unterstützten vorbe-
haltlos die Innen- und Außenpolitik der zaristischen Regierung. 140

47 Die Dreyfus-Affäre wa r ein im Jahre 1894 von den reaktionären monarchi-
stischen Kreisen der französischen Militärclique inszenierter provokatorischer
Prozeß gegen den jüdischen Generalstabsoffizier Dreyfus, gegen den falsche
Anklage wegen Spionage und Landesverrats erhoben wurde. Dreyfus wurde
durch das Kriegsgericht zu lebenslänglicher Deportation verurteilt. Die allge-
meine Bewegung für eine Oberprüfung des Falles Dreyfus, die sich in Frank-
reich entfaltete, wa r von einem erbitterten Kampf zwischen Republikanern
und Monarchisten begleitet und führte schließlich 1906 zur Rehabilitierung
von Dreyfus.

Lenin nannte die Dreyfus-Affäre „eine der unzähligen ehrlosen Manipula-
tionen der reaktionären Militärclique". 147

48 Der Zabeminzident ereignete sich im November 1913 in der Stadt Zabern
(Elsaß). De n Anlaß bildete die Beschimpfung der Elsässer durch einen preu-
ßischen Offizier. Das rief einen Ausbruch der Empörung unter der dortigen,
vorwiegend französischen Bevölkerung gegen die Unterdrückung durch die
preußische Soldateska hervor. Über den Zaberninzident siehe Lenins Artikel
„Zabern" (Werke. Bd. 19, S. 5 0 9 - 5 1 1 ) . 147

49 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 3 1 , S. 376 und 400. 148
50 Eine Kritik an der reaktionären Idee Renners und Bauers von der sogenannten

„national-kulturellen Autonomie" findet sich in den Arbeiten W . I. Lenins
„Über die .national-kulturelle" Autonomie" (Werke, Bd. 19, S. 4 9 8 - 5 0 2 ) und
.Kritische Bemerkungen zur nationalen Frage" (Werke, Bd. 20, S. 1-37) . 148

51 Vgl. Friedrich Engels: „Ein Volk, das andere unterdrückt, kann sich nicht
selbst emanzipieren", in Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 18, S. 527.
151

52 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 5 , S. 8 1 . 151
53 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 3 1 , S.376. (Tatsächliches Datum

des Briefes: 2 . November 1867.) 151
54 „Die Glocke" - Halbmonatsschrift; wurde in München und später in Berlin

von 1915 bis 1925 von dem Sozialchauvinisten Parvus (Helphand) heraus-
gegeben. 152
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55 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 6, S. 2 7 0 - 2 8 6 . 152
56 Lenin hat die von ihm verfaßte Resolution zur nationalen Frage im Auge, die

auf einer vom 6. bis 14. Oktober 1913 in der Ortschaft Poronin (unweit
Krakaus) durchgeführten Beratung des Zentralkomitees der SDAPR mit Par-
teifunktionären (aus konspirativen Gründen „Sommer"beratung genannt) an-
genommen worden war . Die Resolution ist in den Werken, Bd. 19, S. 419 bis
422. enthalten. 157

57 „Gazeta Robotnicza" (Arbeiterzeitung) - illegales Organ des Warschauer
Komitees der Sozialdemokratie Polens und Litauens; erschien von Mai bis
Oktober 1906. Nach der Spaltung im Jahre 1912 entstanden in der Pol-
nischen Sozialdemokratie zwei Warschauer Komitees, und es wurden zwei
Organe unter dem Titel „Gazeta Robotnicza" herausgegeben: das eine von
Anhängern des Hauptvorstandes in Warschau (Juli 1911-Ju l i 1913), das
andere vom oppositionellen Warschauer Komitee (Landesvorstand) in Krakau
(Juli 1911-Februar 1916). 160

58 Lenin meint die Brüsseler „Vereinigungs"konferenz vom 16. bis 18. Juli 1914,
die das Exekutivkomitee des Internationalen Sozialistischen Büros „zwecks ge-
meinsamer Aussprache" über die Möglichkeit, die Einheit in der SDAPR wie-
derherzustellen, einberufen hatte. Auf der Konferenz waren vertreten: das
Zentralkomitee der SDAPR (Bolschewiki); das Organisationskomitee (Men-
schewiki) mit den ihm angeschlossenen Organisationen (dem Kaukasischen
Gebietskomitee und der trotzkistischen Gruppe „Borba" [Der Kampf]) ; die
menschewistische Dumafrakt ion; die Plechanowsche Gruppe „Jedinstwo" (Ein-
heit); die Gruppe „Wperjod" (Vorwärts) ; der „Bund"; die Sozialdemokratie
Lettlands; die Sozialdemokratie Litauens; der Hauptvors tand der Polnischen
Sozialdemokratie; die polnische sozialdemokratische Opposit ion; die PPS
(„Lewica").

Obwohl sich die Konferenz nur auf einen Meinungsaustausch beschränken
sollte, wurde zum Abschluß eine von Kautsky ausgearbeitete Resolution zur
Abstimmung gebracht, nach welcher es angeblich in der Sozialdemokratie Ruß-
lands keine wesentlichen Meinungsverschiedenheiten gab, die der Einheit im
Wege standen. Die Vertreter der Bolschewiki und der lettischen Sozialdemo-
kratie lehnten es ab, an der Abstimmung teilzunehmen, da damit die Kompe-
tenzen der Beratung überschritten wurden. 160

59 Gmosdem-Pölitik - Politik der Unterstützung des imperialistischen Krieges, so
genannt nach dem Menschewik K. A. Gwosdew, dem Vorsitzenden der soge-
nannten „Arbeitergruppe" beim Zentralen Kriegsindustriekomitee, das 1915
von der russischen Bourgeoisie geschaffen worden war. 162
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60 „Tyszka-Politik" - benannt nach Tyszka (Pseudonym von Leo Jogiches),
einem der Führer der revolutionären polnischen und deutschen Arbeiter-
bewegung. Jogiches war einer der Begründer der Sozialdemokratie des
Königreichs Polen und Litauens und Mitglied des Hauptvorstandes dieser Par-
tei. Er trat gegen den Nationalismus auf, setzte sich für den gemeinsamen
Kampf des polnischen und des russischen Proletariats ein und nahm aktiv an
der Revolution in Rußland von 1905 bis 1907 teil. Auf dem V. (Londoner)
Parteitag der SDAPR war er Delegierter und wurde in das ZK gewählt. Er
verurteilte die Liquidatoren, nahm jedoch in einigen Fällen ihnen gegenüber
eine versöhnlerische Haltung ein. 1912 trat er gemeinsam mit dem Haupt-
vorstand gegen die Beschlüsse der Prager Konferenz der SDAPR auf. Diese
Haltung charakterisierte Lenin als „Tyszka-Politik". Während des ersten Welt-
kriegs (1914-1918) schloß sich Jogiches den Internationalisten in Deutschland
an und nahm aktiv an ihrem Kampf teil. Er war Mitbegründer der Spartakus-
gruppe und der Kommunistischen Partei Deutschlands. Im März 1919
wurde er von deutschen Konterrevolutionären verhaftet und im Gefängnis
ermordet.

Eine Charakteristik der „Tyszka-Politik" findet sich in den Arbeiten W. I.
Lenins: „Die Spaltung in der Polnischen Sozialdemokratie" (Werke, Bd. 18,
S. 472-476), „Auch-,Vereiniger'", „Die Griippchen im Ausland und die rus-
sischen Liquidatoren" (Werke. Bd. 19, S. 490-493 und 503-506) u. a. 163

6 1 Die zweite Internationale Konferenz der „Zimmermalder" tagte vom 24. bis
30. April 1916 in Kienthal (Schweiz). Auf der Tagesordnung der Konferenz
standen folgende Fragen: Kampf für die Beendigung des Krieges, Stellung des
Proletariats zum Frieden, zur parlamentarischen Tätigkeit und zum Massen-
kampf, Einberufung des Internationalen Sozialistischen Büros und andere. In-
folge der von Lenin und den Bolschewiki vor der Konferenz geleisteten Arbeit
war der linke Flügel auf dieser Konferenz stärker als in Zimmerwald. Das
brachte das veränderte Kräfteverhältnis in der internationalen Arbeiterbewe-
gung zugunsten des Internationalismus zum Ausdruck.

Obwohl die wichtigsten Losungen der Bolschewiki - Umwandlung des
imperialistischen Krieges in den Bürgerkrieg, Eintreten für die Niederlage der
„eigenen" Regierung und Organisierung der III. Internationale - wiederum
nicht angenommen wurden, gelang es W. I. Lenin, die unter dem verstärkten
Druck des Kampf willens der Massen stehenden Zentristen, zu bewegen, einer
Resolution zuzustimmen, in der Kritik am Sozialpazifismus und am ISB ge-
übt wurde. Der stärkere Einfluß der linken Kräfte äußerte sich auch im
Manifest der Konferenz „An die Völker, die man zugrunde richtet und tötet".
Darin wird die Eroberung der politischen Macht und die Abschaffung des
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kapitalistischen Eigentums durch die arbeitenden Klassen als das einzig wirk-
same Mittel bezeichnet, Kriege künftig zu verhindern. 164

^„Arbeiter-Zeitung" - Tageszeitung, Zentralorgan der Sozialdemokratischen
Partei Österreichs: erschien ab 1889 in Wien. Während des imperialistischen
Weltkriegs 1 9 1 4 - 1 9 1 8 nahm sie eine sozialchauvinistische Stellung ein.

1934 wurde die Zeitung verboten. Seit 1945 erscheint sie erneut als Zen-
tralorgan der Sozialistischen Partei Österreichs. 168

63 „Nasch Cölos" (Unsere Stimme) - menschewistische Zei tung; erschien 1915
und 1916 in Samara; sie nahm eine sozialchauvinistische Position ein. 169

64 Der Kongreß der Sozialdemokratischen Partei Hollands in Arnhem fand am
9. Januar 1916 statt. 176

65 Siehe den Artikel W . I. Lenins „Ober die Losung der Vereinigten Staaten von
Europa" (Werke, Bd. 2 1 , S. 342-346) . 177

66 „Avantil" (Vorwärts I) - Tageszeitung, Zentralorgan der Italienischen Sozia-
listischen Partei; gegründet im Dezember 1896. Während des imperialistischen
Weltkriegs 1914-1918 vertrat die Zeitung einen inkonsequenten internationa-
listischen Standpunkt; sie brach nicht mit den Reformisten. 178

67 Das Rundschreiben der Internationalen Sozialistischen Kommission - ein Ap-
pell der ISK „An alle angeschlossenen Parteien und Gruppen" - wurde auf
der erweiterten Beratung der ISK in Bern (5 . -9 . Februar 1916) einstimmig
angenommen. Die von Lenin geführte Delegation des ZK der SDAPR gab auf
dieser Beratung eine Erklärung ab, in der es hieß, daß sie in dem Appell einen
Schritt vorwärts im Vergleich zu den Beschlüssen der ersten Internationalen
Sozialistischen Konferenz in Zimmerwald erblicke, ihn jedoch nicht in allen
Punkten als befriedigend ansehe. Das Rundschreiben wurde in Nr. 3 des Bul-
letins der ISK vom 29. Februar 1916 und in Nr. 52 des „Sozial-Demokrat"
vom 25. März 1916 veröffentlicht. 181

68 Lenin bezieht sich auf die offizielle Erklärung der Internationalen Sozialisti-
schen Kommission, datiert vom 29. September 1915 und veröffentlicht am
27. November 1915 im Bulletin Nr . 2 der ISK. Entgegen den Beschlüssen der
ersten Internationalen Sozialistischen Konferenz teilte die ISK in dieser Erklä-
rung mit, daß sie sich als aufgelöst betrachten werde, sobald das Internatio-
nale Sozialistische Büro in Den Haag seine Tätigkeit wiederaufnimmt. Damit
unterstützte die ISK die Wiederherstellung der II. Internationale. 181

89 „Internationale Sozialisten Deutschlands" (ISD) - eine Gruppe deutscher lin-
ker Sozialdemokraten, die sich während des imperialistischen Weltkriegs um
die seit 1913 von Julian Borchardt herausgegebene Zeitschrift „Lichtstrahlen"
zusammenschloß. Zusammen mit der führenden Gruppe „Internationale" bil-
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deten die „Internationalen Sozialisten Deutschlands" und andere die revolu-
tionäre Opposition in der deutschen Sozialdemokratie. Die „Internationalen

. Sozialisten Deutschlands" traten offen gegen den Krieg auf. Auf der Zimmer-
walder Konferenz unterzeichnete der Vertreter der „Internationalen Soziali-
sten Deutschlands", J. Borchardt. den Resolutionsentwurf der Zimmerwalder
Linken. Die Gruppe hatte nicht genügend Verbindung mit den Massen und
zerfiel bald wieder. 184

70 Ornatski - G. W. Tschitscherin. 184
71 Die Zeitschrift „Kommunist" wurde von W. I. Lenin organisiert und von der

Redaktion des „Sozial-Demokrat" zusammen mit G. L. Pjatakow und J. B.
Bosch, die sie auch finanzierten, herausgegeben. Zur Redaktion der Zeitschrift
gehörte auch N. I. Bucharin. Es erschien nur eine Doppelnummer (September
1915), die drei Artikel von W. I. Lenin enthielt: „Der Zusammenbruch der
II. Internationale", „Die ehrliche Stimme eines französischen Sozialisten" und
„Imperialismus und Sozialismus in Italien". (Siehe Werke, Bd. 21 , S. 197 bis
256. 352-360 und 361-371.)

Lenin beabsichtigte, den „Kommunist" zu einem internationalen Organ der
Unken Sozialdemokraten zu machen. Doch bald traten ernste Meinungsver-
schiedenheiten zwischen der Redaktion des „Sozial-Demokrat" und Bucharin,
Pjatakow und Bosch zutage, die sich nach Erscheinen von Nr. 1/2 zuspitzten
und zur Einstellung der Zeitschrift führten. 184

72 Der Artikel „Über deutschen und nichtdeutschen Chauvinismus" wurde zuerst
in der Zeitschrift „Woprossy Strachowanija" veröffentlicht.

„Woprossy Strachomanija" (Fragen des Versicherungswesens) - legale bol-
schewistische Zeitschrift; erschien mit Unterbrechungen von Oktober 1913
bis März 1918 in Petersburg. Sie kämpfte nicht nur für die Verwirklichung der
Arbeiterversicherung, sondern auch für die bolschewistischen „uneingeschränk-
ten Losungen" - Achtstundentag, Konfiskation der Gutsbesitzerländereien und
demokratische Republik. 186

73 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 21 , S. 429/430. 188
74 „Russkoje Snamja" (Reußenfahne) - Zeitung der Schwarzhunderter, Organ

des „Bundes des russischen Volkes"; erschien in Petersburg von November
1905 bis 1917. 188

75 Das Buch .Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus" wurde
im ersten Halbjahr 1916 geschrieben. Mit dem Studium der Weltliteratur
über den Imperiausmus begann Lenin bereits 1915 in Bern, die Abfassung
des Buches nahm er Januar 1916 in Angriff. Ende Januar desselben Jahres
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übersiedelte Lenin nach Zürich und setzte seine Arbeit an dem Buch in der
Züricher Kantonsbibliothek fort. Die Auszüge, Konspekte, Bemerkungen und
Tabellen, die Lenin aus Hunder ten ausländischer Bücher, Zeitschriften, Zei-
tungen und statistischen Sammelbänden zusammentrug, umfassen mehr als
40 Druckbogen. Diese Vorarbeiten wurden 1939 unter dem Titel „Hefte zum
Imperialismus" veröffentlicht. (Siehe Werke, Bd. 39.)

Am 19. Juni (2. Juli) 1916 beendete Lenin die Arbeit und schickte das
Manuskript an den Petrograder Verlag „Parus". Die Menschewiki in der Lei-
tung des Verlags strichen die scharfe Kritik an Kautsky und Mar tow und
nahmen Änderungen im Manuskript vor, die nicht nur die Eigenart des
Leninschen Stils verwischten, sondern auch seine Gedanken entstellten. Lenins
Ausdruck „Hinüberwachsen" (des Kapitalismus in den Imperialismus) ersetz-
ten sie durch das W o r t „Verwandlung", die Worte „reaktionärer Charakter"
(der Theorie des „Ultraimperialismus") durch die Wor te „rückständiger Cha-
rakter" usw. Mitte 1917 wurde das Buch unter dem Titel „Der Imperialismus
als jüngste Etappe des Kapitalismus (Gemeinverständlicher Abriß)" mit einem
Vorwort Lenins vom 26. April 1917 veröffentlicht. 189

76 Dieses Vorwor t wurde unter der Oberschrift „Imperialismus und Kapitalis-
mus" zuerst in Nr . 18 der Zeitschrift „Die Kommunistische Internationale"
veröffentlicht, die im Oktober 1921 erschien. 193

77 .Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands" - im April 1917 ge-
gründete Arbeiterpartei mit zentristischer Führung, deren Kern die „Sozial-
demokratische Arbeitsgemeinschaft" bildete.

Im Oktober 1920 kam es auf dem Parteitag der USPD in Halle zur Spal-
tung. Ein beträchtlicher Teil der Partei vereinigte sich im Dezember 1920 mit
der Kommunistischen Partei Deutschlands. Die rechten Elemente bildeten eine
eigene Partei und behielten die alte Bezeichnung Unabhängige Sozialdemokra-
tische Partei bei. 1922 schlössen sie sich wieder der Sozialdemokratischen Par-
tei Deutschlands an. 197

78 Spartakusleute - gemeint sind die Mitglieder der Kommunistischen Partei
Deutschlands (Spartakusbund). Bereits zu Beginn des imperialistischen Welt-
kriegs (1914-1918) schlössen sich die deutschen Linken unter Führung von
Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg, Franz Mehring, Clara Zetkin, Wilhelm
Pieck u. a. zur Gruppe „Internationale" zusammen. Diese Gruppe formierte
sich auf ihrer Reichskonferenz im Januar 1916 als „Spartakusgruppe" und
nahm als Programm zur revolutionären Beendigung des Krieges die von Rosa
Luxemburg und Karl Liebknecht entworfenen „Leitsätze über die Aufgaben
der internationalen Sozialdemokratie" an. Die Spartakusgruppe, deren großes
historisches Verdienst darin besteht, den Grundstein für die Kommunistische
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Partei Deutschlands gelegt zu haben, trieb unter den Massen revolutionäre
Propaganda und organisierte Massenaktionen gegen den imperialistischen
Krieg; sie entlarvte die Eroberungspolitik des deutschen Imperialismus und
den Verrat der opportunistischen sozialdemokratischen Führer. Sie war die
ideologisch führende Kraft unter den deutschen Linken. In wichtigen theore-
tischen und politischen Fragen waren die Spartakusanhänger jedoch nicht frei
von ernsten Fehlern. Sie unterschätzten die Rolle der nationalen Frage im
Imperialismus sowie die Bauernschaft als Verbündeten des Proletariats. Die
Unklarheit der Spartakusgruppe über die Rolle einer selbständigen marxisti-
schen Kampfpartei der Arbeiterklasse äußerte sich darin, daß sie sich 1917
- wenn auch mit dem Vorbehalt, ihre politisch-ideologische Selbständigkeit
zu wahren - der zentristischen USPD anschloß. Lenin hob die großen Ver-
dienste der deutschen Linken im Kampf gegen den imperialistischen Krieg
stets hervor, übte aber zugleich Kritik an ihren Fehlern, u. a. in seinen Schrif-
ten „Über die Junius-Broschüre" (siehe den vorliegenden Band, S. 310-325)
und „Das Militärprogramm der proletarischen Revolution" (siehe Werke,
Bd. 23, S. 72 -83 ) . Die kameradschaftliche Kritik half der Spartakusgruppe,
sich den Leninschen Anschauungen über den antiimperialistischen Kampf zu
nähern. Auf ihrer Reichskonferenz am 7. Oktober 1918 beschloß die Sparta-
kusgruppe das Programm der herannahenden Revolution, in der sie sich zu-
sammen mit anderen Linken a b einzige ziel- und richtunggebende Kraft be-
währte. Während der Novemberrevolution 1918 brach die Spartakusgruppe
auch organisatorisch mit der USPD und gründete Ende Dezember desselben
Jahres die Kommunistische Partei Deutschlands (Spartakusbund). 197

79 Siehe Karl Marx, „Das Kapital", Bd. III, Berlin 1961, S. 655, oder Karl Marx/
Friedrich Engels, Werke, Bd. 25 , S. 620. 220

10 Die Grüttderskandale ereigneten sich zur sogenannten Gründerzeit, Anfang
der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, als in Deutschland fieberhaft
Aktiengesellschaften gegründet wurden. An diesen Gründungen, die von wil-
den Grundstücks- und Börsenspekulationen begleitet waren, bereicherten sich
die bürgerlichen Geschäftemacher, die dabei auch vor Betrugsmanövern nicht
zurückscheuten. 222

81 .Frankfurter Zeitung" - bürgerliche Zeitung; erschien in Frankfurt am Main
von 1856 bis 1943. 223

82 Lenin spricht von G. W . Plechanow. 232
83 Französischer Panamaskandal - ein Ausdruck, entstanden im Zusammenhang

mit der 1892/1893 in Frankreich erfolgten Enthüllung ungeheuerlicher Kor-'
ruption und Bestechung von Staatsmännern und Politikern, Beamten und Zei-
tungen durch die französische Panama-Gesellschaft. 241

25 Lenin, Werke, Bd. 22
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84 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke . Bd. 29 , S. 3 5 8 . 288
85 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke , Bd. 3 5 , S. 20 . 288
86 Spectator - der Menschewik M . I. Nachimson. 294
87 Siehe Karl Marx , „Das Kapital" , Bd. III , Berlin 1 9 6 1 , S. 142. oder Karl M a r x /

Friedrich Engels, Werke , Bd. 2 5 , S. 130. 295
8 8Boxeraufstand (genauer: Ihotroan-Aitfstand) - antiimperialistischer Volks-

aufstand in China von 1899 bis 1901 , der von der Gesellschaft „Ihotjüan"
(„Faust der Gerechtigkeit und Eintracht"), die später den Namen „Ihotwan"
erhielt, entfacht und geleitet wurde. Der Aufstand wurde durch ein vereinig-
tes Expeditionskorps der imperialistischen Mächte, bestehend aus deutschen,
japanischen, englischen, amerikanischen und russischen Truppen, unter dem
Oberbefehl des deutschen Feldmarschalls von Waldersee brutal niedergeschla-
gen. 1901 wurde China gezwungen, das sogenannte „Schlußprotokoll" zu
unterzeichnen, das dem Lande eine riesige Kontribution auferlegte und China
in eine Halbkolonie des ausländischen Imperialismus verwandelte. 301

89 Jtmius - Pseudonym Rosa Luxemburgs. 310
90 Lenin ha t die Reichskonferenz der deutschen Linken im Auge, die a m 1. Ja -

nuar 1916 in Berlin in der Wohnung Karl Liebknechts stattfand. Die Konfe-
renz nahm die von Rosa Luxemburg ausgearbeiteten Leitsätze der Gruppe
„Internationale" an. 310

91 „Bremer Bürger-Zeitung" - Tageszeitung, Bremer Organ der Sozialdemokra-
tischen Partei Deutschlands; erschien von 1890 bis 1919. Bis 1916 stand sie
unter dem Einfluß der Bremer Linken, später ging sie in die Hände der Sozial-
chauvinisten über. 313

92 „Volksfreund' - sozialdemokratische Tageszeitung, erschien von 1871 bis
1932 in Braunschweig. In den Jahren 1914 und 1915 war sie ein Sprachrohr
der Linken in der deutschen Sozialdemokratie; 1916 ging sie in die H ä n d e der
Kautskyaner über. 313

93 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 17, S. 3 6 1 . 319
94 Die „Thesen über Imperialismus und nationale Unterdrückung", die von der

Redaktion der .Gaze ta Robotnicza" ausgearbeitet worden waren, erschienen
im Oktober 1916 in Nr . 1 des „Sbornik Sozial-Demokrata". 326

95 Eine Einschätzung dieser drei Auffassungen über die Unabhängigkeit Polens
findet sich in Lenins Artikel „Über das Selbstbestimmungsrecht der Nationen"
(Werke. Bd. 20 , S. 3 9 5 - 4 6 1 ) . 326

96 Lenin erinnert an die Diskussion von 1903 im Zusammenhang mit der Aus-
arbeitung des Programms der SDAPR, das auf dem II . Parteitag angenommen
wurde (siehe Werke, 'Bd. 6, S. 1 - 6 3 , 3 1 3 - 3 2 9 und 4 5 2 - 4 6 1 ) und an die Dis-
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kussion von 1913 zwischen den Bolschewiki einerseits und den menschewisti-
schen Liquidatoren, Bundisten und ukrainischen Opportunisten anderseits über
die „national-kulturelle Autonomie" (siehe Werke, Bd. 19, S. 5 3 5 - 5 4 1 ; Bd. 20,
S. 1-37 und 395-461) . 327

97 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 19, S. 28. 329
98 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke. Bd. 13, S. 267. 329
99 Siehe Karl Marx/Fr iedr ich Engels, W e r k e . Bd. 6, S. 2 7 0 - 2 8 6 . 347

100 Siehe G r ü n b e r g : Archiv für die Geschichte des Sozialismus u n d der Arbei ter-
bewegung, Sechster Jahrgang , Leipzig 1916 , S. 2 1 4 / 2 1 5 . 349

101 „Lichtstrahlen" - O r g a n der „Internat ionalen Sozialisten Deutschlands" , einer
G r u p p e linker Sozialdemokraten, herausgegeben unter der Redakt ion v o n
J. Borchardt . Die Zeitschrift erschien unregelmäßig v o n 1913 bis 1921 in
Berlin. 357

102 Gemeint ist der Artikel von Rosa Luxemburg „Nat ionale Frage u n d A u t o n o -
mie" in den Nummern 6, 7, 8-9, 10, 12 und 14-15 der Zeitschrift „Przeglad
Socjaldemokratyczny" (Sozialdemokratische Rundschau) von 1908 und 1909.
357

103 „Fracy" (abgeleitet v o m polnischen W o r t frakcja = Fraktion) - rechter Flü-
gel der Polnischen Sozialistischen Partei (PPS), einer reformistischen nat ional i -
stischen Partei , die im Jahre 1892 gegründet w u r d e . D ie PPS, deren P rogramm
der Kampf für die Unabhängigkei t Polens zugrunde lag, betrieb eine sepa ra -
tistische, nationalistische P ropaganda un te r den polnischen Arbei tern u n d w a r
bestrebt, sie v o m gemeinsamen Kampf mit den russischen Arbei tern gegen die
Selbstherrschaft u n d den Kapital ismus abzulenken. 1906 spaltete sich die PPS
in zwei Frakt ionen: die „Lewica" und die „Prawica" („Fracy"). I m ersten
Weltkrieg bezog ein großer Teil der PPS-„Lewica" eine internationalistische
Stellung u n d vereinigte sich im Dezember 1918 mit der SDKPuL. Die ver -
einigten Parteien gründeten die Kommunist ische Arbeiterpartei Polens (die ab
1925 Kommunist ische Partei Polens genannt wurde) .

Die rechte PPS, an ihrer Spitze Pilsudski, n a h m w ä h r e n d des ersten We l t -
kriegs eine nationalchauvinist ische H a l t u n g ein. N a c h der Bildung des po l -
nischen bürgerlichen Staates betrieb sie eine antisowjetische Politik. W ä h r e n d
des zwei ten Weltkriegs spaltete sie sich erneut in zwei Gruppen . D e r reakt io-
näre , chauvinistische Teil beteiligte sich an der reakt ionären polnischen Lon-
doner ExiLregierung".

D e r linke Teil der PPS, der sich „Arbeiterpartei der Pohlischen Sozialisten"
nann te , schloß sich mit der 1942 gegründeten Polnischen Arbeiterpartei (Kom-
munisten) zur Volksfront z u m Kampf gegen die Hi t le rokkupanten zusammen .

25»
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Im Dezember 1948 vereinigten sich beide Parteien und bildeten die Polnische
Vereinigte Arbeiterpartei (PVAP). 358

104 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Werke, Bd. 35, S. 357/358. 360

™K.R. -Karl Radek. 362
106 „Retsch" (Die Rede) - Tageszeitung, Zentralorgan der Kadettenpartei; er-

schien in Petersburg ab Februar 1906. Am 26. Oktober (8. November) 1917
wurde sie vom Revolutionären Militärkomitee beim Petrograder Sowjet ver-
boten; unter anderen Namen erschien sie bis August 1918. 363
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1915

Dezember 1915 6ts Lenin lebt in Bern (Schweiz).
Ende Januar 1916

Mitte Dezember Lenin führt eine Beratung der internationalistischen Sozial-
demokraten über die Vorbereitung der zweiten Internationalen
Sozialistischen Konferenz durch.

29. Dezember Lenin schickt Maxim Gorki das Manuskript der „Neuen Daten
(11. Januar 1916) über die Entwicklungsgesetze des Kapitalismus in der Land-

wirtschaft" zwecks Herausgabe des Buches in Petrograd.

29. Dezember 7915 Lenin arbeitet in der Berner und später in der Züricher Biblio-
bis 19. Juni 1916 thek an dem Buch „Der Imperialismus als höchstes Stadium
(11. Januar bis des Kapitalismus".
2. Juli 1916)

Dezember Lenin schreibt das Vorwort zu N. Bucharins Broschüre „Welt-
wirtschaft und Imperialismus".

Vor dem 3. Lenin weist in einem Brief an die Genfer Sektion der Bolsche-
(16.) Dezember wiki darauf hin, daß es notwendig ist, die Fälschung der Wah-

len zu den „Arbeitergruppen" bei den Kriegsindustriekomitees
in Petrograd durch die Menschewiki in einer besonderen Reso-
lution zu verurteilen.
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2. (15.) Januar

12. (25.) Januar

Nach dem 12.
(25.) Januar

17. (30.) Januar

23.-27. Januar
(5.-9. Februar)

26. Januar
(8. Februar)

28. Januar
(10. Februar)

28. oder 29.
Januar
(10. oder 11.
Februar)

Januar bis
Februar

1916

Lenin leitet eine Sitzung des Büros der Zimmerwalder Linken,
in der über die Vertretung der holländischen linken Sozial-
demokraten im Büro und über die Herausgabe der Zeitschrift
„Vorbote", des Organs der Zimmerwalder Linken, beraten
Wird.

Lenin leitet eine Sitzung des Büros der Zimmerwalder Linken,
in der Maßnahmen im Zusammenhang mit dem bevorstehen-
den Erscheinen der ersten Nummer der Zeitschrift „Vorbote"
beraten werden.

Lenins Artikel „Der Opportunismus und der Zusammenbruch
der II. Internationale" erscheint in Nr. 1 des „Vorboten".

Lenin schreibt an die Züricher Sektion der Bolschewiki einen
Brief im Zusammenhang mit der bevorstehenden Einberufung
des Internationalen Sozialistischen Büros der Jugendorganisa-
tionen.

Lenin nimmt an einer erweiterten Beratung der Internationa-
len Sozialistischen Kommission zu Bern teil; er entwirft die
Resolution über die Einberufung der zweiten Internationalen
Sozialistischen Konferenz und über die Zulassungsbedingungen
zu dieser Konferenz.

Lenin spricht auf einer internationalen Kundgebung in Bern
über den imperialistischen Krieg und die Aufgaben des Prole-
tariats.

Lenin schreibt den Brief „Über die Aufgaben der Opposition
in Frankreich".

Lenin übersiedelt von Bern nach Zürich.

Lenin verfaßt die Thesen „Die sozialistische Revolution und
das Selbstbestimmungsrecht der Nationen". Die Thesen wer-
den im April 1916 in Nr. 2 des „Vorboten" veröffentlicht.
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3. (16.) Lenin sendet den Auslandssektionen der Bolschewiki eine In-
Februar fonnätion über die erweiterte Beratung der Internationalen

Sozialistischen Kommission, die vom 23. bis 27. Januar (5. bis
9. Februar) stattgefunden hat. Er schlägt vor, sich unverzüg-
lich auf die bevorstehende zweite Internationale Sozialistische
Konferenz vorzubereiten und die Kräfte der linken Zimmer-
walder für die Konferenz zu mobilisieren.

4. (17.) Lenin hält in Zürich ein Referat mit dem Thema „Zwei Inter-
Februar nationalen".

5. (18.) Lenins Artikel „Haben das OK und die Fraktion Tschcheidse
Februar eine eigene Linie?" wird in Nr. 50 des „Sozial-Demokrat" ver-

öffentlicht.

13. (26.) Lenin hält in Zürich ein Referat mit dem Thema „Die .Frie-
Februar densbedingungen' im Zusammenhang mit der nationalen

Frage".

16. (29.) Lenins Artikel „Über den Frieden ohne Annexionen und die
Februar Unabhängigkeit Polens als Tageslosungen in Rußland" und

„Wilhelm Kolb und Georgi Plechanow" werden in Nr. 51 des
„Sozial-Demokrat" veröffentlicht.

17. Februar Lenin hält das Referat „Die .Friedensbedingungen' im Zusam-
(1. März) menhang mit der nationalen Frage" in Genf.

Februar bis März Lenin schreibt den „Brief des Komitees der Auslandsorganisa-
tion an die Sektionen der SDAPR".

Ende Februar
bis März

Ende Februar
bisAprü

6. (19.) März

Lenin schreibt die „Vorschläge des Zentralkomitees der SDAPR
an die zweite Sozialistische Konferenz" (Thesen), läßt die The-
sen ins Deutsche und Französische übersetzen und versendet
sie an die Auslandssektionen der Bolschewiki und die linken -
Internationalisten verschiedener Länder. Die Thesen werden
ain 9. (22.) April in Nr. 4 des Bulletins der Internationalen
Sozialistischen Kommission zu Bern veröffentlicht.

Lenin schreibt den Artikel „Spaltung oder Verwesung?".

Lenin gibt A. M. KoIIohtai in einem Brief nach Norwegen den
Auftrag, die „Internationalen Flugblätter Nr. 1" mit den Ent-
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würfen der Resolution und des Manifests der Zimmerwalder
Linken ins Englische zu übersetzen, in Norwegen herauszu-
geben und Maßnahmen für die Verbreitung in Amerika, Eng-
land, Schweden, Norwegen und anderen Ländern zu treffen.
Lenin schickt die Thesen „Die sozialistische Revolution und
das Selbstbestimmungsrecht der Nationen" nach Norwegen,
damit sich die linken Sozialisten Schwedens und Norwegens
damit bekannt machen.

12. (25.) März Lenins Artikel .Über das .Friedensprogramm'" wird in Nr. 52
des „Sozial-Demokrat" veröffentlicht.

Nach dem 28. Lenin schreibt den „Beschlußentwurf des ZK der SDAPR über
März(10.April) die Einstellung der Zeitschrift .Kommunist'" angesichts der

Meinungsverschiedenheiten unter den Redaktionsmitgliedern
über die Frage des Selbstbestimmungsrechts der Nationen.

MärzbisJuni Lenin entlarvt in Briefen an die Bolschewiki im Ausland die
parteifeindlichen Auffassungen der Gruppe Bucharin - Pjata-
kow in der nationalen Frage und deren intrigantes Verhalten
gegenüber der zentralen Parteiinstanz. In Briefen an Sinowjew
kritisiert Lenin dessen Schwankungen in bezug auf die Gruppe
Bucharin - Pjatakow.

5. (18.) April Lenin spricht auf einer gemeinsamen Versammlung der Züri-
cher Sektion der Bolschewiki und der polnischen und lettischen
internationalistischen Sozialdemokraten »Ober die nächsten
Aufgaben der Sozialdemokratie in Rußland".

11.-17. (24.-30.) Lenin nimmt an der zweiten Internationalen Sozialistischen
April Konferenz in Kienthal teil; er organisiert und konsolidiert ihren

linken Flügel, gehört der Kommission an, die die Stellung-
nahme zur Einberufung des Internationalen Sozialistischen
Büros ausarbeiten soll und spricht einige Male auf der Konfe-

renz.

Nach dem 15.
(28.) Mai

Lenin schreibt einen Brief an A. M. Kollontai zur Frage der
Konferenz der Sozialisten der neutralen Länder, die am 26. Juni
stattfinden soll.
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Nicht vor dem Lenin entwirft den Plan eines Artikels oder Referats über die
16. (29.) April Ergebnisse der zweiten Internationalen Sozialistischen Konfe-

20. Mai (2. Juni)

31. Mai
(13. Juni)

19. Juni
(2. Juli)

Zwischen dem
4. und 7. (17.
und 20.) Juli

12. (25.) Juli

Erste Julihälfte

Lenin hält in Genf ein Referat mit dem Thema „Zwei Strö-
mungen in der internationalen Arbeiterbewegung".

Lenins Artikel „Über deutschen und nichtdeutschen Chauvinis-
mus" wird in Nr. 5 (54) der Zeitschrift „Woprossy Stracho-
wanija" veröffentlicht.

Lenin beendet die Arbeit an dem Buch „Der Imperialismus als
höchstes Stadium des Kapitalismus" und schickt das Manu-
skript an den Verlag „Parus".

Lenin übersiedelt in das Bergdorf Flums (unweit Zürichs).

Lenins Mutter M. A. Uljanowa in Petrograd gestorben.

Lenin schreibt die Artikel „Über die Junius-Broschüre" und
„Die Ergebnisse der Diskussion über die Selbstbestimmung",
die im Oktober 1916 in Nr. 1 des „Sbornik Sozial-Demokrata"
veröffentlicht werden.
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